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Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großhcrzogthums Oldenburg.
Erste vorläufige Sitzung.

Oldenburg , den 2 9. December 1869 . Vormittags 11 Uhr.

- - —— --

Vorsitzender: Alterspräsident Liivben.

Der im Namen der GroßherzoglichenStaatsregierung
anwesende Staatsrath Bucholtz eröffnete die Versammlung
und forderte den Abgeordneten Lübben  ans , den Vorsitz als
Alterspräsident zu übernehmen. Letzterer berief zu Schrift¬
führern die Abgeordneten Barg mann und Propping  als
die jüngsten Mitglieder der Versammlung^

Die Verlesung des durch den Staatsrath Bucholtz über¬
gebenen Verzeichnisses der gewählten Abgeordneten(AnlageX.)
ergab, daß die Abgeordneten:

Rüdebusch,  Huntlosen, -
Abels,  Schwarzenburg,
Blunck,  Malkwitz,
Wulff,  Majenfelde und
Maas,  Gleschendorf

nicht anwesend waren.

Die dann vom AlterspräsidentengemäßZ. 2 Abs. 2 und
3 der Geschäftsordnung vorgenommene Loosung ergab die Nr.
4 , welchem nach die 1. Abtheilung durch die Wahlkreise4
bis 6 inel., die 2. Abtheilung durch die Wahlkreise7 und 8,
die 3. Abtheilung durch die Wahlkreise9 und 1 und die 4.
Abtheilung durch die Wahlkreise2 und 3 gebildet wurden.

Die Wahlactcn wurden hierauf an die zuständigen Ab¬
theilungen abgegeben.

Nach Verlesung eines Schreibens: „Bemerkungen des
Staatsministeriums, Departement des Innern , zu den auf
Grund der Verordnung vom 6. September 1869 im Herzog-
thnm Oldenburg vorgenommenen Landtagswahlen» (Anlage
L.) durch den Alterspräsidenten, wurde die Sitzung geschlossen.

Nächste Sitzung am 30. December, Vormittags 10 Uhr.
Tagesordnung: Wahlvrüfungen.

Vorgelcsen, genehmigt und unterschrieben in der zweiten vorläufigen Sitzung am 30. December 1869.

Lübben. Propping.

Anlage
zum Protokolle über die erste vorläufige Sitzung des XVI . Landtags am 29 . December 1869.

Verzcichniß der Abgeordneten.
I. Wahlkreis.

1) Fabrikant Wilhelm Hoycr,  Donnerschwee,
2) Hausmann Oldejo Hanns  senr., Wähnbeck,
3) Kaufmann Georg Propping,  Oldenburg,
4) Gemeindevorsteher Millers,  Oberlethe.

Protokolle. XVI. Landtag.

II . Wahlkreis.
5) Gemeindevorsteher Rüdebusch,  Huntlosen,
6) Auctionator Bulling,  Schlüte,
7) Appellationsrath Hullmann,  Oldenburg,
8) Gutsbesitzer Müller,  Nptzhorn.
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III.  Wahlkreis.

9 ) Hausmann  Georg Ramien,  Norderschwei,
10 ) Hausmann Ummo Lübben,  Golzwarderwurp,
11 ) Justizrath Gräpel,  Elsfleth,
12 ) Hausmann Hinrich Schildt,  Nordermoor.

IV . Wahlkreis.

13 ) Gemeindevorsteher Huchting,  Bockhorn,
14 ) Gerhard Ahlhorn,  Jaderaltendeich,
15 ) Obergerichtsanwalt vr . Bargmann,  Oldenburg,
16 ) Landmann Friedrch Stodthosf,  Westerstede.

V . Wahlkreis.

17 ) Landmann Abels,  Schwarzenburg,
18 ) GerichtSactuar C am mann,  Jever,
19 ) Gemeindevorsteher Eilks,  Schortens.

VI . Wahlkreis.
20 ) Justizrath Russell,  Damme,
21 ) Gemeindevorsteher Stukenborg,  Langförden,
22 ) Oeconom Tebbe Schwegmann,  Schwege.

VII . Wahlkreis.
23 ) Justizrath Bünnemeher,  Löningen,
24 ) Oeconom Eduard Selkmann,  Cloppenburg,
25 ) Oeconom Zeller August v . Hammel,  Nutteln,

VIII . Wahlkreis.

26 ) Hufner H . Blunck,  Malkwitz,
27 ) Erbpachter Wulff,  Majenfelbe,
28 ) Hufner Maas,  Gleschendorf.

IX . Wahlkreis.
29 ) Amtsrichter Scho mann.  Oberstem,
30 ) Schöffe Lengler,  Birkenfeld,-
31 ) Bürgermeister Eißel,  daselbst,
32 ) Gutsbesitzer Massing,  Gollenberg.

Anlage L.
zum Protokolle über die erste vorläufige Sitzung des XVI . Landtags am 29 . December 1869.

Bemerkungen
des Staatsministeriums , Departement des Innern , zu den auf Grund der Verordnung vom

6 . September 1869 im Herzogthum Oldenburg vorgenommenen Landtagswahlen.

Die Durchsicht der von den Wahlcommissaren gesandten
Wahlacten giebt nur zu folgenden Bemerkungen Veranlassung:

1) Daß die Bekanntmachungen wegen Auslegung der
Urwählerlisten und wegen Ansehung des Wahltermins
rechtzeitig  affigirt gewesen sind , ergiebt sich in
vielen Wahlbezirken aus den betreffenden Affixions¬
attesten nicht . Es ist indessen hieraus von keiner
Seite ein Bedenken gegen die Rechtsgültigkeit der be¬
treffenden Urwahlen entnommen und ein Protest ge¬
gen dieselben dieserhalb nicht erhoben.

2 ) Den Acten über die Urwahlen sind in mehreren Wahl¬
bezirken die Bekanntmachungen wegen Auslegung der
Urwählerlisten oder wegen Ansetzung des Wahltermins
nicht angeschlossen , cs fehlen nämlich:

u ) Bekanntmachungen wegen der Auslegung der
Urwähherlifte aus den Gemeinden : Stuhr,
Stadt Wildeshausen (lutherische Kirche und
Rathhaus ) , Landgemeinde Varel,

b ) Bekanntmachungen wegen Anberaumung des
Wahltermins aus den Gemeinden : Stuhr,
StadtWildcshausen ( katholischeKirche ) , Schwei¬
burg , Westerstede.

Auch aus diesem Mangel ist von keiner Seite ein

Einwand gegen die Rechtsbeständigkeit der Urwahlen
hcrgenommen.

3 ) Die Auslegung der Urwählerliste hat in der Gemeinde
Neuenburg nicht spätestens 14 Tage vor dem Wahl-
termine stattgefunden und ist die Ladung zu dem letz¬
teren nicht öffentlich , sondern lediglich durch Kündigung
und auch nicht mindestens 8 Tage vor dem Termine
geschehen . In der Versammlung der Wahlmänner ist
diese Unregelmäßigkeit vom Wahlcommissär zur Sprache
gebracht , es hat indessen die Versammlung aus dieser
Unregelmäßigkeit keine Veranlassung genommen , die
Wahl der Wahlmänner der Gemeinde Neuenburg zu
beanstanden.

4 ) In der Gemeinde Lohne ist die Bekanntmachung wegen
Auslegung der Urwählerliste gleichfalls nicht spätestens
14 Tage vor dem Wahltermine geschehen . Auch diese
Unregelmäßigkeit ist zur Kenntniß der Wahlmänner-
vcrsammlung gebracht , von der Versammlung indessen
die Nichtbeanstandung der Wahlmännerwahl der Ge¬
meinde Lohne beschlossen.

5 ) In den Gemeinden Sengwarden und Altenoythe sind
keine Urkundspersonen zugezogen , weil sich keine zur
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Uebernahme dieser Function bereite Urwähler einge¬
sunken hatten.

6) In der Gemeinde Middoge ist die Einladung zum
Wahltermine nur 3 Tage vor demselben in Gitter¬
kasten bekannt gemacht, auch ist ein Protokoll zur Ab- "
Haltung des Wahltermins nicht ausgenommen, es liegt
vielmehr lediglich eine Anzeige deS Gemeindevorstehers'

dahin vor, daß sich im Wahltermine kein Urwähler
cingefunden habe.

7) Gegen die Gültigkeit der Abgeordneteuwahl sind nur
im VI. Wahlkreise(Kreis Vechta) Proteste eingckom-
men, worüber die Wahlacten das Nähere ergeben. Es
liegen in dieser Beziehung3 Eingaben sämmtlich aus
der Gemeinde Lohne vor.

Richtige Abschrift.

Mutzenbechcr,  Amtsasscssor.

1«.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des GroßherzogthllNls Oldenburg.
Zweite vorläufige Sitzung.

Oldenburg , den 30 . December 1 8 69 . Vormittags 10 Uhr.

- - — — "i " -

Vorsitzender: Alterspräsident Lübben.

Das Protokoll der vorigeu Sitzung wurde verlesen und
genehmigt.

Aus den den einzelnen Abtheilnngen zugestellten Wahl¬
acten berichteten:

1) über die Wahlen/in den Wahlkreisen4, 5 und 6
der Abgeordnete Selkmann;

2) über die Wahlen im Wahlkreise7 der Abg. Scho-
mann,  im Wahlkreise8 der Abg. Eissel;

3) über die Wahlen im Wahlkreise9 der Abg. Hull-
mann,  im Wahlkreise1 der Abg. Graepel;

4) über die Wahlen im Wahlkreise2 der Abg. Russell,
im Wahlkreise3 der Abg. Huchting.

Von sämmtlichen Wahlen wurde keine beanstandet.
Der Alterspräsident constatirte die Anwesenheit von ^

sämmtlicher Abgeordneten, worauf der Staatsrath Bucholtz
die Eröffnung des Landtags um 12 Uhr Miltags verkündigte.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der zweiten ordentlichen Sitzung am 31. December 1869.

Lübben. Propping.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

LVI. Landtags des Großhcrzogthums Oldenburg.

Erste ordentliche Sitzung.

Oldenburg , den 30 . December 1 869 . Mittags 12 Uhr.

Vorsitzender : Alterspräsident Luv den,  dann Präsident Hnllmann.

Es erschien der Minister von Rössing , begleitet vom
Amts-Assessor von Römer , und eröffnete im Namen Seiner
König!. Hoheit des Großherzogs den XVI. Landtag des
Großherzogthums.

In das vom Alterspräsidenten auf Seine König!. Hoheit
den Großherzog ausgebrachte Hoch stimmte die Versammlung
dreimal ein.

Zum Präsidenten auf die Dauer von 4 Wochen wurde
der Abg. Hnllmann  mit 26 Stimmen gewählt Derselbe
nahm den Vorsitz ein, und verpflichtete sich auf seinen frühe¬
ren Eid mittelst Handschlages in der Hand des Ministers
von Rössing.

Die anwesenden neu eingetretenen Mitglieder des Landtags:
von Hammel , Hoher , Massing und Propping  lei¬
steten den im Art. 130. Z. 1. des Staatsgrundgesetzesvorgeschrie¬
benen Eid. Die übrigen anwesenden Abgordncten: Abels,
Ahlhorn , .Bünnemeper , Bulling , Cammann,
Eilks , Eissel , Graepel , Huchting , Lengler , Lüb-
ben , Müller , Oldejohanns , Ramien , Rüdebusch,
Russell , Schildt , Schomann , Schwegmann,
Selkmann , Strodthoff , Stukenborg und Mil¬
lers  verpflichteten sich mittelst Handschlags aus ihren früheren
Cid in die Hand des Präsidenten.

Zum Vice-Präsidentcn auf die Dauer von 4 Wochen
wurde der Abg. Graepel  mit 27 Stimmen gewählt.

Zu Schriftführern aus die Dauer des ganzen Landtags
wurden gewählt die Abgeordneten: Müller  mit 23 St .>
Strodthoff mit 23 St . und Propping  mit 25 St.

Die Wahl einer Deputation zur Begrüßung Sr . König!.
Hoheit des Großherzogs wurde dem Vorstande überlassen.
Ebenso die Anstellung von 2 Berichterstattern aus Nichtmit¬
gliedern des Landtags.

Staatsrath Bucholtz überreichte ein Verzeichniß der
fertigen Vorlagen und ein Verzeichniß der zu erwartenden
Vorlagen (Anlagen X. und L.) und wurde die inzwischen
eingegangene Vorlage über die Ernennung der Regierungs-
commissare(Anlage6 .) vom Präsidenten zur Kenntniß der
Versammlung gebracht.

In den Geschäftsausschuß  wurden gewählt die Ab¬
geordneten: Abels , Ahlhorn , Lengler , Russell,
Selkmann  mit je 26 St ., Huchting , Müller , Olde¬
johanns mit je 25 St . und Hullmann  mit 23 St.

Nächste Sitzung: Freitag, den 31. Dec., Vorm. 10 Uhr.
Tagesordnung: Ausschußwahlen.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der zweiten Sitzung am 31. December 1869.

Hullmann. Propping.
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Anlage
zum Protokolle über die erste ordentliche Sitzung des XVI . Landtags am 30 . December 1869.

Verzeichniß
der fertigen Vorlagen für den XVI . Landtag des Großherzogthums Oldenburg.

Datum. Gegenstand. Bemerkungen.

1.
1869.

Juni 4. bctr. einige Abänderungen und Erzanzungcn des Ablösungsgesctzes vom 11.

2.
Februar 1851.

betr. Erhöhung der Pos . L . 2 dcS Normal-EtatS der Stärke und Ncrpsle-

3. ,, "
gung der Gendarmerie auf 1000 Thlr,

betr. die Schulpfiichtigkeit für sämmtliche Volksschulen im Herzogthum.
Geheim!! " ><. betr. den Vertrag mit Preußen vom 7. Oetbr . v. I . Wegen der Zoll- und

4. .. 7.
Steuer -Verhältnisse des Fürstenthums Lübeck,

betr. Unterstützung zur Fortsetzung und Vollendung des Grimm'schen deutschen

5. "
Wörterbuchs.

,betr. die Aushebung der Denunciantengebühr und der Antheile der Denun-

6. Oclbr. 1.
ciantcn an Strafgeldern und confiscirtcn Gegenständen,

betr. dauernde Feststellung der für das evang. Kirchcnwesen aus der Staats-

7. „ 11.
casse zu bewilligenden Subvention.

bctr. Landtauschc zur Arrondirung der SraatSforstcu im. Fürstenthum Lübeck.
8. bctr. Ankauf einer Ocdlandfläche im Forstrevier Oberstem.
9. „ 25. betr. das Verfahren bei Wiedcrincourssetzung der zu Gunsten einer Staats-

10. Novbr. 4.
bchörde rc. außer Cours gesetzten Papiere auf den Inhaber.

,bctr. die Bestrafung des Handels mit Negcrsclaven.
1,1. » 11. betr. das Vormundschaftswesenim Herzogthum.
12. .. 17. bctr. die Vorlage der abgelegten und vom Staatsministerium decidirten Rech-

13. ,, "

nungen der Ccntralcassc des Großhcrzogthums für die Jahre
1864— 1866.

betr. die Betheiligung der Vormünder re. bei Bundesanleihen.
14. » „ bctr. Rabattvergütung der Apotheker im Füstenthum Lübeck.
15. „ ,, betr. Rabattvcrgütung der Apotheker im Herzogthum Oldenburg.
16. 18- betr. den Ankauf des bei Begradigung der Mühlenstraße in Brake neben den

17. „ 19.
Gründen des Zollamts Braksicl erübrigenden Areals,

betr. Erhöhung des Gehalts deS Landtagsrcgistrators Schwencke.
18. ,, 22. betr. die Verwendung der von der Gemeinde Westerstede für aufgehobenen

19. Decbr. 4.

Forsthosdienst zu zahlenden 1000 Thlr . zur Vergrößerung von
Staatsforsten,

bctr. die Ackerbauschulen.
20. 8. betr. die Ausführung der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund.
21. V 9. betr. die Bewilligung eines Zuschusses an die Landwirthschaftlichc Gesellschaft

22. 10.
für die Finanzpcriode 1870/72.

betr. Abänderung des Gesetzes für das Herzogthum vom 15. August 1861,
die Einführung einer allgemeinen Stierköhrung betr.
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Datum. Gegenstand. Bemerkungen.

23.
1869.

Decbr . 13. betr . die Competenzconflicte zwischen den Verwaltungs - und Gerichtsbehörden.
24. „ 14. betr. die Zwangsarbeiesanstalt zu Vechka.
25. ,, 20. betr . Ergänzung des Gesetzes vom 1. April 1867 über die Organisation der

26. "
Eisenbahn -Verwaltung.

betr. den Verkauf der Fährstelle zu Huntebrück.
27. „ „ betr. die Vererbpachtung des sog. Großen Krugs in Schwartau.
28. „ k, betr . die Veränderung der Grenze zwischen den Gemeinden Altenhuntorf und

29. 22.
Neuenhuntorf.

betr . die Aenderung des Gesetzes vom 10 . October 1855 über die Anlage

30. „ 27.
und Benutzung von Dampfkesseln.

betr . die Abtretung eines staatlichen Außengrodens an den 2 . Deichband

31.

zum Zwecke der Herstellung eines besseren Ufcrschutzes an der Ost-
seitc des Fedderwarder Hafens,

betr . Ernennung von Rcgierungscommissaren.
32. betr . den Voranschlag für das Großherzogthum pro 1870/72.
33. » » betr. eine Beihülfc für die höhere Bürgerschule in Oldenburg.

Anlage L.
zum Protokolle über die erste ordentliche Sitzung des XVI . Landtags am 30 . Decbr . 1869.

Verzeichnis
der zu erwartenden Vorlagen für den XVI . Landtag des Großherzogthums Oldenburg.

1) betr . das Gehalts -Regulativ für den Civildienft.
2) betr . die Einführung der Auctionator - und Vergantungs-

ordnung vom 14 . Mai 1844 iu der ehemaligen Herr¬
schaft Varel.

3) betr . die Anlegung eines schiffbaren Canals vom Barszeler
Tief bei Nordloh bis zum Apertief.

4) betr . Verordnung , betr . Abänderung des Art . 5 Z. 1 des
Gesetzes für das Herzogthnm Oldenburg vom 9.
Octobcr 1868 (für das Fürstenthum Birkenfeld vom
21 . October 1868 ) wegen der Stempelgebühren.

5) betr . die Jncorporirung der Seiner Königl . Hoheit dem
Großherzoge cedirten vormals Holsteinischen Landes-
theile in das Fürstenthum Lübeck.

6) betr . Abänderung des Abschnittes IX . und der Anlage I.
des Staatsgrundgesetzes.

7) betr . den Ausbau des Eisenbahn - Netzes im Herzogthnm
Oldenburg.

8) betr . den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben für
das Herzogthnm Olvenburg für die Finanzperiode
1870/72.

9) desgleichen für das Fürstenthum Lübeck.
10 ) desgleichen für das Fürstenthum Birkenseld.
11) betr . die Eichungsbehörden im Großherzogthum.
12) Gesetz für das Fürstenthum Lübeck, betr. Abänderung der

Verordnung vom 29 . October 1867 , wegen Ein¬
führung des preußischen Münzfußes.
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Anlage
zum Protokolle über die erste ordentliche Sitzung des XVI . Landtags am 30 . Decbr . 1869.

An den Landtag des Großherzogthums.

2 ) der Oberintendant Meinardus;
3 ) der Landesökonomie -Rath Rüder;
4 ) der Regierungs -Rath Jansen;
5 ) der Amts -Assessor Römer.

Oldenburg,  1869 December 27.

Staatsministerium,

von Rössing.

Holtzingcr.

Dem Landtage des Großherzogthums beehrt sich das

Staatministerium die Mittheilung zu machen , daßzuRegierungs-
commissaricn Höchsternannt sind:

1) die sämmtlichen Vortragenden Räthe des Staats-
Ministeriums ;

/



rotokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthllms Oldenburg.

Zweite Sitzung.

Oldenburg , den 3 1. December 1869 . Vormittags 10 Uhr.
- - -

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.

Nachdem die Sitzung eröffnet, wurden vom Schriftführer
Propping  die Protokolle der zweiten vorläufigen Sitzung
und der ersten ordentlichen Sitzung verlesen und genehmigt:

Eingcgangen waren:
1) Ein Schreiben der Staalßrcgierung, in Bezug darauf

vom Präsidenten bemerkt wurde, daß die Staatsre¬
gierung wünsche, daß über die darin enthaltene Vor¬
lage in vertraulicher Sitzung möge verbandest werden.

Die Vorlage geht, da über finanzielle Fragen
zu verhandeln ist. an den Finanzausschuß,

2) Eine Eingabe von einigen Wahlmänneru der Ge¬
meinde Lohne, betreffend Protest gegen die Gültigkeit
der Wahl des Abgeordneten Schwegmann  zu
Schwege,

Vom Präsidenten wurde hierzu bemerkt, da die Wahl
deS Abgeordneten Schwegmann  vom Landtage in gestriger
Sitzung nicht beanstandet sei, und' keine neue Thatsachen,
welche Bezug aus die Ungültigkeit der Wahl haben könnten,
in der betreffenden Eingabe vorgebracht seien, so gehe solche
aci acta.

Hieraus wurde die Gültigkeit sämmtlicher Wahlen vom
Landtag genehmigt.

Auf Aufforderung des Präsidenten leistete sodann der Abge¬
ordnete Or. Barg mann,  der in gestriger Sitzung nicht
anwesend war, den im Art. 130 Z, 1 des Staatsgrund-
gesehes vorgeschriebenen Eid,

Vom Präsidenten wurde mitgetheilt, daß die Accessistcn
Bucholtz und Mosen  mit der Berichterstattung beauftragt
seien und daß unter den Schriftführern folgende Geschästs-
vertheilung getroffen sei: Propping  führe die Corrcspondenz,
Müller  überwache die Registratur, Expedition und Redaction

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in
Hnllnmnu.

Protokolle. XVI. Landtag.

der Landtagsverhandlungen, Strodthoff  führe die Aufsicht
über das Rechnungswesen.

Tagesordnung:
Nach dem Vorschläge des Ausschusses über die Verthei-

lung der Geschäfte sind 6 Ausschüsse zu wählen, womit der
Landtag einverstanden.

Es werden gewählt:
a) in den Finanzausschuß:  die Abgeordneten Abels,

Ahlhorn , Blunck , Müller , 8 engler , Olde-
johanns , Russell , Selkmann  mit 27 Stim¬
men, Graepel  mit 25 Stimmen;

b) in den Krongutsausschnß:  die Abgeordneten
Barg mann,Bünne meher , Propping,Ramien,
Schomann , Schwegmann , Wulff  mit 27 Stim¬
men, Cam mann und Huchting  mit 26 Stimmen;

0) in den Gesetzgebungsausschuß:  die Abgeordneten
Bargmann , Cammann , Eissel , Hullmann,
Lüdben , Schildt , Schomann , Stuckcnborg
mit 26 Stimmen, Strodthoff  mit 25 Stimmen; '

ä) in den Eisendahnausschuß:  die Abgeordneten
Ahlhorn , Eilks , Hoher , Graepel , Rüdedusch,
Selkmann  mit 27 Stimmen, Russell und Huch¬
ting  mit 26 Stimmen, Bulling  mit 24 Stimmen;

e) in den Quotenausschuß:  die Abgeordneten Eissel,
Maas , Massing , Wulff  mit 27 Stimmen, Hoher
mit 26 Stimmen, und Schildt  mit 25 Stimmen;

1) in den Petitionsausschuß:  die Abgeordneten
Bünnemeher , von Hammel , Lübben , Maas,
Propping und Ramien  mit 26 Stimmen, Mas¬
sing , Millers und Strodthoff  mit 25 Stimmen.

Die nächste Sitzung soll angesagt werden,
der dritten Sitzung am 11. Januar 1870.

Strodthoff.
2



otokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Dritte Sitzung.

Oldenburg , den 11 . Januar 18 7 0. Morgens 11 Uhr.

-- — .- ' - '- --

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.

Der Schriftführer  Strodthoff  verliest das Protokoll
der letzten Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Die jetzt anwesenden Mitglieder Blunck und Maas
leisteten den im Art. 130 Z. 1 vorgcschriebenen Eid. Der
Abg. Wulff  verpflichtete sich mittelst Handschlags in die
Hand des Präsidenten auf seinen früher geleisteten Eid.

Der Präsident macht dem Landtage die Mittheilung, dag
wegen der Eisenbahn noch ein vertrauliches Schreiben von
der Staatsrcgierung eingchen werde.

Ferner zeigt der Präsident an, daß die in der Sitzung
vom 30. v. M. als fertig angekündigten Vorlagen Nr. 1 bis
33 des ersten Verzeichnisses sich jetzt sämmtlich gedruckt in
den Händen der Abgeordneten befänden, und das; von
den damals als noch zu erwartenden angekündiglcn Vorla¬
gen folgende bis jetzt eingekommen wären:

Nr. 1 des mitgctheilten Verzeichnisses, betr. das Ge¬
halts-Regulativ für den Eivildienst des Großherzog-
thums. (Au den Finanzausschuß abgegeben.)

Nr. 2, betr. die Einführung der Auktionator- und Ver-
gantungöordnung vom 14. Mai 1844 in der ehema-

- ligcn Herrschaft Varel. (An den Gesetzgebungsaus¬
schuß abgegeben.)

Nr. 3, betr. die Anlegung eines schiffbaren Canals vom
Barßeler Ties bei Nordloh bis zum Apertief. (An
den Finanzausschuß abgegeben.)

Nr. 4, betr. Verordnung wegen Abänderung des Art.
5 Z. 1 des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg
vom 9. October 1868, (für das Fürstenthum Bir-
kcnfcld vom 21. October 1868), betr. die Stempel-
gedühren. (uä aota.)

Nr. 6, betr. Abänderung des Abschnitts IX. und der

Anlage I. des Skaatsgrundgesetzes. (An den Kron-
gutsausschuß abgegeben.)

Nr. 7., betr. den Ausbau des Eisenbahn-Netzes im
Herzagthum Oldenburg. (An den Eisenbahnausschuß
abgegeben.)

Nr. 8, betr. den Voranschlag der Einnahmen und Aus¬
gaben des Herzogthums Oldenburg für 1870/72.
(An den Finanzausschuß abgegeben.)

und Nr. 11, betr. die Eichungsbehördcnim Großherzogthum
Oldenburg. (An den Gcsetzgebungsaußschuß angegeben.)

Es fehlen hiernach noch die Vorlagen:
Nr. 5, betr. die Jncorporirung der Seiner Königlichen

Hoheit dem Großherzoge cedirtcn vormals Holstein'-
schen Landestheile in das Fürstenthum Lübeck.

Nr . 9, betr. dcn Voranschlag für das Fürstenthum Lü¬
beck für 1870/72.

Nr. 10, betr. den Voranschlag für das Fürstenthum
Birkenfeid für 1870/72, und

Nr. 12., betr. Gesetz für das Fürstenthum Lübeck, wegen
Abänderung der Verordnung vom 29. Oktober 1867,
betr. die Einführung des Preußischen Münzfußes.

An weiteren Vorlagen der Großherzoglichen Staatsrc¬
gierung rc. sind eingekommen:

1) Beglaubigte Abschrift des Ministerial-Protokolls über
die Eröffnung des Landtags, (aä aota.)

2) Schreiben des Herrn Regierungscommissars Heu-
mann  an den Gesammtvorstand des Landtags wegen
Berichtigung einer Auslassung im Stempelsteuergesetzc.
(wci wotn.)

3) Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums mit
Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Olden-
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bürg, betr. die Gebühren in VerwaltungSsachcn rc.
(An oen Gesetzgebungsausschuß abgegeben.)

4) Dcsgl., betr. die decidirten Rechnungen des Fürsten-
lhums Birkenfeld für 1864/66. (An den Finanzaus-
schuß abgegeben)

5) DeSgl., betr. die Wiedergetväbrung der Militair-Pen-
sion aus der betreffenden Staatscasse an Militair-
Invaliden, welche aus der ibnen übertragenen Civil-
stelle wieder entlassen worden sind. (An den Finanz¬
ausschuß abgegeben.)

6) DeSgl. mit Entwurf eines Gesetzes für das Fürstcn-
thum Lübeck, betr. das Alter der Volljährigkeit. (An
den Gesetzgcbungsausschuß abgegeben.)

7) Desgl., betr. außerordentliche Militair-Ausgaben in
Folge der Militair-Convcntion von 1867. (An den
Finanzausschuß abgegeben.)

8) Dcsgl-, betr. Uebereinkunft mit dem Präsidium des
Norddeutschen Bundes wegen Anstellung rc. von Post-
und Telegraphen-Beamten im Fürstcnthum Lübeck.
(An den Finanzausschuß abgegeben.)

9) DcSgl., betr. die Kosten des Landtags. (An den Vor¬
stand des Landtags.)

10) Desgl. mit Entwurf eines Gesetzes für bas Groß-
hcrzogthum, betr. die Unterstützung der bedürftigen
Familien zum Dienste einberufener Mannschaften der
Reserve, Landwehr und Ersotzreserve. (An den Ge-
setzgcbungsausschuß.)

11) Desgl., betr. die Reorganisation der höheren Lehr¬
anstalt in Birkenfeld. (An den Finanzausschuß ab¬
gegeben.)

12) DeSgl., betr. das Beitragsverhältniß der Provinzen
zu den Centrallasten des Großherzogthums. (An den
Quotenausschnß abgegeben,)

13) Petition deS Gemeinderaths der Gemeinde Gander¬
kesee, betr. Entschädigung wegen Einqnartirnng rc.
(An den Finanzausschuß abgegeben.)

14) Petition des Amtsraths des Amts Wildcshansen.
betr. Ausbau der Balm Huve-Brake rc. (An den Ei¬
sendahnausschußabgegeben.)

Der Präsident theiit noch mit, daß die an Seine Kö¬
nigliche Hoheit den Großherzog entsandte Deputation am 1.
Januar huldreich emvfangen worden sei.

Es ist noch einaebracht ein als dringlich bezcichneter
selbstständiger, auch schon genügend unterstützter, Antrag vom
Abg. Hoher . Derselbe lautet:

In Erwägung, daß die bisherige Geschäftsord¬
nung des Landtags den Schwerpunkt aller Verhand¬
lungen fast ausschließlich in die geheimen Sitzungen
der Ausschüsse verlegt, von denen der größere Theil
der Abgeordneten ausgeschlossen bleibt, anstatt in öf¬
fentliche Berathuugcn, an denen jeder Abgeordnete
Theil nehmen kann; in Erwägung, daß bei der jetzi¬

gen veränderten Gestalt des Landtags, namentlich
bei der geringen Anzahl seiner Mitglieder, welche ei¬
nem erweiterten Ausschüsse fast gleichkommt, eine Be-
rathung der meisten Vorlagen in Plenarsitzungen nicht
allein ohne Schwierigkeit stattfinden kann, sondern
eine Erleichterung, sowie eine Belebung des allgemeinen
Interesses herbeiführen wird; in Erwägung endlich,
daß bei schleuniger Vornahme einer Aenderung der
Geschäftsordnung in diesem Sinne dieselbe noch in
der jetzigen Session cingeführt werden kann, um eine
Erleichterung hinsichtlich der Bcrathung der noch zu
erwartenden Vorlage zu gewähren,

stellt der Unterzeichnete den dringlichen Antrag:
Der Landtag wolle die Geschäftsordnung einer nä¬
heren Prüfung unterziehen, um den geänderten Ent¬
wurf der Staatsregierung zur baldgencigten Bestä¬
tigung vorzulegen.

W. Hoher.
Unterstützt von: Schwegmann . Stukenborg.

Rüdcbusch . Russell . Propping.  Eissel . Scho-
mann.

lieber die Dringlichkeit wird abgestimmt; solche wird
angenommen.

Wegen der geschäftlichen Behandlung macht der Präsident
oen Vorschlag, den Antrag des Abg. Hoher  an einen neu
zu wählenden Ausschuß zur Revision der Geschäftsordnung
von 7 Personen zu verweisen.

Der Abg. Scho mann  stellt folgenden Verbesserungs¬
antrag:

der Landtag wolle die Geschäftsordnung einer zu er¬
nennenden Commission zu dem Zwecke überweisen,
damit diese dieselbe insbesondere von dem Gesichtspunkte
aus einer Revision unterwerfe, daß es wünschenswerth
erscheine, den Schwerpunkt der Verhandlungen mehr
als bis jetzt in die Plenarversammlungen zu verlegen.

Der Abg. Hoher  beantragt:
Revision der Geschäftsordnung in einer nächsten Plenar-
sitzung.

Der Abg. Ahlhorn  betragt:
den Antrag des Abg. Hoher  an den Gcsctzgebungs-
ausschuß zu verweisen.

Der Antrag des Abg. Schomann  wird zuerst zur
Abstimmung gebracht und abgelehnt, darauf wird über den
Antrag des Abg. Hoher „Revision der Geschäftsordnung
in einer nächsten Plenarsitzung" abgestimmt und derselbe eben¬
falls abgelehnt. Der Antrag deS Abg. Ahlhorn  wird von
demselben zurückgezogen, dagegen der Vorschlag des Präsidenten
angenommen.

Da der Präsident nach der Geschäftsordnung Vorsitzen¬
der der Revisionscommissionist, so werden nur 6 Personen
zu wählen sein. — Der Präsident setzt die Wahl vor Schluß
der heutigen Sitzung an.

2»



12

Tagesordnung:

1. Bericht des Gesetzgebungsausschusses , betr . die Auf¬
hebung des Denunciantengebühr und der Autheile der Dcnnn-
cianten an Strafgeldern und confiscirten Gegenständen ( An¬
lage Nr . 5 ) .

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem einzigen Artikel seine Zustim¬
mung ertheilen,

wird angenommen.
2 . Bericht desselben Ausschusses , betr . Aendcrung des

Gesetzes vom 15 . August 1861 wegen Einführung einer all¬
gemeinen Stierköhrung ( Anlage Nr . 22 ) .

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine Zustimmung
ertheilen,

wird angenommen.
3 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses , betr . das

Verfahren bei Wicderincourssetzung der zu Gunsten einer Staats¬
behörde rc. außer Cours gesetzten Papiere auf den Inhaber.
(Anlage Nr . 9 .)

Nach dem Anträge des Ausschusses werden die Art . 1
und 2 des Gesetzentwurfs angenommen.

4 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses , betr . die
Veränderung der Grenze zwischen den Gemeinden Altenhuntors
und Neuenhuntorf . ( Anlage Nr . 29 .s

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem vorgelegten Gesetzentwurf seine
verfassungsmäßige Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.
5 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses , betreffend

Aendcrung des Gesetzes vom 10 . Oktober 1855 über die
Anlage und Benutzung von Dampfkesseln . (Anlage Nr . 30 .)

Der Ausschuß beantragt:
der Landtag wolle den beiden Artikeln des vorgelegten
Gesetzentwurfs seine verfassungsmäßige Zustimmung
ertheilen,

und werden dem Anträge gemäß Art , 1 und 2 des Gesetz¬
entwurfs angenommen.

Der Präsident setzt die Frist für Einbringung der An¬
träge zur zweiten Lesung auf übermorgen 12 Uhr Mittags.

6 . Bericht des Finanzausschusses über den Voranschlag
der Einnahmen des Herzogthums Oldenburg für 1870/72.
(Anlage Nr . 31 . ) .

lieber die Ausschußanträge Nr . 1— 16 incl . wird die
Abstimmung ausgesetzt.

Der Antrag Nr . 17 ( Position 19 des Voranschlags)
wird auf Antrag des Hrn . Regicrungscommissärs vom Aus¬
schuß dahin geändert , daß die Worte : „ unter der Voraus¬
setzung . daß sobald " bis „ erhoben wird " gestrichen werden.

lieber den Antrag Nr . 17 , wie er jetzt lautet , bis Antrag
Nr . 19 wird die Abstimmung ausgesetzt.

In Folge des Ausschußantrages Nr . 20 giebt die Staats-
regierung folgende schriftliche Erklärung ab:

Die Regierung hält sich verpflichtet , die in ihrem
Schreiben vom 4/10 . Juli 1867 abgegebene Erklä¬
rung durch eine schriftliche Vorlage an den nächsten
ordentlichen Landtag , welcher im Jahre 1872 zusammen-
tritt , zu erfüllen.

Durch diese Erklärung fällt der Antrag Nr . 20 weg.
lieber den Antrag Nr . 2l wird die Abstimmung aus¬

gesetzt.
Der Antrag Nr . 22 fällt weg in Folge der Erklärung

der Staatsregierung bei Antrag Nr . 20.
lieber die Anträge Nr . 23 bis 31 incl . wird die Ab - ,

stimmung ausgesetzt.
Die Anträge Nr . 20 und 22 sind weggefallen , lieber

Antrag Nr . l7 in seiner jetzigen Fassung , sowie über die
übrigen ausgesctzten Anträge wird abgestimmt und werden
dieselben sämmtlich angenommen.

7 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die Vcrerbpach-
tung des s. g . Großen Krugs in Schwartau . (Anlage N . 28 .)

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
8 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses , betr . Land¬

tausche zur Arrondirung der Staatsforsten im Fürstenthum
Lübeck. ( Anlage Nr . 7 . )

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle zu den von der Großherzoglichen
Staatsregierung verabredeten Landanstauschungen,
nämlich:

l > mit dem Hufner Burmcister zu Kreutzfeld dahin,
daß der Staat zwei in einer dem Burmeistcr
gehörigen Wische gelegene Holzrchme , groß 1124
Ruthen , an diesen abtritt und dafür aus den
Holmkämpen desselben eine gleiche Fläche wieder
erhält,

2 ) mit dem Hufner Blunck  zu Kreutzfeld dahin,
daß der Staat von einer vorspringenden Ecke
des Geheges Dodau eine Fläche von 480 Ru¬
then an den Hufner Blunck  abtritt und von
dessen Holmkämpen eine gleich große Fläche zurück-
empsängt,

3 ) mit dem Hufner Heitmann  zu Rachut dahin,
daß der Staat deinselben 567 Ruthen vom
Staatsforste Gr . Dodau , in drei Parcellen be¬
legen , abtritt und dagegen eine gleicb große
Fläche , bestehend in einer dem Hufner Heit¬
mann  gehörigen im Staatsforste „ Neukoppel"
velegencn Wiese , wieder erhält,

seine Zustimmung ertheilen,
wird angenommen.

9 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses , betr . An¬
kauf einer Oedlandfiäwe im Forstrevier Oberstem . (Anlage
Nr . 8 .)
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Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle zu dem Ankäufe des an der nord¬
westlichen Seite des Staatswalddistricts Schwellende!!
im Forstrevier Oberstein belegenen Stückes Oedland
— an der Eichheck, Bann von Oberstein, Flur IX.
Parcellc 19, 11 Morgen 172 Ruthen 95 Schuh —
von den Eigenthümern Jacob Ne es und Ludwig
Scriba von Göttschieder-Hof für den aus dem Staats¬
gutscapitalienfonds zu zahlenden Kaufpreis von 717
Thlr. 19 Sgr . 6 Pf ., seine Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.
10. Mündlicher Bericht dcS Finanzausschusses, betr.

Ankauf eines Grundstücks von der Stadt Brake. (Anl. Nr. 16.)
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle zu dem Ankäufe des bei Begradi¬
gung und Verbreiterung der Mühlenstraße in Brake

neben den Gründen des Zollamts Brakstcl erübrigenden
Areals von 14 ^ Ruthen zum Preise von 10 Thlr.
pro HMuthe, seine Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.
11. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses, betr. den

Verkauf der Fährstelle zu Huntebrück. (Anl. Nr. 27.)
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle zum öffentlichen meistbietenden
Verkaufe der Fährstelle zu Huntebrück seine Zustimmung
ertheilen,

wird angenommen.
Wahl eines Ausschusses zur Revision der Geschäftsordnung.
Gewählt werden die Abgeordneten: Hoher mit 27,

Russell und Gr aepel mit je 25, Müller mit22 , Rüde-
busch mit 21, und Ahlhorn  mit 20 Stimmen.

Die nächste Sitzung soll angesagt werden.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der vierten Sitzung am 18. Januar 1870.

Hullmann Müller.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

LVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Vierte Sitzung.

Oldenburg , den 18 . Januar 1870 . Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender: Präsident HuUmann

Das vom Schriftführer Mü llcr  verlesene Protokoll der
vorigen Sitzung wirb genehmigt.

Eingänge:
1) Petition mehrerer Eingesessenen der Insel Wangerooge,

vctr. Verpachtung der Austernbänke bei Wangerooge.
(An den Petitionsausschnß.)

2) Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums, betr.
den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthnm Bir¬
kenfeld wegen Eingehung der Ehe. (An den Gcsetz-
gevungsausschuß.)

3) Desgleichen, betr. Erhöhung der zu Z. 47 des Vor¬
anschlags des Herzvgthums für die Hafenanstalt
zu Fedderwardersiel für 1870 ausgeworfencn Summe.
(An den Finanzausschuß.)

4) Ein vertrauliches Schreiben desselben. (An den Ei-
scnbahnausschuß.)

5) Ein desgleichen. (An den Finanzausschuß.)
6) Schreiben Großherzoglichei! StaatSministcriums, betr.

die Erhöhung des Betriebsfonds der Oldenburger
Landeskasse. (An den Finanzausschuß.)

7) Desgleichen, vctr. die zu Z. 62 im Voranschläge der
Ausgaben des Fürstenthums Birkenfeld für 1870/72
ousgcworfene Summe für die Schule in Herrstein.
(An den Finanzausschuß.)

8) Desgleichen, betr. den Zuschuß aus der Landeskasse
des Fürstenthums Birkenfeld zu den Kosten einer zu
errichtenden höheren Bürgerschule zwischen Idar und
Oberstem. (An den Finanzausschuß.)

9) Desgleichen mit Entwurf eines Gesetzes für das Fürsten¬
thum Lübeck, betr. Abänderung der Verordnung vom
29. Oktober 1867 wegen Einführung deS Preußischen
Münzfußes. (An den Gesetzgebungsausschuß.)

(Nr. 12 des Verzeichnisses der zu erwartenden
Vorlagen.)

10) Desgleichen mit Entwurf eines Gesetzes für das Hcr-
zogthnm Oldenburg in Betreff der Schiffsregister. (An
den Gesetzgebungsausschuß.)

11) Petition des Pächters des VorwerksV. zu Garms,
Hausmanns Gr aal so, imr. Bewilligung zur Repara¬
tur der dortigen Scheune. (An den Finanzausschuß.)

12) Folgender Antrag des Abgeordneten Nüdeblisch:
Der Landtag wolle folgendem Gesetzentwurf seine

Zustimmung crthcilcn:
Entwurf eines Gesetzes für das Hcrzogthum

Oldenburg, betr. Aenderung der Wegeorbnung vom
12. Juli 1861.

Der Art. 34. tz. 1 der Wegeordnnng wird
dahin abgeändert, daß alle aus uncultivirten
Ländereien angelegten Forsten, mögen sie zum
Staatsgut gehören oder im Privateigenthum
stehen, während der ersten 20 Jahre nach der
Anlegung beilragsfrei sind.

Begründung.
Werden uncultivirte Grundstücke, Haidflächen,

Oeden, Sandschollen, Moore u. s. w. mit Holz-
sämercien besamt oder mit Pflänzlingen besetzt, so
sind solche als cultivirt zu betrachten, und werden
nach der Bestimmung der Wegcordnung(Art. 34
Z. 1) wegflichtig.

Meistens gewähren solche Anlagen erst nach
langer Zeit einen Ertrag ; die ersten Durchforstungen
erbringen einen wirklichen Nutzen nicht, Gefahren
verschiedener Art bedrohen die Anlage, und ist des¬
halb eine Bodenrente nicht mit Bestimmtheit vor-
ausznsetzen.
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Sowohl das Anlagekapital wie auch die Unter¬
haltunĝ und Aufsichtskosten sind meistens nicht
unbedeutend, und dürfte cs hart und unbillig er¬
scheinen, wenn solche Anlagen, bevor sic den Wegen
zum Nachtheil gereichen und ehe sic irgend einen
Ertrag geben, zu den Kosten der Instandsetzung
und Unterhaltung der Gemeindewege heraugezogen
werden.

Der Sinn für Anlegung von Forsten ist be¬
kanntlich bei den Geestbewohnern durchgängig nicht
sehr rege, die erschwerende und drückende Bestimmung
kann daher nur sehr abschreckend und nachthcilig
einwirken, und die Forstcultur gerade in denjenigen
Gegenden zurückhalten, wo sie so sehr am Platze
wäre.

In welchem hohen Grade schädlich es aber in
land- und volkswirthschaftlicher Beziehung ist, wenn
von den Geesten die Forsten verschwinden, haben
andere Länder hinreichend bewiesen.

Rüdebusch . Sclkmann . Wulfs . Russell.
Millers . Hullmann . Sch wegma nn. Ma ssing.
Hoher . Lengler . Propping . Strodthofs.

13) Während der Sitzung folgender Antrag des Abgeord¬
neten Ramien:

Die Staatsregierung zu ersuchen:
der nächsten Landtagsversammlung eine Vorlage
wegen Aufhebung oder doch möglichster Be¬
schränkung der bestehenden Apotheker-Privilegien
zu machen.

Ramien . Wulff . Rüdedusch . Huchting.
^ Abels . Müller . Blllling . Schildt.

Motive.
Diese Privilegien stehen mit dem Grundsätze der

Gewerdesreiheit im Widerspruch, sic sind schädlich für
das Gemeinwohl, denn sie sind der Anlegung der
durch das Bedürfnis erforderten neuen Apotheken
hinderlich, ja sie machen dadurch, daß mehrere benach¬
barte Apotheken in einer Hand sind, zum Nachtheil
des betreffenden Publikums eine Concurren; unter die¬
sen Apotheken unmöglich. Aehnliche Privilegien sind
schon wiederholt, z. B- durch das Staatsgr .undgesetz
und durch die Gewerbefreiheit, ausgehoben worden.

Letztgenannte beide Anträge sollen, nachdem der Landtag
beschlossen sie in Betracht zu ziehen, auf Vorschlag des Präsi¬
denten ohne Begutachtung durch einen Ausschuß in einer der
nächsten Sitzungen berathen werden.

Tagesordnung:
1. Ausschußbericht, betr. einige Abänderungen und Er¬

gänzungen des Ablösungsgesetzes vom 11. Februar 1851.
Da der Präsident Berichterstatter zu 1. und2. der Tages¬

ordnung ist, übernimmt der Vicepräsident Gräpel  den Vorsitz.
Die Ausschußanträge Nr. 1 bis 8 werden angenommen.

2. Ausschußbericht, betreffend die Schulpflichtigkcit für
sämmtliche Volksschulen im Herzogthum Oldenburg.

Der Ausschußantrag Nr. 1 wird mit dem vom Abg.
Bulling  gestellten Zusatzantrag:

„In denjenigen Gemeinden, in welchen die Kon¬
firmation im Herbste stattfindet, endigt die Schulpflicht
mit dem 31. October für diejenigen Kinder, welche in
der Zeit vom 1. Mai bis zum 31. October deS
laufenden Jahres ihr 14. Lebensjahr vollendet haben«

angenommen.
Der vom Abgeordnete:, Rüdcbusch  zum Ausschußantrage

Nr. 2 gestellte Zusatzantrag:
„Im ß. 2 Absatz2 Zeile 1 hinter dem Worte:

»Schulinspector« statt oder zu setzen und«
wird abgelehnt und werden dann die Ausschutzanträge Nr. 2
und 3 angenommen.

Der Präsident Hullmann  übernimmt wieder den
Vorsitz.

3. Ausschußbericht, betr. die Rabattvergütung der Apo¬
theker im Fürstenthum Lübeck.

Der Ausschußantrag1 der Mehrheit wird in nament¬
licher Abstimmung mit 23 gegen7 Stimmen angenommen,
womit zugleich der Ausschußantrag Nr. 2 der Minderheit
abgelehnt ist.

Für den Auschußantrag Nr. i stimmen die Abegordncten
Abels ,Ah lh orn , Blunck, Bullin g, Ca mm ann , Eilk s,
Graepel , von H am meI, Hoh er, Huchting , Lcngler,
Lübbeu , Maas , Massing , Müller , Olde jo hannS,
Ramien , Rüdebusch , Schildt , Schwegmann , Selk¬
mann , Will crS und Wulff.

Dagegen stimmen die Abgeordneten Bargmann , Bünne-
meper . Eissell , Hullmann , Propping , Russell
und Schomann.

Abwesend sind die Abgeordneten Strodthofs (krank)
und Stukenborg (beurlaubt ).

4. Ausschußbericht, betr. die Rabattvergütung der Apo¬
theker im Herzogthnm Oldenburg.

Der Ausschußantrag Nr. 1 der Mehrheit wird ange¬
nommen, womit zugleich der Ausschußantrag Nr. 2 der
Minderheit adgelehnt ist.

4. Ausschußbericht, betr. den Entwurf eines Gesetzes
für das Großherzogthum wegen Bestrafung des Handels mit
Negersklaven.

Die Artikel 1, 3 und 6 des Gesetzentwurfes werden
mit den vom Ausschüsse beantragten Aenderungen, die Artikel
2, 4 und 5 in ursprünglicher Fassung angenommen. Der
Artikel7 wird gestrichen, und die Artikel 8 bis 12 werden
angenommen, indem die Letzteren je um eine Nummer vor¬
rücken.

6. Mündlicher Bericht des GesetzgebungsauSschusses
über den Entwurf eines Gesetzes, betr. die Einführung der
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Auctionator- und Vergantungsordnung vom 14. Mai 1844
in der ehemaligen Herrschaft Varel.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle den beiden Artikeln des vorge¬
legten Entwurfs seine verfassungsmäßige Zustimmung
ertheilen,

wird angenommen.
7. Ausschußberich st betr. den Voranschlag der Ccntral-

Einnahmen und Ausgaben des Großherzogthums für die
Finanzpcriode 1870/72.

Wird von der heutigen Tagesordnung abgesetzt.
8. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Aufhe¬

bung der Denunciantengebühr und der Antheile der Denun-
cianten an Strafgeldern und confiscirten Gegenständen.

9. Desgleichen, betreffend Aenderung des Gesetzes vom
15. August 1861 wegen Einführung einer allgemeinen Sticr-
köhrung.

10. Desgleichen, betr. das Verfahren bei Wiederincours¬
setzung der zu Gunsten einer Staatsbehörde rc. außer CourS
gesetzten Papiere auf den Inhaber.

11. Desgleichen, betr. Veränderung der Grenze zwischen
den Gemeinden Altenhuntorf und Neuenhuntorf.

12. Desgleichen, betr. Aenderung des Gesetzes vom 10.
Oktober 1855 über die Anlage und Benutzung von Dampf¬
kesseln.

Sämmtliche Gesetzentwürfe Nr. 8 bis 12 incl. werden
in zweiter Lesung unverändert, wie sie aus erster Lesung
hervorgegangcn, angenommen. Nächste Sitzung: Dienstag,
den 25. Januar , Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung:
1) Bericht des Finanzausschusses, betr. den Central-Vor-

anschlag für 1870/72.
2) Bericht des Gefttzgebungsausschusfes über den Gesetz¬

entwurf, ben. die Competeinconflicte.
3) Desgl. über den Gesetzentwurf für Birkenfeld, betr.

die Eingehung der Ehe.
4) Desgl. über den Gesetzentwurf, betr. die Unterstützung

der einberufenen Personen der Reserve und Landwehr.
5) Antrag des Abg. Rüdebusch.
6) Antrag des Abg. Ramien.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 25. Januar 1870.

Propping.Hullmann.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.

Fünfte Sitzung.

Oldenburg , den 25 . Januar 1870 . Morgens 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Hüll mann.

Der Schriftführer Propping  verliest das Protokoll
der letzten Sitzung; dasselbe wird mit einigen kleinen Abände¬
rungen genehmigt.

Eingä nge:
1) Schreiben des Großherzoglichen Staatsministcriums,

betr. die decidirten Landeskasse-Rechnungen des Fürsten¬
thums Lübeck für 1864, 1865 und 1866. (An den
Finanzausschuß.)

2) Desgl., betr. den Voranschlag des Fürstenthums Birken¬
feld für 1870/72. (An denselben Ausschuß.)

(Nr. 10 des Verzeichnisses der zu erwartenden Vor¬
lagen.)

3) Bericht des ständigen Landtagsauschusses über seine Thä-
tigkeit während der Fiuanzperiode 1867/69. (aä aota.)

4) Schreiben des Großherzoglichen Staatsministcriums,
betr. Auseinandersetzung zwischen den drei Landestheilen
wegen der Militärgebäude. (An den Finanzausschuß.)

5) Petition des BrinksitzersG. Raschen  zu Gruppen¬
bühren, betr. Entschädigung für den Mehrwerth der
ihm abgenommenenLändereien zur Oldenburg-Bremer
Eisenbahn. (An den Petitionsausschuß.)

6) . Petition des Gemeinderaths zu Adbehausen, betr. An¬
nahme der Vorlage GroßherzoglicherStaatsregierung
wegen Ausbaues des Eisenbahnnetzes im Herzogthum
Oldenburg. (An den Eisenbahnausschuß.)

7) Petition des SchmiedemeistersI . Triebe  zu Ahl¬
horn, betr. Ausweisung von Gemeinheitsplacken. (An
den Petitionsausschuß.)

8) Petition des Schulachtsausschusses der lutherischen
Gemeinde der Stadt Wildeshausen, betr. Zuschuß aus
Staatsmitteln für die höhere Bürgerschule daselbst.
(An den Finanzausschuß.)

Protokolle . XVI . Landtag.

9) Petition des Gemeinderaths zu Lohne, betr. die Rich¬
tung einer Eisenbahn durch den südlichen Theil des

. Herzogthums. (An den Eisenbahnausschuß.)
Tagesordnung:
1. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Central-

Vorunschlag für 1870/72. (Anlage Nr. 24.)
Die Anträge des Ausschusses Nr. 1., 2., 3 , 4., 5., 6.,

7., 8., 9., 10., 11., 12., 13., 14., 15., 15a.. 16., 17. und
18. werden angenommen. Vom Ausschüsse sind die 4.,
12. und 14. noch einstweilen ausgesetzt. Der Antrag Nr. 19.
wird auf Antrag der Staatsregierung von der Tagesordnung
entfernt.

2. Bericht des Gesetzgebungsausschusses über den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr. die Com-
petenzconflicte zwischen den Verwaltungs- und Gerichtsbehör¬
den. (Anlage Nr. 23.)

lieber die Ausschußanträge Nr. 3., 5., 6., 7., 9., 11.,
12., 13., 14., 15., 17., 18., 20. und 21. wird abgeftimmt
und werden dieselben angenommen. Die Abstimmung über
die übrigen Anträge wird zuerst ausgesetzt und erst nach
Schluß der Berathung des ganzen Entwurfs vorgenommen;
dieselben werden sämmtlich angenommen.

3. Bericht des GesetzgebungSausschnsses über den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld wegen
Eingehung der Ehe.

Auf Antrag der Staatsregierung wird derselbe von der
heutigen Tagesordnung entfernt.

4. Mündlicher Bericht des Gesetzgebungsausschusses über
den Entwurf eines Gesetzes, betr. die Unterstützung der be¬
dürftigen Familien der zum Dienste einberufenen Mannschaf¬
ten der Reserve re.

3
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Bei der Berathung stellt derAbg. Massing den Antrag:
Dem Art. 5 folgende Fassung zu geben:

Die zur Unterstützung erforderlichen Geldmittel wer¬
den in den drei Landcstheilen des Großherzogthums
nach dem Fuße der Einkommensteuer über die ein¬
zelnen Gemeinden der Unterstützungsbezirke vertheilt
und von denselben ausgebracht.

Auf Antrag des Abg. Schomann  wird beschlossen, die
Berathung und Beschlußfassungüber Art. 5. , in Folge des
Antrags des Abg. Massing,  auszusetzen und den Artikel
zur Berichterstattung an den Ausschuß zurückzuverweisen.
Ueber die anderen Art. 1. , 2-, 3. , 4. , 6. wird abgestimmt
und werden dieselben angenommen.

5. Antrag des Abg. Rüdebusch,  betr . Aenderung der
Wegeordnuug.

Der Antragsteller zieht seinen Antrag zurück.
6. Antrag des Abg. Ramien,  betr . Aufhebung event.

Beschränkung der Apotheker-Privilegien.
Der Abg. Russell  stellt den Verbesserungsantrag:

Der Landtag wolle beschließen, die Staatsregierung
zu ersuchen, dahin zu wirken, daß möglichst bald durch,
die Bundesgesetzgebung die Apotheker-Privilegien auf¬
gehoben werden.

Der Abg. Ramien  zieht seinen Antrag zurück und
wird darauf der Antrag des Abg. Russell  angenommen.

Der Präsident bestimmt die Frist für Anträge zur zwei¬

ten Lesung des Gesetzentwurfs für das Großherzogthum, betr.
einige Abänderungen und Ergänzungen des Ablösungsgesetzes
vom 11. Februar 1851 und für den Entwurf, betr. dieSchul-
pfüchtigkeit für sämmtliche Volksschulen im Herzogthum Olden¬
burg, auf künftigen Freitag, 12 Uhr Mittags.

Nächste Sitzung: Donnerstag, den 27. Januar , Mittags
12 Uhr.

Tagesordnung:
1) Bericht des Finanzausschusses über den Entwurf eines

Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. Er¬
gänzung des Gesetzes vom 1. April 1867 über die Or¬
ganisation der Eisenbahnverwaltung. (Anlage Nr. 26.)

2) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Einführung
der Auktionator- und Vergantungsordnung vom 14.
Mai 1844 in der ehemaligen Herrschaft Varel.

3) Mündlicher Bericht des Gesammtvorstandes, betr. Ge¬
haltserhöhung für den LandtagSregistrator. (Anlage
Nr. 17.)

4) Mündlicher Bericht des Gcsetzgebungsausschusses über
den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Ol¬
denburg in Betreff der Schiffsregister.

5) Mündlicher Bericht des GesetzgebungSansschllsses über
die Verordnung vom 14. September 1869, betr. die
Ausführung der Gewerbeordnung für den Norddeutschen
Bund vom 1l . Juni 1869. -(Anlage Nr. 20.)

6) Neuwahl des Präsidiums.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am Donnerstag, den 27. Januar 1870.

Hullmarm. Müller.



r
über

die Verhandlungen
des

LVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Sechste Sitzung.
Oldenburg , den 27 . Januar 1870 . Mittags 12 Uhr.

--

Vorsitzender: Präsident Hul 1mann

Das vom Schriftführer Müller  verlesene Protokoll
der 5. Sitzung wird genehmigt.

Eingänge:
1) Ein vertrauliches Schreiben Großherzoglichen Staats¬

ministeriums. (Geht auf Vorschlag des Präsidenten
an einen am Schluß der Sitzung zu wählenden Aus¬
schuß von 7 Personen.)

2) Ein Schreiben desselben bei Vorlegung des Entwurfs
eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr.
Abänderung der Taxe der Gebühren in bürgerlichen
Rechts- und Strafsachen. (An den Gesetzgebungs¬
ausschuß.)

3) Petition der Gemeindevertreter verschiedener Gemeinden
iin Fürstenthume Birkenfeld, betr. den Ausbau des
Zufuhrwegcs von Niederbrombach nach der Eisenbahn¬
station Kronweiler. (An den Finanzausschuß.)

4) Petition des Gemeinderaths zu Eckwarden, betr. die
Eisenbahnvorlage. (An den Eisenbahnausschuß.)

Tagesordnung:
1. Ausschußbericht, betr. Ergänzung des Gesetzes vom

1. April 1867 über die Organisation der Eisenbahnverwaltung.
Die Ausschußanträge Nr. 1 bis 4 werden angenommen.
2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Ein¬

führung der Auctionator- und Vergantungsordnung vom
14. Mai 1844 in der ehemaligen Herrschaft Varel.

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung unverändert
angenommen.

3. Mündlicher Bericht des Gesammtvorstandes, betr.
Gehaltserhöhung für den Landtagsregistrator Schwencke.

Der Antrag des Gesammtvorstandes:
der Landtag wolle der von Großherzoglicher Staats-
regierung beantragten Erhöhung des Gehals des

Landtagsregistrators Schwencke vom1. Januar 1870
an auf jährlich 600 Thlr. zustimmen,

wird angenommen.
4. Mündlicher Bericht des Gesetzgebungsausschusscs

über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Olden¬
burg in Betreff der Schiffsregister.

Da der Präsident Berichterstatter zu Nr. 4 und 5 der
Tagesordnung ist, übernimmt der Vicepräsident Gräpcl  den
Vorsitz.

Dem Anträge des Ausschusses gemäß werden beide Ar¬
tikel des Gesetzentwurfs angenommen.

5. Mündlicher Bericht des Gesetzgebungsausschusses über
die Verordnung vom 14. September 1869, betr. die Aus¬
führung der Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund
vom 21. Juni 1869.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle dieser Verordnung seine Zustimmung
ertheilen,

wird angenommen.
6. Präsidentenwahlen.
Nachdem der Antrag des Abg. Ahlhorn:  beide Präsi¬

denten für die Dauer des Landtags wieder zu wählen, ange¬
nommen worden, wird zum Präsidenten der Abg. Hullma nn
mit 28 Stimmen gewählt.

Derselbe nimmt den Vorsitz wieder ein. -
Zum Vice-Präsident wird der Abg. Gräpel  mit 28

Stimmen gewählt.
7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den

Z. 44 des Voranschlags der Ausgaben des Herzogthums
Oldenburg.

Dieser Gegenstand wird auf Antrag des Berichterstatters
des Finanzausschusses auf die heutige Tagesordnung gesetzt,
und der Ausschußantrag:

3 «
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der Landtag wolle zu 8 - 44 des Voranschlags der

Ausgaben des Herzogthums Oldenburg für die Navi¬

gationsschule zu Elsfleth pro 1870 2370 Thlr ., pro

1871 2244 Thlr . und pro 1872 2155 Thlr . bewilligen,

angenommen.
8 . Wahl des Ausschusses für das Eingangs erwähnte

vertrauliche Schreiben Großherzoglichen Staatministeriums.

In den Ausschuß werden gewählt die Abgeorgneten:
Bünnemeyer , Huchting , Maas , Propping , Rüde¬

busch  mit je 24 Stimmen , Wulff mit 23 und Blunck
mit 22 Stimmen.

Nächste Sitzung : Dienstag , den 1 . Februar 1870 , Vor¬

mittags 10 Uhr.

Tagesordnung:
- 1) Bericht des Gesetzgebungsausschusses über den Entwurf

eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld , betr . die

Eingehung der Che.

2 ) Zweite Lesung des Gesetzes für -das Großherzogthum,

betr . einige Abänderungen und Ergänzungen des Ab¬

lösungsgesetzes vom 11 . Februar 1851.

3 ) Antrag Nr . 19 des Berichts des Finanzausschusses,
betr . den Central -Voranschlag für 1870/72 . (Betr.

Schreiben Großherzoglicher Staatsregierung vom 30

December v . I . wegen außerordentlicher Militair - Aus-

gaben in Folge der Militär - Convention von 1867 .)

4 ) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Ergänzung

des Gesetzes vom 1. April 1867 über die Organisation

der Eisenbahn -Verwaltung.
5 ) Desgl . des Gesetzentwurfs in Betreff der Schiffsregister.

6 ) Desgl . des Entwurfs einer Verordnung , betr . die

Ausführung der Gewerbeordnung für den Norddeutschen
Bund vom 21 . Juni 1869.

7) Desgl . des Gesetzentwurfs , betr . die Competenzconflicte

zwischen den Verwaltungs - und Gerichtsbehörden.

8 ) Desgl . des Gesetzentwurfs wegen Bestrafung des

Handels mit Negersclavcn.

9 ) Bericht des Quotenausschusses über das Beitragsvcr-

hältniß der Provinzen zu den Centrallasten des Groß¬

herzogthums.

10 ) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das

Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung vom

3 . Januar d. I . , betr . die Pension der im Civildienste

angestellten Militair -Jnvaliden.

Der Präsident bestimmt die Frist zur Einreichung von

Anträgen zur zweiten Lesung der Gesetzentwürfe unter 4 — 8

incl . bis Sonnabend , den 29 . Januar , Mittags 12 Uhr.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der siebenten Sitzung am Dienstag , den 1 . Februar 1870.

Hullmarm. Propping.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

IVI . Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.

Siebente Sitzung.

Oldenburg , den 1. Februar 18 7 0. Vormittags 10 Uhr.
- ^ >-

Vorsitzender : Präsident Hullmann.

Bon dem Schriftführer Propping  wird das Protokoll
der letzten Sitzung vorgelesen und genehmigt.

Eingänge:
1) Petition des HalbbaumannsH. D. Flügger zu Uhlen¬

brok und Genossen, betr. Abänderung des Z. 12 der
Wasserordnung in Beziehung auf die darnach die
Petenten treffende Untcrhaltungspflicht als Ufcranlieger
der Varreler Bäke und des s. g. Fleths. (An den
Petitionsausschuß.)

2) Desgleichen deS Gemeinderaths zu Rodenkirchen, betr.
Annahme der Eisenbahn-Vorlage. (An den Eisenbahn¬
ausschuß.)

3) Desgleichen der Bürgermeister im Fürstenthum Birken¬
feld, betr. Erhöhung ihres Gehalts. (An den Finanz¬
ausschuß.)

4) Desgleichen des Gemeinderaths zu Burhave, betr.
Annahme der Eisenbahn-Vorlage. (An den Eisenbahn¬
ausschuß.)

5) Desgleichen des Magistrats und Stadtraths zu Olden¬
burg, betr. die südliche Richtung der Eisenbahn von
Brake. (An denselben Ausschuß.)

6) Desgleichen des Gemeinderaths zu Schwei, betr. An¬
nahme der Eisenbahn-Vorlage. (An denselben Ausschuß.)

7) Desgleichen desgl. , betr. Chaussceanlage von Strück¬
hausen über Frieschenmoor, Schwei und Sccfeld nach
Stollhamm. (An den Finanzausschuß.)

8) Desgleichen des Gcmeinderaths zu Esenshamm, betr.
Annahme der Eisenbahn-Vorlage. (An den Eisenbahn¬
ausschuß.)

9) Desgleichen des Nebenlehrers Behrens zu Edewecht,
betr. Abänderung des Art. 41 ß. 2 des Schulgesetzes.
(An den Petitionsausschuß.)

10) Desgleichen des Gemeinderaths zu Hatten, betr. Zu¬

schuß aus der Landeskasse zu der Vergütung fürEin-
quartirung des Militairs rc. (An denselben Ausschuß.)

Dem Abgeordneten Bulling  wird ein Urlaub von 14
Tagen bewilligt.

Tagesordnung:
Zunächst bemerkt derPräsident, daß auf Veranlassung Groß¬

herzoglicher Staatsregierung der Bericht des Quotenausschusses
als zweiter Gegenstand zur Berathung auf die Tagesordnung zu
setzen sei, womit der Landtag sich einverstanden erklärt.

1. Bericht des Gesetzgebungsausschusses über den Entwurf
eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfcld, betr. die Ein¬
gehung der Ehe.

Der Viceprästdent Gräpcl  übernimmt den Vorsitz.
Der Antrag Nr. 1 des Ausschusses wird angenommen,

desgleichen wird der Antrag Nr. 2 in namentlicher Abstimmung
mit 26 gegen4 Stimmen angenommen.

Mit „Ja " stimmten:
Abels , Ahlhorn , Bargmann , Blunck,Bünne¬

meyer , Cammann , Eilks , Eissel , Gräpel , Hoyer,
Huchting , Hullmann , Lengler , Lübben , Maas,
Massing , Müller , Oldejohanns , Propping , Ra¬
mien , Rüdebusch , Schildt , Schomann , Selkmann,
Millers , Wulff.

Mit „Nein" stimmten:
von Hammel , Rüssel , Schwegmann und Stu¬

kenborg.
Der Abgeordnete Bulling  ist beurlaubt, der Abgeord¬

nete Strodthoff  krank.
Der Präsident Hullmann  übernimmt wieder den Vorsitz.
2. Bericht des Quotenausschusses über das Beitrags-

verhältnih der Provinzen zu den Centrallasten des Groß-
herzogthums.

Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses wird in nament¬
licher Abstimmung mit 25 gegen5 Stimmen abgelehnt.
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Mit „Ja " stimmten:

Blunck , Hoher , Maas , Schildt und Wulff.
Mit „Nein " stimmten:
Abels , Ahlhorn , Bargmann , Bünnemeper,

Cammann , Eilks , Eissel , Gräpel , von Hammel,

Huchting , Hullmann , Lengler , Lübben , Massing,
Müller , Oldejohaund , Propping , Ramien , Rü¬
debusch , Russell , Schomann , Schwegmann , Selk-
mann , Stukenborg und Millers.

Der Abgeordnete Bu l l i ng ist beurlaubt , der Abgeordnete
Strodthoff krank.

Der Viceprästdent  Gräpel übernimmt wieder den
Vorsitz.

3 . Zweite Lesung des Gesetzes für das Großherzogthum,
betr . einige Abänderungen und Ergänzungen des Ablösungs-
gesetzes vom 11 . Februar 1851 . ( Anlage Nr . 1 .)

Die vom Herrn Regierungscommissär gestellten Anträge
Nr . 1, 2 , 3 , 4 und 5 , welche lauten:

Antrag Nr . 1.

Der Art . 1 Z. 3 erhalte folgende Fassung:

Im Falle des Z. 2 hört die abzulöscnde Be¬
rechtigung nicht schon mit dem Abschluß des Con-
tracts , sondern erst mit der Zahlung des Ablösungs-
capitals auf , und zwar dergestalt , daß:

1) soweit cs sich um Geldrentcn , Naturalien und
Dienste handelt , dieselben bis dahin fortgeleistct,

2 ) soweit es sich um Antrittsgelder handelt , statt

der Fortleistung derselben jährlich 4 »/g des
Ablösungscapitals bis dahin entrichtet werden.

Der Berechtigte muß auf Verlangen des
Verpflichteten denselben mit der Bezahlung des
AblösungScapitals auf mindestens 2 Jahre,
vom Abschluß des Ablösungsvertrages unge¬
rechnet , befristen.

Antrag Nr . 2.

Dem Art . 1 werde folgender Z. 4 nachgefügt:
Wenn dem Staat , oder einer unter staatlicher Auf¬
sicht stehenden Verwaltung öffentlicher Fonds , die
abzulösende Berechtigung zusteht , so kann der Ab¬
lösungsvertrag in der Weise abgeschlossen werden,
daß die zuständige Behörde in einem schriftlichen
Ablösungsantrage dem Verpflichteten die Art und
den Betrag der abzulösenden Berechtigung so wie
des Ablösungscapitals und sonstige in Betracht

kommende Thatumstände mittheilt , mit der Aufgabe,
etwaigen Widerspruch binnen 4 Wochen zu erheben.
Der Vertrag wird als mit der Zustellung des Ab¬
lösungsantrages abgeschlossen angesehen , wenn in
dieser Frist kein Widerspruch erfolgt.

Antrag Nr . 3.
Im Art . 2 ß . 3 anstatt:

»wenn bei gleichem Mindestbetrage des Ablösungs¬
capitals"

zu setzen:
„wenn das Ablösungscapital mehr als 20 Thlr.
beträgt und"

Antrag Nr . 4.
Den Art . 2 Z . 4 zu streichen.

Antrag Nr . 5.
Den Art . 3 Z. 3 zu streichen , falls Art . 1 H. 3 in
der obigen Fassung angenommen wird,

werden angenommen.

Zu den übrigen Anträgen des Regierungs - CommissärS
Nr . 6 , 7 , 8 , 9 , welche lauten:

Antrag Nr . 6.
Der Art . 5 ß . 1 erhalte folgende Fassung:

Wenn eine unvertheilte Geldrente auf einer oder
auf mehreren oder auf allen mit gesondertem Grund-
stererreinertrage in den Catastern aufgeführten Par¬
zellen einer geschlossenen Stelle haftet,.
vereinbaren , daß diese Rente ganz oder zu be¬
liebigen Theilen über alle oder mehrere Parzellen
der geschlossenen Stelle repartirt , oder auf eine
Parzelle gelegt werde . Die Verthcilung einer
gleichen Reute über Parzellen , welche nicht zu einer
geschlossenen Stelle gehören , aber zusammen auf
einem Folium in den Catastern aufgeführt stehen,
geschieht nach dem Fuße des Grundsteuerreinertrages,
wobei die zu repartirenden Rententheile bis zu
10 o/o von dem genau ermittelten Betrage abweichen
dürfen.

Antrag Nr . 7.
Im Art . 5 ^ . 2 Abs . 1 anstatt „Berechtigung " zu
setzen „ Geldrente " .

Antrag Nr . 8.
Im Art . 5 Z. 2 den Abs . 3 so zu fassen:

Der Widerspruch eines Verpflichteten ist nur zu
berücksichtigen , wenn von ihm gleichzeitig andere
Vorschläge wegen der Umlegung gemacht werden.
Diese sind anzunchmen , soweit dadurch nach dem
Erachten der umlegenden Behörde die Sicherheit
der Rente nicht gefährdet , und das Hcbungswesen
nicht durch die große Zersplitterung derselben öe-
einträchtigt wird.

Antrag Nr . 9.

Der Art . 5 Z. 3 erhalte folgende Schlußfassung:
.die Ablösung zu verlangen nur Anwen¬
dung , wenn die Rente vor der Umlegung mit
einem Capital von höchstens 20 Thlr . abgelöst
werden konnte,

sowie zu dem Anträge des Abgeordneten Hullmann,  welcher
lautet : -

Im Art . 5 Z. 2 der Zusammenstellung in dem ersten Satze:
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„Steht in solchen Fällen die Berechtigung dem
Staate zu » , vor »zu » einzuschalten : »oder einem
durch eine staatliche Behörde vertretenen Fonds»

sind vom Abgeordneten Hüll mann  die Vcrbcsserüngsan-
träge Nr . I ., II ., III -, gestellt , welche lauten:

I . Der Art . 5 erhalte folgende Fassung:
Z. 1 . Wenn eine Geldrente auf einer ge-

geschlossenen Stelle oder auf einem Theilc derselben
oder auf mehreren zu keiner geschlossenen Stelle
gehörigen , mit gesondertem Steuerkapital in den
Katastern ausgeführten Parzellen haftet , so kann
dieselbe durch Vereinbarung zwischen dem Ver¬
pflichteten und dem Berechtigten , ohne daß dritten
Personen ein Widerspruchsrecht zusteht , über alle
oder mehrere gesondert aufgeführte Parzellen der ge¬
schlossenen Stelle bezw . des pflichtigen Complexes re-
partirt oder auch aus eine derselben gelegt werden.

Z. 2 . Außerdem kann jede Geldrente durch
gleiche Vereinbarung in beliebiger Weise über alle
in derselben Gemeinde , in welcher das verpflichtete
Grundstück liegt , belegene Parzellen des Ver¬
pflichteten oder über einige derselben rcparlirt
oder auch auf eine derselben gelegt werden,
wenn vorher mittelst einer öffentlichen Aufforderung
nachgewiesen ist , daß der beabsichtigten Umlegung
dingliche Rechte dritter Personen nicht entgegenstehen.

Die Aufforderung ist von der für Nepartitions-
sachm zuständigen Behörde in dem für die öffent¬
lichen Bekanntmachungen der Behörden bestimmten
Blatte zu erlassen und muß die durch die Um¬
legung zu belastenden Parzellen , ffowie den Renten¬
betrag , welcher auf jede derselben gelegt werden
soll , angeben und zur Erhebung etwaigen Wider¬
spruchs Seitens dritter Personen eine mindestens
vierwöchige Frist bei Strafe des Ausschlusses an-
beraumen.

Nur solche dingliche Rechte an dem zu belastenden
Grundstücke begründen ein Widerspruchsrecht , welche
nicht auch gleichmäßig auf das verpflichtete Grund¬
stück sich erstrecken.

Der angedrohte Ausschluß tritt mit Ablauf der
Frist in Kraft , ohne daß ein Ausschlußbeschcid ab¬
gegeben wird.

Z. 3 . Steht die Geldrente dem Staate oder
einer unter staatlicher Aufsicht stehenden Verwaltung

eines öffentlichen Fonds zu , so kann die für Re-
partitionssachen zuständige Behörde einseitig ver¬
fügen , daß die Rente in der in dem Z. 1 bezw.
Z. 2 gedachten Weise umgclcgt werden soll . Alsdann
hat diese Behörde nach ihrem Ermessen einen Um»

legungsplan aufzustellen , denselben mindestens vier¬
zehn Tage lang öffentlich auszulegen und in dem

für die öffentlichen Bekanntmachungen der Behörden
bestimmten Blatte Ort und Zeit der Auslegung
bekannt zu machen unter Bestimmung einer ferneren
mindestens vierzehntägigen Frist zur Erhebung
etwaigen Widerspruchs seitens der Verpflichteten.
Hierbei können alle gleichzeitig für dieselbe Ge¬
meinde verfügten Umlegungen in einem Umlegungs¬
plan und in einer Bekanntmachung zusammengc-
faßt werden.

Für die Fälle des Z . 2 kann mit dieser Be¬
kanntmachung die Aufforderung an die Betheilig¬
ten dritten Personen in der Weise verbunden wer¬
den . daß wegen der durch die Umlegung zu be¬

lastenden Parzellen und der auf dieselben zu legenden
Rcntenbeträge lediglich aufden ausgclegtenUmlegungs-
plan Bezug genommen wird ; es ist indeh in der Be¬
kanntmachung nachrichtlich zu bemerken , wie hoch die
Belastung derjenigen Parzelle , in Prozenten ihres
Grundsteuer -Reinertrages ausgedrückt , sich beläuft,
welche von den sämmtiichen betroffenen Parzellen nach
Verhältnis des Grundsteuer - Reinertrags am höchsten
belastet werden soll.

Der Widerspruch eines Verpflichteten ist nur zu
berücksichtigen , wenn von ihm gleichzeitig andere
Vorschläge wegen der Umlegung gemacht werden.
Diese sind anzunehmen , soweit dadurch nach dem

Erachten der umliegenden Behörde die Sicherheit
der Rente nicht gefährdet und das Hebungswesen
nicht durch große Zersplitterung beeinträchtigt wird
und sofern in den Fällen des Z . 2 eine erneute
Aufforderung keinen begründeten Widerspruch dritter
Personen ergiebt.

K. 4 . Auf die, gemäß der Bestimmungen der
HZ. 1 , 2 und 3 umgelegten Renten findet die im
Art . 1 Z. k dem Berechtigten eingeräumte Be-
fugniß , die Ablösung zu verlangen , nur Anwendung,
wenn die Rente vor der Umlegung mit einem Capital
von höchstens 20 Thlr . abgelöst werden konnte.

H. 5 . Wie der bisherige Z . 4.
II . Folgenden Art . 6 einzuschalten unter Bezifferung
des bisherigen Art . 6 als „Art . 7 . "

Art . 6.

Die Vorschriften des Art . 1 Z. 4 und des
Art . 5 Z. 3 finden auch auf die sonstigen Fonds
und Corporationen zuständigen Berechtigungen
Anwendung , wenn mit der Vertretung des Be¬
rechtigten für die Ablösung bezw . Umlegung auf
Antrag desselben eine staatliche Behörde beauftragt
worden ist.

III . Dem Entwürfe folgenden Art . 8 nachzufügen:
Art . 8.

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen



weiteren Bestimmungen sind im Verwaltungswege zu
treffen.

DieVerbessernngsanträgedesAbg. Hullmann  Nr . I .,II .,
III. werden angenommen und sind damit die Anträge des Herrn
Rcgierungscoinmissars, so wie der Antrag des Abgeordneten
Hullmann  erledigt. Es wird dann über den ganzen Ent¬
wurf in seiner jetzigen Fassung abgcstimmt, und wird derselbe
angenommen.

Der Präsident Hu llm ann übernimmt wieder den Vorsitz.
4. Antrag Nr. 19 des Berichts des Finanzausschusses,

betr. den Central-Voranschlag für 1870/72.
Der Ausschuß-Antrag Nr. 19 wird angenommen.
5. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Ergänzung

des Gesetzes vom 1. April .1867 über die Organisation der
Eisenbahn-Verwaltung. (Anl. Nr. 26.)

Der Entwurf, wie solcher aus der ersten Lesung hervor¬
gegangen, wird angenommen.

6. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs in Betreff der
Schiffsregister

Der Gesetzentwurf, wie derselbe aus der ersten Lesung
hervorgegangen, wird angenommen.

7. Zweite Lesung des Entwurfs einer Verordnung,
betr. die Ausführung der Gewerbeordnung für den Nord¬
deutschen Bund vom 21. Juni 1869. (Anlage Nr. 20.)

Der Entwurf einer Verordnung, betr. die Ausführung
der Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund vom 21.
Juni 1869 wird.auch in zweiter Lesung angenommen.

8. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Compe-
tenzconflicte zwischen den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden.
(Anlage Nr. 23.)

Der Antrag des Regierungs-Commissars:
der Art. 6 werde in folgender Fassung angenommen:

„Ein Mitglied, welches vermöge seines Amtes
bei einer früheren, den Gegenstand des Competenz-
conflicts betreffenden Verhandlung initgewirkt hat,
kann nicht zum Berichterstatter bestellt werden, so
lange noch ein gerichtliches, bezw. ein administra¬
tives Mitglied vorhanden ist, welches bei jener
Verhandlung nicht initgewirkt hat.

wird abgelehnt, und darauf der Entwurf, wie derselbe aus
der ersten Lesung hervorgegangen, angenommen.

9. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Bestrafung
des Handels mit Negersklaven. (Anl. Nr. 10.)

Der Entwurf, wie solcher aus der ersten Lesung hervor¬
gegangen, wird angenommen.

10. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über daS
Schreiben der Großhcrzoglichen Staatsregierung vom 3.
Januar , betr. die Pension der im Eivildienste angestellten
Militär-Invaliden.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß vorkommenden Falls dem Beschlüsse deS Bundes¬
raths entsprechend nach Maßgabe der im Schreiben
Großherzoglicher Staatsregierung vom .3. Januar
angegebenen Bestimmung in Betreff der Pension der
im Eivildienste angestellten Militair - Invaliden Ver¬
fahren werden könne,

wird angenommen.
Nächste Sitzung: Donnerstag, den 3. Februar, Vor¬

mittags 10 Uhr.
Tagesordnung:
Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag der

Ausgaben des Herzogthums Oldenburg für 1870/72.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 3. Februar 1870.

Hullmann Müller.



Oldenburg.

Protokoll
über

die Verhandlungen
des

LVI. Landtags des Großherzogthums

Achte Sitzung.
Oldenburg , den 3. Februar 1870 . Morgens 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hullmarrrr.

Das vom Schriftführer Müller  verlesene Protokoll
der siebenten Sitzung wird genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben des Postamts Oldenburg, betr. den aus¬

wärtigen Debit der gedruckten Verhandlungen des
16. Landtags, (aä notn.)

2) Schreiben Großh. Staatsministcriums, betr. die im
ß. 105 deS Voranschlags der Ausgaben des Herzog¬
thums für das Gymnasium zu Jever ausgeworfene
Summe. (An den Finanzausschuß.)

3) DeSgl., betr. die die decidirten Rechnungen der Lan-
dcskasse des Herzogthums Oldenburg für 1864/66
mit Nebenrechnungen. (An den Finanzausschuß.)

4) Petition des Gemeinderaths zu Blexen, betr. An¬
nahme der Eisenbahnvorlage. (An den Eisenbahn¬
ausschuß.)

5) Schreiben Großh. Staalsministeriums, betr. die Ver¬
zeichnisse der Veränderungen im Bestände des Staats¬
und Kronguts der drei Provinzen des Großherzog-
thums wahrend der Finanzperiode 1867/69 und die
fortgeführten Staats - und Krongutsinventarien. (An
den Finanzausschuß.)

6) Desgl. , betr. die Jnkorporirung der Sr . Königl.
Hoheit dem Groszherzoge cedirten vormals Holsteini¬
schen Landestheile in das Fürstenthum Lübeck. (An
den Krongutsausschuß.)

(Nr. 5 des Verzeichnisses der zu erwartenden
Vorlagen.)

7) Desgl. , betr. den Voranschlag des Fürstenthums
Lübeck für 1870/72. (An den Finanzausschuß.)

(Nr . 9 des Verzeichnisses der zu erwartenden
Vorlagen.)

Protokolle. XVI. Landtag.

8) Desgl. mit Entwurf eines Gesetzes für das Hcrzog-
thum Oldenburg und für das Fürstenthum Birken¬
feld, betr. die Befreiung der Urkunden über Lombard¬
darlehen von der Stempelabgabe. (An den Gesetzge¬
bungsausschuß.)

9) Desgl. mit Entwurf 'eines Gesetzes, betr. die Wahlen
zum Provinzialrath des Fürstenthums Birkenfeld.
(An den Gesetzgebungsausschuß.)

10) Desgl., betr. Verkauf der zum Staatsgut gehörigen
sog. zweiten Bnrgwiese bei Vechta. (An den Finanz¬
ausschuß.)

Tagesordnung:
I . Fernerer Bericht des Finanzausschusses, betr. den

Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Herzogthums
Oldenburg für die Jahre 1870, 1871 und 1872.

L. Ausgaben.
Der Berichterstatter Gräpcl  des Finanzausschusses er¬

klärt: „Der Finanzausschuß ist bei seinen Anträgen auf Be¬
willigung von Ausgaben davon auSgegangen und nimmt als
selbstverständlich an, daß die Bewilligungen, welche der Land¬
tag beschließen wird, bei der zweiten Lesung des Finanzge-
setzcs wieder aufgehoben werden können."

Der Präsident constatirt, daß auch er eine zweite Le¬
sung des Finanzgesetzes für nothig erachte, und werde er im
Sinuc des Ausschusses eine solche mit den vorher bestimmten
Fristen zur Einbringung von Abänderungen anberaumen.

Die Ausschußanträge Nr. 9 , 12, 18, 22 , 24, 25, 27
und 28 werden angenommen.

Ter Ausschußantrag Nr. 17 wird angenommen und
daraus der weitergehendc Antrag der Staatsregicrung, betr.
den Z. 16 ä., abgelehnt.

Der Ausschußantrag Nr. 26 wird angenommen und
4



26

werden die weitergehenden Anträge der Staatsregierung, betr.
den K. 22 e. , sowie der vom Regierungscommissar Rüder
gestellte Verbcsserungsantrag:

»In demZ. 22 e. unter 2 a. statt an Beihülse
sür den Unternehmer jährlich 1200 Thlr. zu setzen
jährlich 1300 Thlr.»

abgelehnt.
Der Ausschußantrag Nr. 34 wird durch die zusagende

Erklärung des RegierungscommissarsRüder  erledigt.
Ueber die Ausschußanträge Nr. 30 und 32 wird die

Berathung ansgesetzt.
Ueber die Ausschußanträge Nr. 1, 2, 3. 4, 5, 6, 7, 8.

10, 11, 13, 14, 15, 16, 19, 20, 21, 23, 29, 31, 33, 35,

36, 37, 38, 39, 40, 41 und 42 wird die Beschlußfassung
ausgesetzt.

II . Wahl eines Schriftführers.
Wegen der Erkrankung des Abgeordneten Strodthoff

wird der Ageordnete Huchting  mit 25 Stimmen zum 4.
Schriftführer, behuf etwaiger Vertretung des Herrn Strodt¬
hoff,  gewählt.

Nächste Sitzung Freitag, den 4. Februar, Morgens
10 Uhr.

Tagesordnung:
Fortsetzung der heutigen Tagesordnung einschließlich des

heute zur Vertheilung gekommenen Berichtes des Finanzaus¬
schusses, betr. den Voranschlag der Ausgaben des Herzog¬
thums Oldenburg für 1870/72.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 4. Februar 1870.

Hullmann. Proppmg.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthllills Oldenburg.

Neunte Sitzung.

Oldenburg , den 4. Februar 18 7 0. Vormittags 10 Uhr.
- —-- -- - -—--

Vorsitzender: Präsident Hullmann.

Vom Schriftführer Propping  wird das Protokoll
der letzten Sitzung verlesen und genehmigt.

Eingegangen ist eine Petition mehrerer Landwirthe zu
Neu-Augustengroden, betr. Anlegung einer Chaussee von Jever
nach Carolinensiel. (Geht an den Finanzausschuß.)

Vom Präsidenten wird die Frist zur Einbringung von
Anträgen für die zweite Lesung des Birkenfelder EhegesetzeS
bis zum Schluffe der nächsten Sitzung festgesetzt.

Die Interpellation des Abg. Russell,  betr . den Ent¬
wurf eines neuen Jagdgesetzes, wird vom Herrn Regierungs-
commissar dahin beantwortet, daß der Entwurf so weit vor¬
bereitet sei, um dem jetzigen Landtage noch vorgelegt werden
zu können, jedoch würde die Staatsregierung darauf verzich¬
ten, wenn nicht ein desfallsiger Wunsch vom Landtage kund
gegeben würde.

Vom Abg. Hoper  wird ein Verbesserungsantrag zu
dem Ausschußantrag Nr. 20 im Berichte des Finanzausschus¬
ses, betr. den Voranschlag der Ausgaben des Herzogthums
Oldenburg für 1870/72, eingebracht, lautend:

„der Landtag wolle zur Unterstützung von Blinden
Pro 1870/72 jährlich 800 Thlr. bewilligen."

Der Landtag beschließt, daß derselbe für die gegenwärtige
Berathung nicht mehr zulässig ist.

Tagesordnung:
Fortsetzung der Berathung des Berichts des Finanz¬

ausschusses, betr. den Voranschlag der Ausgaben des Herzog¬
thums Oldenburg für 1870/72.

Zum Ausschußautrage Nr. 43 stellte der Abg. Lüb den
den genügend unterstützten Verbesserungsantrag:

der Landtag wolle zur Instandhaltung und Vermeh¬
rung von zum Uferschutz und zur Beförderung des
Anwachses dienenden Schlcngen und Uferwerken pro

1870 — 15,650 Thlr., pro 1871 — 15,550 Thlr.
und pro 1872 — 16,150 Thlr. bewilligen.

Es wird zuerst abgestimmt über den Ausschußantrag
Nr. 44. Derselbe wird mit 21 gegen4 Stimmen angenommen.
Der Antrag des Abg. Lübben  wird abgelehnt. Der Aus¬
schußantrag Nr. 43 wird angenommen. Die Abstimmung
über die Anträge Nr. 45—50 incl. wird ausgesetzt. tz. 44
ist schon erledigt. Die Abstimmung wird ausgesetzt über die
Anträge Nr. 51, 52 und 53. Der Antrag Nr- 54 wird
angenommen, lieber die Anträge Nr. 55—61 incl. wird die
Abstimmung ausgesetzt. Der Antrag Nr. 62 wird vom Aus¬
schuß zurückgezogen. Die Abstimmung über Antrag Nr. 63
wird ausgesetzt. Der Antrag Nr. 64 wird angenommen;
über die Anträge Nr. 65—78 incl. wird die Abstimmung
ausgesetzt. Der Antrag Nr. 79 wird angenommen; ausgesetzt
wird die Abstimmung über die Anträge Nr. 80—88 incl.
Antrag Nr. 89 wird angenommen, lieber die Anträge Nr. 90
und 91 wird die Abstimmung ausgesetzt. Bei Z. 85
„Verwaltungskosten der Strafanstalt zu Vechta" stellt der
Abg. Propping  den Antrag:

Der Landtag wolle beschließen, Großherzogliche Staats-
regicrung zu ersuchen, den Fabrikbetrieb bei der Straf¬
anstalt in Vechta so zu organisiren, daß derselbe
einen wesentlich höheren Ertrag ergiebt.

Vom Abg. Russell  wird hierzu der Verbcsserungsan-
trag gestellt:

Der Landtag wolle beschließen, Großherzogliche
Staatsregierung zu ersuchen, in Erwägung ziehen zu
wollen, ob der Fabrikbetrieb bei der Strafanstalt in
Vechta nicht so organisirt werden kann, daß derselbe
einen wesentlich höheren Ertrag ergiebt.

Der Abg. Propping  zieht seinen Antrag zurück und
wird der Verbesserungsantrag des Abg. Russell  angenommen.



28

lieber die Ausschußanträge Nr . 92 — 97 incl . wird die Ab¬
stimmung ausgcsetzt . Antrag Nr . 99 wird angenommen und
ist damit der Antrag Nr . 98 erledigt . Antrag Nr . 100
wird angenommen . Die Abstimmung über die Anträge
Nr . 101,102 und 103 wird ausgcsetzt . Zu Z 105 , betr . das
Gymnasium in Jever , hat der Ausschuß seinen Bericht noch
ausgesetzt.

Zu Z. 106 , betr . die höhere Bürgerschule in Oldenburg,
hat die Mehrheit des Ausschusses den Antrag Nr . 107 ge¬
stellt ; die Minderheit (Gräpel , Russell)  beantragt , einen
Zuschuß von 6000 Thlr . zu den Kosten eines Neubaues sür
die höhere Bürgerschule zu bewilligen . Der Antrag der
Minderheit wird in namentlicher Abstimmung mit 16 gegen 12
Stimmen abgelehnt . Dafür stimmten die Abgeordneten Bünne-
meyer , Cammann , Eissel , Gräpel , Hoyer , Hull-
mann , Propping , Ramien , Russell , Scho mann,
Strodthoff und Millers.  Dagegen die Abgeordneten
Abels , Ahlhorn , Blunck , EilkS , von Hammel,
Huchting , Lengler , Lübben , Maas , Massing,
Müller , Oldejohanns , Rüdebusch , Schildt,
Selkmann , Stukenborg.  Beurlaubt waren Bulling
und Schwegmann.  Abwesend Bargmann und Wulff.

Der Antrag Nr . 107 ist damit erledigt . Antrag
Nr . 108 wird angenommen . Die Abstimmung über die Anträge
Nr . 109 — 141 incl . wird ausgesetzt . Der Antrag Nr . 142
wird angenommen ; über die Anträge Nr . 143 und 144
wird die Abstimmung ausgesetzt . Der Antrag Nr . 145 wird

angenommen . Die Abstimmung über Antrag Nr . 146 und
147 wird ausgcsetzt . Die Anträge Nr . 148 , 149 und 150
werden angenommen . lieber die Anträge Nr . 151 — 160
wird die Abstimmung ausgesetzt . Wegen Z. 155 ist die Be¬
richterstattung vom Ausschuß noch ausgesctzt . Der Antrag
Nr . 161 wird angenommen . Die Abstimmung über die An¬
träge Nr . 162 — 168 wird ausgesctzt.

Im Laufe der Sitzung ist noch eingegangen ein dring¬
licher Antrag des Abg . Russell,  lautend:

Der Landtag wolle unter Berücksichtigung der
heutigen Erklärung des Herrn Regierungs -Commissars
beschließen:

Die Großherzogliche Staatsregierung zu er¬
suchen , dem versammelten Landtage noch den Ent¬
wurf eines Jagdgesetzes Vorleger ; zu wollen.

Russell.
Unterstützt von : Müller , Eilks , Blunck , Strodt¬

hoff , Maas , Eissel , Bünnemeyer , Lübben,
Wulff , Rüdedusch , Ahlhorn , Propping , Selk¬
mann , Ramien , Stukenborg , Huchting , Millers,
Oldejohanns , Hoyer , Lengler , Massing , von
Hammel, Cam  m a n n.

Nachdem die Dringlichkeit des Antrags vom Landtage
anerkannt , wird derselbe angenommen.

Nächste Sitzung : Dienstag , den 8 Februar , Morgens
10 Uhr . Die Tagesordnung wird im Abklatsch vertheilt
werden.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 8 . Februar 1870 .,

Hullmarm. Müller.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Zehnte Sitzung.

Oldenburg , den 8. Februar 1870 . Morgens 10 Uhr.
- -

Vorsitzender: Präsident Hüll mann

Nachdem die Sitzung eröffnet, wurde das Protokoll der
vorigen Sitzung vom Schriftführer Müller  verlesen und
darauf genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben GroßhcrzoglichenStaatsministeriums, betr.

Gesetzentwurf wegen anderweitcr Classification von
Staatsstraßen im Fürstcnthum Birkenfeld. (An den
Gesetzgebungsausschuß.)

2) Desgleichen bei Vorlegung des Entwurfs eines Ge¬
setzes für das Herzogthnm Oldenburg und das Fürsten¬
thum Lübeck, betr. die Aufhebung der besondern bei
Jntcrcessionen der Frauen geltenden Vorschriften. (An
denselben Ausschuß.)

3) Petition des Gemeindcraths zu WaddenS, betr. An¬
nahme der Eisenbahn- Vorlage. (An den Eisenbahn¬
ausschuß.)

4) Desgleichen des Agenten Robbe len  zu Oldenburg,
betr. die Anlage fernerer Eisenbahnen im Herzoglhum
Oldenburg und deren Richtung. (An denselben Ausschuß.)

5) Desgleichen der Gemeinderäthe zu Huntlosen, Großen¬
kneten und Wardenburg, betr. Errichtung einer Apo¬
theke in Huntlosen. (An den Petitionsausschusz.)

Eingekommen sind zwei Anträge des Abg. Rainien,
welche genügend unterstützt sind, und zwar:

1. Der Unterzeichnete beantragt:
der Landtag wolle beschließen, Großherzogliche Staats¬
regierung zu ersuchen,

Hohe Staatsregierung wolle veranlassen, dasz bei
allen öffentlichen Kassen des Großhcrzogthums Kö¬
niglich Preußische Banknoten und Kassenanweisun¬
gen von den Kontribuenten in Zahlung angenom¬
men werden.

Ramien . Strodthoff . Rüdebusch . Müller.
Massing . Lübben . Wulff.

Motive.

Es ist oft für die Kontribuenten höchst unbequem, die
an Staatskassen zu entrichtenden Zahlungen in Silber
zu leisten. Zahlungen in Kronen find meistens mit
Verlusten verbunden. Oldcnburgisches Papiergeld cir-
culirt wenig, während an Preußischem kein Mangel ist.
Da nun letzteres allgemeine Gültigkeit hat, auch vom
Oldenburgischen Staate an den Preußischen jährlich
erhebliche Zahlungen zu leisten sind, die das eingehende
Papiergeld consumiren dürften, so scheint für die Kasse
des Staats durch die Annahme des gedachten Papier¬
geldes kein Verlust erwachsen zu können.

Der Landtag beschließt, auf die Bcrathung desselben ein¬
zugehen, ohne die Wahl eines Ausschusses erforderlich zu
erachten, und wird der Antrag auf die nächste Tagesordnung
gesetzt werden.

2. Der Unterzeichnete beantragt:
der Landtag wolle beschließen:

Großherzogliche Staatsregierung dringend zu er¬
suchen, dem nächsten Landtage einen Gesetzentwurf,
betr. Reform des jetzt im Herzogthum Oldenburg
geltenden Grunderbrechts, vorzulegcn.

Ramien . Strodthoff . Rüdebusch . Müller.
Massing . Lübben . Wulff.

Motive.

Es führt zu großen Unzuträglichkeiten, wenn in einem
Lande von dem Umfange Oldenburgs so verschiedene
Erbrechte zur Anwendung kommen, wie dies bei unS
der Fall ist. Das bei uns geltende Erbrecht ist aber
auch tHeils ein höchst ungerechtes.  Hier ist der
jüngste Sohn Grunderbe, dort der älteste; hier hat
gleiche Theilung des Grundbesitzes statt, dort erbt der
Grunderbe 80 Proeent; hier hat die überlebende
Wittwe den lebenslänglichen Nießbrauch, dort erhält
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sie gar nichts. , Das sind Unzuträglichkeiten und Un¬
gerechtigkeiten, deren Abhülfe dringend geboten erscheint.

In Betreff dieses Antrags wird derselbe Beschluß gefaßt,
wie zum ersten Anträge des Abgeordneten Ramien.

Tagesordnung:
1. Fortsetzung der Berathung des Berichts des Finanz¬

ausschusses, betr. den Voranschlag der Ausgaben des Herzog¬
thums Oldenburg für 1870/72.

Zu Z. 24, Ausschußantrag Nr. 30, ist vom Abgeordne¬
ten Rüde dusch  beantragt:

es werde folgender Nachsatz zugefügt:
Jedoch ist diese Summe nach Abzug der Geschäfts¬

kosten aä 1228 Thlr. zur Hälfte zu Prämien für
Hengste und Stuten und zur Hälfte zu Prämien
für Stiere zu verwenden.

In namentlicher Abstimmung wurde der Zusatzantrag
mit 17 gegen 13 Stimmen abgelchnt.

Es stimmten mit »Rein»:
Gracpel , Hoher , Huchting , Hullmann,

Lengler , Lübben , Oldejohanns , Propping , Ra¬
mien , Schildt , Scho mann , Abels , Ahlhorn-
Bar gm an n , Blunck , Cammann , Eilks.

Mit «Ja " : von Hammel , Maas , Massing,
Müller , Rüdebusch , Russell , Sclkmann , Strodt-
hosf , Stuckenborg , Millers , Wulff Bünne¬
meyer , Eissel . .

(Beurlaubt Bnlling , Schwegmann .)
Zu H. 26, Antrag Nr. 32 deS Ausschusses, war vom

Abg. Rüdebusch  folgender Antrag gestellt:
Der Landtag ermächtigt Groszherzogliche Staats¬

regierung, aus den Staalsmooren, den Ueberschüssen
der Gemeinheiten und den Terticnantheilen der Mar¬
ken, soweit diese nicht unentgeltlich an kleinere Grund¬
besitzer eingewicsen werden können, geeignete Grund¬
stücke zu verkaufen, und mit den daraus gelöseten Mit¬
teln sowohl die bereits vorhandenen als die noch zu
begründenden Colonien in ihrer wirthschaftlichcn Ent¬
wickelung soweit zu fördern, daß dem fleißigen und
sparsamen Anbauer die Existenz mehr wie bisher ge¬
sichert wird.

lieber die im Lause der Finanzperiode 1870/72
in solcher Weise erlöseten und verwendeten Mittel
hat die Siaatsregierung dem nächsten ordentlichen
Landtage Nachweisung vorzulegen.

Vom Herrn Regierungs-Commissar wurde beantragt, daß
das Wort „können" gestrichen werden möge, womit der An¬
tragsteller einverstanden, und wurde darauf der so geänderte
Antrag angenommen.

Hierauf wurden sämmtliche Anträge deS Ausschusses, über
welche in den vorigen Sitzungen die Abstimmung ausgesetzt
War, einschließlich Nr. 30 und 32, angenommen.

2. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Verwendung

der von der Gemeinde Westerstede für aufgehobenen Forsthof¬
dienst gezahlten 1000 Thlr. zur Vergrößerung der Staats¬
forsten.

Der Antrag der Staatsregierung wurde abgelehnt.
3. Mündlicher Bericht des Gesetzgebungsausschusses über

den Entwurf eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr.
die Eichungsbehörden.

Die Abstimmung über Art. 1., 2., 3., 4 wurde ausge¬
setzt, hieraus Art, 5 und dann Art. 6 und darauf sämmtliche
Artikel von 1 dis 6 angenommen.

Angenommen wurde ferner der Ausschuß-Antrag Nr.
2, lautend:

der Landtag beschließt, dem Gesetzentwurf folgende Be¬
stimmung hinzuzufügen:

Wenn bis zum 1. October 1871 in einem der
drei Landestheilc sich keine Gemeinde bereit erklärt
hat, ein Eichamt als Gemeindeanstalt zu organist-
ren, dann kann von dem Staatsministerium in dem
betreffenden Landeslheile ein Eichamt auf Kosten
der Landeskasse eingerichtet und das Nähere im
Verordnungswcge bestimmt werden.

4. Bericht des Gesetzgcbungsausschusses über den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr. Abän¬
derung der Verordnung vom 29. October 1867 wegen Ein¬
führung des Preußischen Münzfußes. ,

Der Antrag deS Ausschusses wurde angenommen.
5. Mündlicher Bericht des Gesetzgebungs- Ausschusses

über den vom Abg. Massing  zum Art. 5 deS Gesetzent¬
wurfs, betr. die Unterstützung der bedürftigen Familien zum
Dienste Unberufener Mannschaften der Reserve rc., cingebrach-
tcn Abänderungs-Antrag.

Der Antrag des Abg.' Massing  wurde angenommen.
6. Mündlicher Bericht deS Gesetzgebungs- Ausschusses

über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Olden¬
burg, betr. Abänderung der Taxe der Gebühren in bürger-
gerlichen Rechts- und Strafsachen.

Der Antrag des Ausschusses:
Annahme des Gesetzentwurfs,

wurde angenommen.
Nachdem der Vicepräsident den Vorsitz übernommen, steht

zur Berathung:
7. Bericht des Gesetzgebungsausschusses über den Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. die
Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta.

Die Ausschußanträge1., 2., 3., 4. und 5. werden an¬
genommen.

Zum Anträge 6 wird vom Abg. Russell  beantragt:
der Landtag wolle beschließen:

die Worte „und wegen Verschwendung unter Curatel
stehende Personen" zu streichen, und im Art. 4 als.
Ziffer5 folgende Bestimmung anzunehmen:
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„Wegen Unwirthschastlichkeii unter Curatel
stehende Personen, welche durch Müssiggang oder
unordentlichen Lebenswandel Gefahr bringen, daß
sie oder ihre Familie der öffentlichen Armenunter¬
stützung anheim fallen werden, oder beharrliche
Widerspenstigkeit gegen die von ihren Curatoren
mit obervormundschastlicher Genehmigung getroffenen
Anordnungen zeigen.

Antrag 7 des Ausschusses wurde sodann zur Abstimmung
gebracht und angenommen.

Hierauf wurde der Antrag des Abgeordneten Russell:
die Worte im Anträge 6 des Ausschusses»und wegen
Verschwendung unter Curatel stehende Personen" und
ferner die Worte: »beziehungsweise durch ihren schlech¬
ten Lebenswandel" zu streichen,

angenommen.
Der zu Art. 4 als Ziffer 5 eingebrachte Antrag des

Abg. Russell  wurde angenommen.
Ferner wurden angenommen die Ausschuffanträge8 und 9.
Antrag 10 abgelehnt.
Anträge 11, 12. 13, 14. 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21,

22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29 und 30 angenommen.
Vom Herrn Regierungs-Commissar wurde zum Anträge

31 beantragt:

der Landtag wolle den Ausschußantrag: im Art. 16
vor dem Worte »Zwangsarbeiter" das Wort »verwiese¬
nen» zu setzen, ablehnen.

Der Antrag des Ausschusses wurde in Betreff der
Art. 15 und 16 getrennt zur Abstimmung gebracht und beide
angenommen.

Antrag 32 angenommen. Antrag 33 abgclehnt. An¬
trag 34 und 35 angenommen.

Der Präsident übernimmt den Vorsitz wieder nnd zeigt
an, daß vom Abg. Scho mann  eine Interpellation einge¬
gangen sei, betr. Aenderung der Straf -ProzeßOrdnung und
der bürgerlichen Prozeß-Ordnung für die Fürstenthünrer.

Die nächste öffentliche Sitzung wird angesetzt auf Freitag,
den 11. Februar, Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung:
1) Antrag des Abg. Ramien,  betr . Reform des Grund¬

erbrechts im Herzogthum Oldenburg.
2) Antrag desselben Abgeordneten, betr. die Zulassung

der Preußischen Banknoten und Kassenanweisungen bei
den öffentlichen Kassen.

3) Interpellation des Abgeordneten Schomann,  betr.
Aenderung der Stras -Prozeß-Ordnung und der bürger¬
lichen Prozeß-Ordnung für die Fürstenthümer.

4) Ausschußbericht über die sog. KrongutSvorlage.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 11. Februar 1870.

Griipel. Strodthoff.

/
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otokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Elfte Sitzung.

Oldenburg , den 11 . Februar 1870 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Bicepriisident Grüßet.

Das vom Schriftführer tzotrodthoff  verlesene Proto¬
koll der zehnten Sitzung wird genehmigt.

Eingänge:
1) Petition deS Stadtmagiftrats zu Delmenhorst, betr.

die Erhöhung der Verpflegungsgelder für Einquartie¬
rung. (An den Finanzausschuß.)

2) Desgl. der Vorsteher der Privatschule in Westerstede,
betr. die Stellung des zweiten Lehrers und das von
den Schülern der Privatschule zu zahlende Schulgeld.
(An den Petitionsausschuß.)

3) Desgl. mehrerer Grundbesitzer zu Neuenfelde, betr.
Zuschuß aus der Landeskassc zu den Kosten einer
Chaussee von Neucnfelde bis zur Chaussee auf der
Nordermoorer Hellmer. (An den Finanzausschuß.)

4) Interpellation des Abg. Wulff,  betr . die Wasser¬
ordnung für das Fürstenthum Lübeck, lautend:

Wird noch von der Großherzoglichen Staatö¬
regierung zu erwarten sein, daß dem Landtage eine
Vorlage, betr. den Entwurf einer Wasserordnung
für das Fürstenthum Lübeck, zugchen wird?

Wulff.
Unterstützt durch: Ahl horn, Huch ti n g, B l un ck,

Lengler , Maas.
5) Antrag des Abg. Schomann,  betr . einen Gesetz¬

entwurf über die Aufnahme von Wechselprotesten,
lautend:

Der Landtag wolle nachstehenden Gesetzentwurf
annchmcn und die Großhcrzogliche Staatsregierung
ersuchen, demselben ihre Zustimmung zu crtheilcn.

Scho mann.
Unterstützt durch: Hullmann , Eisscl , Russcll,

Gräpel , Lübben , Ramien.

Entwurf
eines Gesetzes für das Groszherzogthum Oldenburg,

betr. Aufnahme der Wechselproteste.
Einziger Artikel.

Wechselproteste können im Aufträge des Amts¬
gerichts durch die bei demselben angestellten Actuare
oder Hülfsactuare ausgenommen werden.

M otive.
Da nach Z. 102 der Zusatzartikel zur Allge¬

meinen Deutschen Wechsel- Ordnung die in der
Wechsel-Ordnung erwähnten Geschäfte der Notare
oder Gerichtsbeamten den zur Aufnahme der Acte
freiwilliger Gerichtsbarkeit befugten Personen zuge¬
wiesen sind, so ist die Aufnahme der Wechselproteste
Sache der Amtsrichter selbst; die Protcstaufnahme
ist indes; ein so einfaches Geschäft, daß die bei den
Gerichtsaetuaren vorauszusetzcnden Fähigkeiten und
Kenntnisse genügen, um den Actuaren die Vornahme
dieses Actes der freiwilligen Gerichtsbarkeit ohne
alle Gefahr anvertrauen zu können. In vielen
deutschen Staaten, in denen die Protesterhebung
nicht von Notaren besorgt wird, ist daher auch die
Aufnahme der Wechselproteste in die Hände der
gerichtlichen Subalternbeamten gelegt, so z. B . in
Baden, Schleswig- Holstein und Würtemberg, wo
die Protestaufnahme durch die Gcrichtsschreiber
oder GerichtSactuare, und im Bezirke des Appella¬
tionsgerichts in Cöln, wo dieselbe durch die Gerichts¬
vollzieher geschieht. Mit der Protestaufnahme ist
in der Regel die Zurücklegung weiter Wege und
daher nnvcrhältnißmäßiger Zeitaufwand verbunden,
so daß der Richter, wenigstens bei beschäftigten
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Amtsgerichten, seiner eigentlichen richterlichen Thälig-
keit dadurch mehr, als im Interesse des Dienstes
wünschenswertst ist, entzogen wird. Außerdem er¬
scheint es der Stellung eines Richters nicht ange¬
messen, gcwissermaaßen als ein Exccutionsbeamter
zum Zwecke der Protesterhellung von Haus zu Haus
herumzulauscn. Endlich liegt die vorgeschlagene
gesetzliche Bestimmung auch im Interesse des Publi¬
kums; der Richter ist meistcniheils nur an den Vor¬
mittagen auf dem Gerichte, und ist daher der Wechsel¬
inhaber, der noch am Nachmittage einen Protest er¬
heben lassen will, gezwungen, den Amtsrichter in
seiner Wohnung aufzusuchen; die Actuare sind da¬
gegen fast den ganzen Tag auf dem Gerichte be¬
schäftigt, und kann der Wechselinhaber daher mit
Sicherheit darauf rechnen, diesen auch an den Nach¬
mittagen stets anzutreffen.

6) Antrag des Abg. Schomann,  betr . Revision der
Bestimmungen über Klagverjährung im Ooäs aivitz
lautend:

Der Landtag wolle me Großherzogliche Staats-
regierung ersuchen,

die im vierten Abschnitte des 20. Titels des
3. Buchs des 6oäo oivil enthaltenen Besinn»
mungen über die Klagverjährung einer Revi¬
sion zu unterwerfen und nach vorheriger gut¬
achtlicher Anhörung des Provinzialralhs der
nächsten Landtagsversammlungeinen Gesetz¬
entwurf für das Fürstenthum Birkenfeld vorzu-
legen, welcher bezweckt, die gedachten Bestim¬
mungen des 6oä « mit dem eigentlichen Wesen
der Verjährung mehr in Einklang zu bringen
und insbesondere die dem Kläger zustehende
Befugniß, von dem die Verjährung Vorschützen-
dcn eine eidliche Bekräftigung der geschehenen
Zahlung zu verlangen, zu beseitigen.

Scho mann.
Unterstützt von Hullmaun . Russell.
Eissel . Graepel . Ramien.

Motive.

Nach Artikel 2271 und 2272 des Ooäs eivil
sind die gewöhnlichen Schuldklagen einer kurzen
Verjährungsfristunterworfen; so verjährenz. B.
die Klagen der Arbeiter und Taglöhner auf Zah¬
lung ihres Taglohus und ihrer Lieferungen in sechs
Monaten, und die Klagen der Kaufleutc wegen
Maaren, die sie an Privatpersonen, welche keine
Handelsleute sind, verkauft haben, in einem Jahre.
Nach Art. 2272 des Ooäe aber können die Kläger
den Beklagten, welche auf Grund dieser Bestim¬
mungen dem klägerischen Ansprüche die Einrede der
Verjährung entgegen stellen, über die Frage, ob in

Protokolle. XVI. Landtag.

Wirklichkeit auch die Zahlung erfolgt sei, den Eid
antragen. Einerseits sind die Verjährungsfristen
zu kurz bemessen, andererseits aber verliert die
Verjährungseinrede dadurch ihre eigentliche Bedeu¬
tung, daß derjenige, welcher sie vorschützt, noch ge¬
zwungen werden kann, die geschehene Zahlung eidlich
zu bekräftigen; es ist daher eine Revision der ge¬
dachten Verjährungslehre im Interesse des rechtlichen
Verkehrs dringend geboten.

Beide Anträge unter 5 und 6 sollen, ohne Vor-
derathung durch einen Ausschuß, auf die Tagesordnung
einer der nächsten Sitzungen kommen.

7) Petition des C. Thora de  und Genossen, betr. Abän¬
derung des Wahlgesetzes. (An den Pctitionsschuß.)

Tagesordnung:
1. Dringlicher Antrag des Abg. Ramien,  betr . Re¬

form des Grundcrbrechts und des ehelichen Güterrechts.
Der Antrag wird einstimmig angenommen.
Der Präsident Hullmann  übernimmt den Vorsitz.
2. Antrag des Abg. Ramien,  betr . die Zulassung der

preußischen Banknoten und Cassenanwcisungcn bei den öffent¬
lichen Cassen.

Der Antrag wird angenommen.
3. Interpellation des Abg. Schomann,  betr . Mil¬

derung der Strafprozcßordnung rc. für die Fürstenthümer,
lautend:

Bei der Verhandlung über folgende bei der 3. Ver¬
sammlung des 15. Landtags vorgelegten Gesetzent¬
würfe für das Herzogthum Oldenburg:

1) betr. neue Bestimmungen zur Strafprozeß¬
ordnung, auch zum Gcrichtsvcrfassungsgesetze
und zum Gebührengesetze, Nebenanlage6. der
Anlage 26.

2) betr. Abänderung der Art. 266 und 267 des
Gesetzes vom 2. Nov. 1857, betr. denBürgcr-
gerlichcn Prozeß, NedenanlageO. der Anlage 26

ist folgender Antrag deS Jusiizausschussesvom Land¬
tage zum Beschlüsse erhoben worden:

«der Landtag wolle, falls die gedachten Ent¬
würfe für das Herzogthum Oldenburg zum Ge¬
setze erhoben werden, GroßherzoglicheStaatsre-
gicrung ersuchen, auf eine Einführung der in
den Nebenanlagcn 0. und v . der Vorlage 26
enthaltenen Bestimmungen, soweit sie nicht be¬
reits in den Fürstcnthümern Birkenfcld und Lübeck
in Geltung sind, und soweit sie zu den dortigen
Einrichtungen passen, auch für die Fürstenthümer
Birkenfeld und Lübeck Bedacht zu nehmen und
nach vorheriger Anhörung der resp. Provinzial-
räthe dem nächsten Landtage eine dahin zielende
Vorlage zn machen."

Die Gesetzentwürfe sind mit unwesentlichen Ab-
5
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änderungen im Herzogthumc Gesetze geworden, cs
ist aber weder im Laudtagsabschied vom 29. Dccem-
ber 1868 eine Erfüllung des oben gedachten Er¬
suchens verheißen, noch sind den Provinzialräthcn
der Fürstenthümer oder dem Landtage die gewünsch¬
ten Vorlagen gemacht. Es wird daher an die
Großherzogliche Staatsregierung die Anfrage gestellt,
ob und event. welche Bedenken der Ausführung des
in Rede stehenden Landtagsbeschlusses cntgegenstehen.

Scho ma nn.

Unterstützt von: Eissel . Gräpel . Propping.
Russell . Ramien.

Der Ministerpräsident von Rössing  ertheilt die Ant¬
wort dahin, daß der XV. Landtag versäumt habe, der Staats¬
regierung von dem erwähnten Beschlüsse Mittheilung zu
machen, daß die Staatsrcgierung in Folge dessen den Be¬
schluß nicht weiter in Erwägung gezogen und beim Landtags¬
abschiede nicht habe berücksichtigen können. Jetzt aber solle
der Gegenstand in Betracht gezogen werden.

4. Bericht des Krongutsausschusses über die Vorlage,
betr. die Revision des Abschnitts IX. und der AnlageI. des
Staatsgrundgesetzes.

Der Antrag der Majorität des Ausschusses wird in
namentlicher Abstimmung mit 26 gegen5 Stimmen ange¬
nommen, womit zugleich der Minoritätsantrag abgelehnt ist.

Für den Majoritätsantrag stimmen die Abgeordneten:
von Hainmel , Hoher , Huchting , Lengler , Lübben,
Maas , Massing , Müller , Oldejohauns , Prop¬
ping , Ramien , Nüdebusch , Schildt , Schwegmann,
Sclkmann , Strodthoff , Stukenborg , Millers,
Wulff , Abels , Ahlhorn , Bargmann , Blunck,
Cammann , Eilks und Gräpel.

Dagegen stimmen die Abgeordneten: Bünu ein eher,
Eissel , Hullmann , Russell und Schomann.

Abwesend: der Abgeordnete Bulling (beurlaubt ).
Nächste Sitzung: Dienstag, den 15. Februar d. I .,

Morgens 10 Uhr.
Tagesordnung:

Anträge zum mündlichen Berichte des Eisenbahn-
ausschusses, betreffend

1) den Gesetzentwurf, betr. den Ausbau des Eisen¬
bahnnetzes im Herzogthum Oldenburg.

2) das Schreiben des Großherzoglichen Staats-
Ministeriums vom 10. Januar d. I ., betr. die
Verhandlungen über den Bau einer Eisenbahn
von dem linken Wesernfer bis Quakenbrück
durch eine Gesellschaft.

Hierauf vertrauliche Sitzung:
Ausschußbericht über die Vorlage Großherzoglicher
Staatsregierung, betr. die Erbauung einer Eisenbahn
von Eutin nach Lübeck.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 15. Februar 1870.

Hullmann. Propping.



r otokoll
die Verhandlungen

des

LVI. Landtags des Großherzogthnrns Oldenburg.
Zwölfte Sitzung.

Oldenburg , den 15. Februar 1870 . Morgens 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Hüll mann.

Vom Schriftführer Propping  wird das Protokoll der
letzten Sitzung verlesen. Dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben Großherzogl. Staatsministeriums, betr. die

decidirten KroNgutscasse-Rcchnungen des Herzogtums
Oldenburg und der Fürstentümer Lübeck und Birken¬
feld für 1864, 1865 und 1866. (An den Finanz¬
ausschuß.)

3) Petition des LehrersH. D. Klus mann  zu Tettens,
betr. Reise- und Transportkosten. (An den Petitions¬
ausschuß.)

3) Desgl. des Gemeinderaths zu Steinfeld, betr. den
Bau einer Chaussee von Steinfeld nach dem Hanen-
berge in der Richtung auf Diepholz. (An den Fi¬
nanzausschuß.)

4) Desgl. mehrerer Hufner und Kätner der Dorsschaft
Wulfsdorf im Amte Schwartau, betr. den Wegfall
der für aufgehobenen Mühlcnzwang jährlich zu zah¬
lenden Summe. (An den Petitionsausschuß.)

5) Desgl. deS VollerbenI . B. Grüssing  und Con-
sorten zu Linder», betr. Wegfall einer Gcldabgabe
für einen früher an den Staat zu liefernden Widder.
(An denselben Ausschuß)

6) Desgl. mehrerer Eingesessenen zu Huntlosen, betr. Auf¬
hebung des Brückengeldes zu Dehland. (An den
Finanzausschuß.)

7) Desgl. mehrerer Eingesessenen zu Neuwangeroogc,
betr. Erlaß der ihnen vom Staate zum Bau ihrer
Häuser gemachten Vorschüsse re. (An denselben Ausschuß.)

8) Desgl. der Subalternbeamten des Fürstenthums Bir-
kenseld, betr. Gehaltserhöhung. (An denselben Ausschuß.)

Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschusses, betreffend:

1) den Gesetzentwurf, betr. den Ausbau des Eisenbahn¬
netzes im Herzogthum Oldenburg. (Anlage Nr. 37.)

2) das Schreiben des Großherzoglichen Skaatsministeriums
vom 10. Januar d. I ., betr. die Verhandlungen über
den Bau einer Eisenbahn von dem linken Weserufer
bis Ouakenbrück durch eine Gesellschaft.

Bei der Berathung des Art. 1 des Gesetzentwurfs wird
von Seiten GroßherzoglicherStaatsregierung trklärt, daß
der Bau der Eisenbahn von Oldenburg nach Ouakenbrück nur
dann in Angriff genommen würde, wenn der Anschluß an das
preußische Eisenbahnnetz gesichert sei.

Vom Abgeordneten Hoher  ist folgender Antrag ein¬
gebracht:

der Landtag wolle beschließen, dem Art. 1 des Gesetz¬
entwurfs, betr. den Ausbau des Eisenbahnnetzes im
Herzogthum Oldenburg, seine Zustimmung zu er-
theilen, unter der Bedingung, daß, falls eine Gabelung
zwischen der Nord- und Südbahn in Frage kommen
sollte, diese nicht von Huntlosen auf Hude und
Oldenburg, sondern von Elsfleth auf Oldenburg und
Hude gebaut werden soll.

Die Anträge Nr. 4 und 7:
Antrag 4.

Im Falle der Annahme des Antrags 2 wolle der
Landtag den Art. 2 unter Streichung der Worte „zu
4,692,000 Thlr. veranschlagten" annehmen.

Antrag 7.
Für den Fall , daß Antrag 2 angenommen wird,
wolle der Laiwtag den Art. 3 in folgender Fassung
annehmen:

5 «
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Zur Herbeischaffung der weiter erforderlichen Mittel
soll eine Anleihe dis zur Summe von 2,667,000
Thlr . ausgenommen werden

werden vom Antragsteller ( Russell ) zurückgezogen.
Es kommt zuerst zur Abstimmung der Antrag Nr . 1

der Minderheit ( Russell ) :
Der Landtag wolle beschließen , dem Art . 1 folgende

Fassung zu geben:
DaS Eisenbahnnetz des Herzogthums Oldenburg

soll durch eine Eisenbahn von Nordenhamm über
Brake , Elsfleth nach Hude und von dort oder von
Oldenburg ab in südlicher Richtung durch die Aemter
Wildeshausen , Vechta , Steinfeld und Damme bis
zur Landesgrenze und durch eine Bahn von Sande
nach Jever auSgebaut werden.

Die Staatsregierung ist ermächtigt , die Con-
cession zum Weiterbau der Bahn von Nordenhamm
bis zur Landesgrenze nach Osnabrück von Preußen
zu erwerben und sobald diese Concession erlangt
ist, soll mit dem Ausbau des Eisenbahnnetzes und
der Bahn von der Lankcsgrenze bis Osnabrück be¬
gonnen und derselbe innerhalb sechs Jahren voll¬
endet werden.

Derselbe wird abgelehnt . Der Antrag Nr . 1 der Mehr¬
heit (Ahlhorn , Eilks , Gräpel , Huchting , Rüde-
busch , Sclkmann ) :

im Art . 1 des Gesetzentwurfs nach dem Worte „ Jever"
einzuschalten : »binnen 6 Jahren " und mit diesem Zu¬
sätze den Artikel anzunehmen,

wird angenommen.
Der Antrag der Minderheit (Russell)  Nr . 2:

der Landtag wolle den Art . 1 in folgender Fassung
annehmen:

Das Eisenbahnnetz des HerzogthnmS Oldenburg
soll durch eine Eisenbahn von Hude über Elsfleth
nach Brake und Nordenhamm , durch eine Eisen¬
bahn von Oldenburg in südlicher Richtung bis zur
Landesgrenze und durch eine Bahn von Sande
nach Jever innerhalb 6 Jahren auSgebaut werden,

wird vom Antragsteller dahin geändert:
in dem Art . 1 des Entwurfs statt der Worte:
„bis zur Landesgrenze bei Quakenbrück " zu sagen:
„in südlicher Richtung bis zur Landesgrenze . "

Der so lautende Antrag des Abgeordneten Russell
wird mit 12 gegen 20 Stimmen abgelehnt.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten : Bargmann,
Eissel , Honer , Hullmann , Lengler , Propping,
Rüde dusch , Russell , Scho mann , Schwegmann,
Strödt ho ff und Stukenborg.

Gegen den Antrag stimmten : Abels , Ahlhorn,
Blunck,Bünncmcyer , Bulling , Cammann , EilkS,
Gräpel , von Hammel , Huchting , Lübben , Maas,

M assi ng , M ül le r , O l d ej oh a n n s , N a m i en , Schildt,
Selkmann , Willerd , Wulff.

Damit sind die übrigen Anträge der Minderheit:
Nr . 3.

Für den Fall der Annahme des Art . 1 wolle der
Landtag den Artikel 2 dahin abändern:

Zur Deckung der durch den Ausbau des Eisen¬
bahnnetzes und der Bahn nach Quakenbrück ver-
anlaßtcn Kosten werden zunächst rc. wie im
Entwurf.

Nr . 5.

Wenn der Art . 1 angenommen wird , wolle der Land¬
tag beschließen , daß im Art . 3 anstatt »2,667,000
Thlr . » gesetzt werde : „ Gelder . "

Nr . 6.

den Art . 3 mit der beschlossenen Acnderung anzu-
nehmen,

erledigt.

Hierauf kommt zur Abstimmung:
den Art . 1 mit der beschlossenen Aendcrung anzu-
nehmen unter den in dem Anträge des Abg . Ho per
enthaltenen Bedingungen.

Der Antrag wird ebenfalls abgelehnt und zwar mit 10
gegen 22 Stimmen.

Für denselben stimmten die Abgeordneten Bargmann,
Eissel , Hoyer , Lengler , Massing , Oldejohanns,
Propping , Strodthoff , Willers , Wulff.

Gegen denselben : Abels , Ahlhorn , Blunck
Bünnemeper , Bulling , Cammann , Eilks , Gräpel/
von Hammel , Huchting , Hullmann , Lübben
Maas , Müller , Ramien , Rüdebusch , Russell,
Schildt , Schomann , Schwegmann , Selkmann,
Stukenborg.

Zuletzt wird der Antrag:
den Art . 1 mit den beschlossenen Acnderungeu anzu¬
nehmen

mit 25 gegen 7 Stimmen angenommen.

Es stimmten für den Antrag die Abgeordneten : Abels,
Ahlhorn , Bargmann , Blunck , Bünnemeper,  Bul¬
ling , Cammann,  Ei -lkS , Eissel , Gräpel , von Ham¬
mel , Hu chting , Hu llmann , Lcngler , Lübben , Maas,
Müller , Ramien , Rüd ed usch , Schildt , Sch omann,
Selkmann , Strodthoff , Willers , Wulff.

Gegen denselben : Hoher , Ma ssin g. Old ej o h an nS,
Propping , Russell , Schwegmann , Stukenborg.

Der Antrag Nr . 2 der Mehrheit des Ausschusses:
die Art . 2 bis 6 des Entwurfs anzunehmen,

wird angenommen.

Der Antrag Nr . 3 der Mehrheit:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß nach Inhalt der der Bergisch - Märkischen Gesell-



37

schüft unter dem 3. Novemberv. I . gemachten Pro-
Positionen, welche lauten:

Die Großherzogliche Regierung ist bereit, der
Bergisch-Märkischen Eisenbahn-Gesellschaft die Con-
cession zur Erbauung einer Eisenbahn von der
Landesgrenze bei Quakenbrück über Cloppenburg
nach Hude und von letzterem Orte weiter über Els¬
fleth und Brake nach Nordenhamm auf der Grund¬
lage des mit geehrtem Schreiben vom 20. Septbr.
1869 vorgelcgten generellen ProjectS unter der
Bedingung zu ertheilen, daß

1) die Bergisch-Märkische Gesellschaft die con-
cessionirten Eisenbahn- Linien innerhalb des
Zeitraumes von längstens vier  Jahren be¬
triebsfähig herzustellcn sich verpflichtet und
für die Einhaltung dieser Fristen geeignete
von der Großherzoglichen Regierung als
ausreichend auzuerkenncnde Garantien ge¬
währt,

2) die spezielle Feststellung des Tractats auf
den verschiedenen Straßen der näheren Ver¬
ständigung mit der Großherzoglichen Rcgie-

' rung Vorbehalten bleibt, wobei insbesondere
Werth darauf gelegt wird, daß die Aus¬
führung der Linie Hude- Brake nach dem
früher diesseits aufgestellten der Königlichen
Direction bekannten Project erfolge,

3) die Gesellschaft die Herstellung derjenigen
Anlagen, welche zur Verbindung des Bahn¬
hofs in Brake mit dem dortigen Hafen er¬
forderlich sind, nach den darüber zu treffen¬
den näheren Bestimmungen auf ihre Kosten
übernimmt,

4) der der Gesellschaft zu ertheilenden Concession
die ihr von der Königlich Preußischen Re¬
gierung gewährten Concessioneu und die
Bestimmungen des Preußischen Cisenbahn-
gesetzcs von 1838 zu Grunde gelegt werden.

Dagegen erbietet sich die Großherzogliche Re¬
gierung zur Erleichterung und Förderung des Unter¬
nehmens ihrerseits, unter Vorbehalt der Zustimmung
des Landtags, zur Ueberuahme folgender Leistungen:

t ) Die Großherzogliche Regierung überträgt der
Bergisch-Märkischen Eisenbahn- Gesellschaft
ihre Ansprüche gegen die Königlich Preußische
Regierung aus dem Art. 6 des Vertrages
vom 16. Februar 1864 in dem Umfange,
daß der Gesellschaft von der von Preußen
im Jahre 1874 an Oldenburg eventuell zu
zahlenden Million die Hälfte, also die Summe
von 500,000 Thlr. zu überweisen ist.

2) Die Großherzogliche Regierung sichert der
Gesellschaft die unentgeltliche Abtretung des
durch die Bahnanlagc berührten nicht als
Krongut ausgeschiedcnen Staatsgutes , so¬
weit dasselbe für die letztere und deren Zn-
behörungen erforderlich ist, zu, und wird
thunlichst dahin wirken, daß in gleicher Weise
die unentgeltliche Abtretung der von der
Bahn durchschnittenen uncultivirten Marken-
und GemeinheitSgründe durch Zustimmung
der betreffenden Genossenschaftengesichert
werde,

einer Gesellschaft die Concession zur Erbauung und
dem Betriebe einer Eisenbahn von der Landesgrenzc
bei Quakenbrück über Cloppenburg nach Oldenburg
und Hude und von letzterem Orte weiter über Elsfleth
und Brake nach Nordenhamm, unter der Bedingung
erthcilt werde, daß die Gesellschaft die inzwischen etwa
auf Staatsbahnen in der Richtung des zu concessio-
nirendcn Unternehmens verwandten Kosten vollständig
ersetzt,

wird angenommen.
Nächste Sitzung: Donnerstag, den 17. Februar d. I .,

Morgens 10 Uhr.
Die schriftliche Tagesordnung wird vertheilt werden.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 17. Februar 1870.

Hullmamr. Müller.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.

Dreizehnte Sitzung.
Oldenburg , den 17. Februar 1870 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hnllrnann

Nach Eröffnung der Sitzung wurde vom Schriftführer
Müller  das Protokoll der letzten Sitzung verlesen und ge¬
nehmigt.

Eingänge:
1) Petition dcS Gemeinderaths zu Esenshamm, betreffend

Beihülfe.zum Bau einer Chaussee von Havendorf nach
Kleinensiel. (An den Finanzausschuß.)

2) Schreiben des Großhcrzoglichen StaatsmiuistcriumS,
betr. Aenderung des Art. 21 des Gesetzentwurfs, betr.
die Jncorporirung der vormals Holsteinschen Gcbiets-
theile in das Fürstenthum Lübeck. (An den Kronguts-
außschuß.)

3) Petition des Vorstandes des landwirthschaftlichen
Vereins zu Hatten, betr. Conccssiou zur Anlegung
einer Apotheke in Hatten. (An den Petitionsansschuß.)

4) Beschwerde und Bitte für den VollmeicrH. H. W i l-
gen und Genosse» zu Klcinenkneken, betr. Beförderung
der Theilungs-Angelegenheit. (An den PetilionsauS-
schuß.)

Die Landtagsvcrhandlungenüber die Eisenbahn-Angelegen¬
heit im Fürstenthum. Lübeck sollen, im Einverständnisse mit
der Großh. Staatsregierung, jedoch ohne die Vorlage der
letzteren, veröffentlicht werden.

Tagesordnung:
1. Interpellation des Abg. Wulff,  betr . die Wasser¬

ordnung für das Fürstenthum Lübecks
Vom Regierungscommissar wurde hierauf bemerkt, daß

die Staatsregieruug nicht beabsichtige, dem jetzt versammelten
Landtage noch eine Vorlage diescrhalb zu machen.

Eingereicht wurde darauf vom Abg. Wulff  ein dring¬
licher Antrag, betr. den Entwurf einer Wasserordnung für
das Fürstenthum Lübeck, lautend:

der Landtag wolle beschließen Großherzogliche Staats¬

regierung zu ersuchen, dem Landtage den Entwurf ei¬
ner Wasserordnung für das Fürstenthum Lübeck, wel¬
cher dem Provinzialrathe des Fürstenthums Lübeck im
Dccember 1869 zur Begutachtung vorgxlegt gewesen
ist, zugehen zu lassen.

Wulfs . Blunck . Maas.
Der Antrag wird nach beendigter Tagesordnung gleich

zur Bcrathung gestellt werden.
2. Antrag des Abg. Schomann,  betr . den Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Großherzogthum Oldenburg
wegen Aufnahme der Wechselproteste.

Der Gesetzentwurf wurde angenommen.
3. Antrag des Abg. Schomann,  betr . die Klagver-

jöhrung für das Fürstenthum Birkenfeld.
Der Abg. Mas sing  beantragt:

daß hinter den Worten: „der nächsten Landtags-Ver¬
sammlung" eingeschaltet werde: ^darüber Vorlage zu
machen" und die weiteren Worte des Antrags ge¬
strichen werden.

Der Antrag des Abg. Massing  wurde abgelehnt und
darauf der Antrag des Abg. Schomann  angenommen.

4. Mündlicher Bericht des Petitions-Ausschusses, betr.
die Petition mehrerer Eingesessenen zu Wangerooge wegen
Verpachtung der Austcrnbänke bei Wangerooge.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wurde angenommen.
5. Mündlicher Bericht des Petitionsansschusses, betr.

die Petition des SchmicdemeistersI . Triebe  zu Ahlhorn
wegen Ausweisung von Gemcinheitsplacken.

Abg. Rüdebusch  stellte hierzu folgenden Antrag:
der Landtag beschließe, die Petition des Schmiede-



Meisters Trie  bc der Großherzoglichen Staatsregierung
zur besonder!! Berücksichtigung zu empfehlen.

Der Antrag wurde angenommen und war damit der
Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

erledigt.
6. Mündlicher Bericht deS Petitions-Ausschusses, betr.

die Petition des Brinksitzers Gerhard Raschen  zu Grüp-
penbühren wegen Entschädigung für den Mehrwerth der zur
Oldenburg-Bremer Eisenbahn abgetretenen Ländereien.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wurde angenommen.
, 7. Mündlicher Bericht des Petitions-Ausschusses, betr.

die Petition des Halbbaumannö Hinrich Diedr . Flügger
zu Uhlenbrock und Genossen, wegen Abänderung des tz. 12
der Wasserordnung in Beziehung auf die darnach die Petenten

^ treffende Unterhaltungspflicht als Uferaulieger der Varreler
st Bäke und des sog. Fleths.
( Ein Antrag des Abg. Müller:
i die Petition der StaatSregierung zur Berücksichtigung
f zu übergeben,
s wurde angenommen und war damit der Antrag des Ausschusses:
s der Landtag wolle über die Petition zur Tagesordnung
^ übergehen,
^ erledig!.

8. Mündlicher Bericht des Petitions -Ausschusses, betr.
die Petition des Ncbcnlehrers Behrens  zu Edewecht wegen
Abänderung des Art. 41 Z. 2 des Schulgesetzes.

Der Abg. Gräpel  stellte folgenden Antrag:
der Landtag beschließe, die Petition des Ncbcnlehrers
Behrens zu Edewecht, betr. Abänderungen des Art. 41
Z. 2 des Schulgesetzes, der GroßherzoglichenStaats¬
regierung zur Berücksichtigung zu übergeben, um zu
erwägen, ob eine Abänderung des Gesetzes im Sinne

^des Petenten angemessen sei.
Der Antrag wurde angenommen und war damit der

Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesordnung
übergehen,

erledigt.
9. Bericht des Gesctzgebungsausschusses über dm Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. die
Gebühren in Verwaltungssachcn.

Antrag1 Abstimmung ausgesetzt. Antrag2 angenommen.
Antrag 3 und 4 Abstimmung ausgesetzt. Antrag 5 ange¬
nommen. Antrag 6 und 7 Abstimmung ausgcseht. Antrag
8 und 9 angenommen.

Zu Antrag 10 wurde vom Ausschüsse beantragt:
hinter „2^2 gs.« zu setzen: -,incl. der Siegelgebühren"

und wurde der Antrag nm dieser Aenderung angenommen.
Antrag II Abstimmung ausgcseht. Antrag 12 und 13

angenommen. Antrag 14 Abstimmung ausgcsetzt. Antrag
15 angenommen. Antrag 16 und 17 Abstimmung ausge¬
setzt. Antrag 18, 19 und 20 angenommen.

Abg. Ramien  stellte folgenden Antrag:
der Anmerkunge. zu Ziffer 47 ist Folgendes nachzu¬
fügen:

Dieser Amtsweinkauf(Kleidgeld) kommt bei Ab¬
lösung desselben gleichfalls nur zu dem Betrage in
Anrechnung, um welchen derselbe die Umschrcibungs-
gebühr übersteigt.

Nach Auskunft des Regierungscommissars zieht der An¬
tragsteller seinen Antrag zurück.

Die Anträge 2l , 22 und 23 wurden angenommen. Zu
Antrag 24, 25, 26 und 27 wurde die Abstimmung ausgesctzt.
Antrag 28 angenommen.

Der Art. 8 wurde darauf mit den betreffenden Aende-
rungen angenommen.

Zu Art. 6 wurde vom Regierungscommissar nachträglich
beantragt:

im Art. 6 am Ende werde hinter „Zustellungs" ein¬
geschaltet: »und Vermessuugs".

Der Antrag wurde angenommen und darauf Art. 6
mit der beschlossenen Aenderung.

Zu Antrag 30 wurde die Abstimmung ausgcsetzt.
Zu Antrag 31 wurde vom Regierungscommissar beantragt:

im Art. 13 werde hinter: „die Gebühren erlassen"
eingeschaltet: „wegen Dürftigkeit und".

Dieser Antrag, sowie der Ausschußantrag 31 wurden
angenommen und darauf der Art. 13 mit dieser Aenderung.

Zu Antrag 32 wurde die Abstimmung ausgcsetzt.
Hierauf wurden sämmtliche Anträge, zu denen die Ab¬

stimmung auLgesetzt war, angenommen.
10. Mündlicher Bericht des Gesetzgebungsausschusses

über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Olden¬
burg und das Fürstenthum Lübeck, betr. die Aufhebung der
besonderen bei Jntercessionen der Frauen geltenden Vorschriften.

Der Ausschußantrag:
Annahme des Entwurfs,

wurde angenommen.
11. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten-

thnm Birkenfeld, betr. die Eingehung der Ehe.
Der Antrag des Regierungscommissars:

„Wiederherstellung der Regierungsvorlage»
wurde abgclehnt.

Hierauf wurde der Gesetzentwurf, wie er aus der ersten
Lesung hervorgegangen, angenommen.

Der Vicepräsident übernimmt den Vorsitz.
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12. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬
thum Oldenburg, betr. die Schulpflichtigkeit für sämmtliche
Volksschulen.

Zu Art. 1 wurde vom Regierungseommissar beantragt:
die Wiederherstellung der Regierungsvorlage,

vom Abg. Schomann:
der Landtag wolle beschließen, daß statt des in der
ersten Lesung beschlossenen Zusatzes zu Z. 1 des Ent¬
wurfs gesetzt werde:

In denjenigen Gemeinden, in welchen die Con-
firmation im Herbste stattfindet, finden in Betreff
des Anfangs und der Beendigung der Schulpflich-
tigkeit die bisherigen Bestimmungen der Schulord¬
nung vom 14. Januar 1836 Anwendung.

Vom Abg. Hüll mann  wurde beantragt:
im zweiten Absätze des 8- 1 des Entwurfs hinter:
„endigt" einzuschalten: „vis zum Ablauf deS Jahres
1877".

Der Antrag des Rcgierungscomnrissarswurde angenom¬
men und waren damit die Anträge der Abgeordneten Scho¬
mann und Hüll mann  erledigt.

Hierauf wurde der Gesetzentwurf nach den Beschlüssen
der ersten Lesung unverändert angenommen.

13. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Abände¬
rung des Normalctats für die Gcnsdarmcrie.

Der Antrag des Ausschusses wurde angenommen.
14. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzog¬

tum Oldenburg, betr. Abänderung der Taxe der Gebühren
in bürgerlichen Rechts- und in Strafsachen.

Der Gesetzentwurf wurde angenommen.
15. Wahl eines Ersatzrichlers für den Staatsgerichts¬

hof an die Stelle des zum Abgeordneten gewählten Justizraths
Gräpel.

Gewählt wurde ObergerichtSrath Lentz zu Eutin mit
24 Stimmen.

Der Präsident übernimmt wieder den Vorsitz.
Nachdem der dringliche Antrag des Abg. Wulff,  betr.

die Wasserordnung für das Fürstentum Lübeck, angenommen,
wurde auf Dienstag, den 22. d. M., Morgens 10 Uhr, die
nächste Sitzung angesetzt und als Tagesordnung für dieselbe
bestimmt:

1) zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. den Ausbau
des Eisenbahnnetzes im Hcrzogthum Oldenburg;

2) desgl. des Gesetzentwurfs für das Herzogthum Olden¬
burg, betr. die ZwaugSarbeitsanstalt zu Vechta;

3) desgl. des Gesetzentwurfs für das Großherzogthum,
betr. die Eichungsbehörden;

4) desgl. des Gesetzentwurfs für das Großherzogthum,
betr. die Unterstützung der bedürftigen Familien zum
Dienste cinberufener Mannschaften der Reserve rc. ;

5) mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Unter¬
stützung zur Fortsetzung und Vollendung des Grimm'-
schen deutschen Wörterbuchs;

6) desgl, betr. die Petition des Pächters Graalfs  zu
Garms um Bewilligung der erforderlichen Reparatur-
bezw. VergrötzerungSkosten der zum Vorwerk Nr. V.
zu Garms gehörigen Scheune;

7) desgl., betr. die Petition des Gemeinderaths zu Schwei
wegen Chausseeanlage von Strückhausen nach Stollhamm.

8) desgl, betr. die Petition mehrerer Eingesessenen im
nordwestlichen Theil Jeverlands um Anlegung einer
Chaussee von Jever nach Carolinenstel;

9) desgl., betr. die Petition des Gemcinderaths zu Stein¬
feld, betr. Bau einer Chaussee von Steinfeld in der
Richtung auf Diepholz;

10) desgl., betr. die Petition mehrerer Grundbesitzer zu
Neuenfelde, betr. Bau einer Chaussee von Ncuenfelde
bis zur Chaussee auf der Nordermoorcr Hellmer;

11) desgl. über die Petitionen des Magistrats zu Delmen¬
horst, des Gemeinderaths zu Hatten und des Gemeinde¬
raths zu Ganderkesee, betr. Zuschuß aus der Landcs-
casse zu der Vergütung für Verpflegung einquartirter
Soldaten.

12) desgleichen über das Schreiben Großhcrzoglicher Staats¬
regierung, betr. Verkauf der sog. zweiten Burgwiesc
bei Vechta;

13) desgl. über die Petition des Schulausschusses der
lutherischen Schulgemeinde der Stadt Wildeshausen,
betr. Bewilligung eines Zuschusses aus der Landescasse
für die höhere Bürgerschule daselbst.

Vorgelesen,- genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 22. Februar 1870.

Strodthosf.Hullmann.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des GroßherzogthllUls Oldenburg.

Vierzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 22 . Februar 1870 . Morgens 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hullmann.

Das vom Schriftführer Strodtho ff  verlesene Protokoll
der 13. Sitzung wird genehmigt.

Eingänge:
1) Petition von 387 Bürgern Obersteins, betr. die Er¬

richtung einer gemeinschaftlichen höheren Lehranstalt
für Oberstein und Idar . (An den Finanzausschuß.)

2) DeSgl. des Pächters F. R. Bruns  zu Seefeld, betr.
Bewilligung von Baukosten zur Erbauung neuer Ge¬
bäude auf dem Staatsgute Hohenhausen. (An den¬
selben Ausschuß.) -

3) Desgleichen des Stadtmagistrats zu Oldenburg, betr.
Wegfall der Bedingung, daß das Schulgeld für
Kinder Auswärtiger, welche die höhere Bürgerschule
besuchen, nicht höher, als für Kinder aus der Stadt
Oldenburg bestimmt werde. (An denselben Ausschuß.)

4) Desgleichen der Gemeinderäthe zu Scharrel, Rams¬
loh und Strücklingen, betr. Anlegung einer Chaussee
von Friesoythe durch Sagterland zum Anschluß an
die Oldenburg-Leerer Eisenbahn. (An denselben Aus¬
schuß.)

5) Desgleichen der Eingesessenen der Bauerschasten Nut¬
teln, Stapelseld, Warnstedt, Elsten und Sevelten,
betr. Verpachtung der Jagd im sog. Nuttelcr Fuhrcn-
kamp. (An den Petitionsausschuß.)

6) Schreiben GroßherzoglichenStaatsministeriums, betr.
Verkauf von Landstreifen und Wasserflächen zu beiden
Seiten der Hunte, von der Stadt Oldenburg ab¬
wärts bis zur Mündung in die Weser. (An den
Finanzausschuß.)

7) Desgleichen, betr. das Inventar der zur Oldenburg-
Bremer Eisenbahn gehörigen Grundstücke und Ge¬
bäude. (acl Avta.)

Protokolle. XVI. Landtag.

8) Desgleichen, betr. Nachtrag zum Voranschläge der an
Se. Königl. Hoheit den Großherzog cedirten vormals
Holsteinischen Gebietstheile pro 1870/72. (An den
Finanzausschuß.)

9) Petition der Gemeinde Langwarden, betr. Verlegung
des Amtssitzes von Ellwürden nach Stollhamm event.
Errichtung eines Amtsgerichts zu Burhave oder Tossens.
(An den Petitionsausschuß.)

10) Desgl. desgl. , betr. Verlegung des Wohnsitzes des
Amtscinnehmers für den Nebenhebungsbezirk des Amts
Stollhamm nach Burhave oder Tossens. (An den¬
selben Ausschuß.)

11) Desgleichen vieler Müller im Herzogthum Oldenburg,
betr. Abschaffung der Mühlen-Recognition. (An den
Finanzausschuß.

12) Desgleichen des G. W. Lcmme  in Varel, betr.
A. Wegfall der Mühlen- rc. Recognition. (An den

Finanzausschuß.)
d. Theilung geschlossener Stellen und Revision der

Forst- und Jagdgesetze. (An den Petitionsausschuß.)
Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. den Ausbau

des Eisenbahnnetzes im Herzogthum Oldenburg.
Der Antrag des Abg. Russell:

Der Landtag wolle beschließen, im Art. 1 werde
statt der Worte: „bis zur Landesgrenze bei Quaken¬
brück" gesetzt: „in südlicher Richtung bis zur Landes¬
grenze,"

sowie der Antrag des Abg. Hoher:
der Landtag wolle beschließen, dem Artikel1 deS Ge¬
setzentwurfs, betr. den Ausbau des Eisenbahnnetzes
im Hcrzogihum Oldenburg, seine Zustimmung zu

6
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ertheilen unter der Bedingung, daß, falls eine Gabe¬
lung zwischen Elsfleth-Quakenbrück in Frage komme,
diese nur von Elsfleth auf Oldenburg und Hude aus¬
gebaut werde,

und die beiden Anträge des Abg. Propping:
der Landtag wolle beschließen, in dem Artikel 1 des
Gesetzentwurfs, betr. den Ausbau des Eisenbahnnetzes
im Herzogthum Oldenburg, nach den Worten: „durch
eine Eisenbahn von Oldenburg" einzuschalten: „in
direktester Linie,"

und
der Landtag wolle beschließen, Groszherzogliche Staats¬
regierung zu ersuchen, dahin zu wirken, daß die so¬
genannte Südbahn, mag sie von Seiten des Staates
oder einer Privatgesellschaft erbaut werden, möglichst
in gerader Richtung direct auf Oldenburg zugeführt
werde,

unterstützt von Oldejohanns , Strodthoff , Hoher,
Ramien und Millers.

Motiv.
Die Stadt Oldenburg ist als Zwischenhandelsplatz

sowohl für die Weserhäfen, alL für das ganze Land
von Bedeutung.

werden abgelehnt, und wird sodann das ganze Gesetz, wie es
ans erster Lesung hervorgegangen, mit 24 gegen7 Stimmen
in zweiter Lesung angenommen.

2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Hcrzog-
thum Oldenburg, betr. die Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta.

Der Antrag Nr. 1 des Regierungscommissärs:
Wiederherstellung des in erster Lesung abgelehnten
Abs. 2 des Art. 8 (setzt7), jedoch unter folgender
Aenderung:

statt des letzten Satzes: „Der Antrag auf Revision
hat keine ausschiebende Wirkung," ist zu setzen:

Der Antrag auf Revision hemmt die Vollzie¬
hung, wenn derselbe sofort nach Eröffnung des
Verweisungsbeschlussesgestellt wird und nicht
etwa, nach dem Erachten des Staatsministeriums,
Departement des Innern, Gefahr im Verzüge
liegt oder der Verwiesene zu den im Art. 4
dieses Gesetzes unter Ziffer.3, 6 und 8 oder in
den Art. 111 und 112 des Strafgesetzbuchs be-
zeichneken Personen gehört. Die Frist zur Be¬
gründung der Revision kann, bei Dringlichkeit
der Sache, auf zehn Tage abgekürzt werden,

wird abgelchnt, der Antrag Nr. 2 desselben:
im Art. 4 Ziff. 1 werde statt: „wenn sic — Acrger-
niß erregen", gesetzt: „welche Aergerniß erregt haben,»

sowie der eingebrachte Antrag des Abg. Schomann:
dem Art. 7 (früher 8) des Entwurfs folgenden Zusatz
zu geben:

Eine gegen die Verweisung in die Zwangsarbeits¬
anstalt beantragte Revision hat nur dann aufschie¬

bende Wirkung, wenn der Antrag sofort nach Er¬
öffnung des Verweisungsbeschlusses gestellt wird.
Die Frist zur Begründung der Revision kann bei
Dringlichkeit der Sache auf zehn Tage abgekürzt
werden. Gehört der Verwiesene zu den im Art. 4
dieses Gesetzes unter Ziff. 3, 6 und 8 oder in den
Art. 111 und 112 des Strafgesetzbuchsbezeichneten
Personen, so kann derselbe bis zur Erledigung der
von ihm beantragten Revision in polizeilichem Ge¬
wahrsam gehalten werden,

werden angenommen, und wird sodann das Gesetz im Gan¬
zen in zweiter Lesung angenommen.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Großher¬
zogthum, betr. die Eichungsbehörden.

Der Ausschußantrag wird angenommen und dann das
ganze Gesetz in zweiter Lesung angenommen.

4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Großher¬
zogthum, betr. die Unterstützung der bedürftigen Familien zum
Dienste Unberufener Mannschaften der Reserve re.

Der Antrag des Regierungscommissärs:
die Wiederherstellung des Artikels 5. des Entwurfs
der Regierungsvorlage,

wird abgelehnt und dann das ganze Gesetz, wie es aus erster
Lesung hervorgegangen, in zweiter Lesung angenommen.

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Un¬
terstützung zur Fortsetzung und Vollendung des Grimm'schen
Deutschen Wörterbuchs.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle genehmigen, daß für 1870
200 Thlr., für 1871/72 jährlich 100 Thlr. für die
Fortsetzung, rcsp. Vollendung des Grimm'schen Deut¬
schen Wörterbuchs aus der Centralcasse des Großhcr-
zogthums gezahlt werde,

wird angenommen.
6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Petition des Pächters Graalfs  zu Garms um Bewilligung
der erforderlichen Reparatur, bezw. Vergrößerungskosten der
zum Vorwerk Nr. V. zu Garms gehörigen Scheune.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle über die gedachte Petition zur Ta¬
gesordnung übergehen,

wird angenommen.
7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Petition des Gemcinderaths zu Schwei wegen Chausseeanlage
von Strückhausen nach Stollhamm.

Der Antrag des Abg. Lübben:
die Petition der Staatsregierung zur etwaigen Be¬
rücksichtigung zu übergeben,

wird abgelehnt, der Ausschußantrag:
der Landtag wolle über diese Petition zur Tages¬
ordnung übergehen,

angenommen.



8 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die
Petition mehrerer Eingesessenen im nordwestlichen Theile Je¬
verlands um Anlegung einer Chaussee von Jever nach Caro-
linensicl.

Der Antrag des Abg . Cammann:
die Petition der Staatsregierung zur Berücksichtigung
zu übergeben,

wird abgelchnt , der Ausschußantrag:
der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur etwaigen Berücksichtigung über¬
geben,

angenommen.
9 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die

Petition des Gemeinderaths zu Steinfeld , betr . den Bau einer
Chaussee von Steinfeld in der Richtung auf Diepholz.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle auch diese Petition der Großherzog-
lichen Staatsregierung zur etwaigen Berücksichtigung
übergeben,

wird angenommen.
10 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die

Petition mehrerer Grundbesitzer zu Neuenfelde , betr . Bau einer
Chaussee von Neuenfelde bis zur Chaussee aus der Norder-
moorer -Hellmer.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle diese Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung
empfehlen,

wird angenommen.
11 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petitionen des Magistrats zu Delmenhorst , des Gemeinderaths
zu Hatten und des Gemeinderaths zu Ganderkesee , betr . Zu¬
schuß aus der Landescasse zu der Vergütung für Verpflegung
einquartirter Soldaten.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle die Petitionen der Staatsregierung
zur etwaigen Berücksichtigung übergeben,

wird angenommen.
12 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das

Schreiben Großherzoglicher Staatsregierung , betr . Verkauf der
sog . zweiten Burgwiese bei Vechta.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle seine Zustimmung zum öffentlich meist¬
bietenden Verkaufe der zweiten Burgwiese bei Vechta I

cvent . zum Verkaufe unter der Hand , falls ein zwei¬
maliger öffentlicher Aufsatz fruchtlos gewesen ^ ertheilen,

wird angenommen.

13 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Schnlausschusses der lutherischen Schulgemeinde
der Stadt  Wildeshausen , betr . Bewilligung eines jährlichen
Zuschusses von 200 Thlr . aus der Landescasse für die höhere
Bürgerschule das.

Die beiden Anträge des Abg . Rüdebusch:
Nr . 1.

der Landtag beschließe , die Petition des SchulauS-
schusscs der lutherischen Schulgemeinde der Stadt
Wildeshausen , betreffend Bewilligung eines jährlichen
Zuschusses von 200 Thlr . auS der Landeskasse für
die höhere Bürgerschule daselbst , der Großherzoglichen
Staatsregierung für den Fall zur Berücksichtigung
zu übergeben , daß die Schule einer zweiklassigen hö¬
heren Lehranstalt in jeder Beziehung entspricht,

Nr . 2.

der Landtag beschließe , die Petition des Schulaus¬
schusses der lutherischen Schulgemeinde der Stadt Wil¬

deshausen , betreffend Bewilligung eines jährlichen Zu¬
schusses von 200 Thlr . aus der Landeskasse für die
höhere Bürgerschule daselbst , der Großherzoglichen
Staatsregierung für den Fall zur Berücksichtigung
zu übergeben , daß solche zu einer Gemeindeschule er¬
hoben wird,

werden abgelehnt ; der Ausschußantrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wird angenommen.

Nächste Sitzung : Donnerstag , den 24 . Februar d. I .,
Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung:

1) Mündlicher Bericht des Gesetzgebungsausschusses über
den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Ol¬
denburg und das Fürstenthum Birkenfeld , betr . die
Befreiung der Urkunden über Lombarddarlehen von der
Stempelabgabe.

2 ) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die
Verpachtung von Staatsländereien.

3 ) Bericht desselben Ausschusses über den Voranschlag für
das Fürstenthum Birkcnfeld für 1870/72.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der 15 . Sitzung des Landtags am 24 . Februar 1870.

Hullnmnn. Propping.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI . Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Fünfzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 24 . Februar 1870 . Vormittags 11 Uhr.
- — — — --

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.
Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer

Propping  das Protokoll der vorigen Sitzung und wird
dasselbe genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums, betr.

den Z. 16 des Voranschlagsder Ausgaben des Her-
zogthums Oldenburg, betr. Zuschuß für die Jrrenheil-
anstalt zu Wehnen. (An den Finanzausschuß.)

2) Desgl., betr. den Art. 6deS Gesetzentwurfs, betr. die Com-:
petenzconflicte zwischen den Verwaltungs- und Gerichts¬
behörden. (An den Gesetzgebungsausschuß.)

3) Desgl. , betr. Aenderung des Entwurfs des Gehalts-
Regulativs in Folge Art. 21 deS Gesetzentwurfs über
die Inkorporation der cedirten vormals Holstein'schen
Gebietstheile. (An den Finanzausschuß.)

4) Petition der Gemeinde Tossens, betr. Verlegung des
Amtssitzes von Ellwürden nach Stollhamm. (An den
Pctitionsausschuß.)

5) Petition derselben um Verlegung des Wohnsitzes des
Amtseinnehmers für den NebenhebungsbezirkdeS Amts
Stollhamm nach Tossens. (An denselben Ausschuß.)

9) Desgl . vieler Einwohner Obersteins, betr. die gemein¬
schaftliche höhere Lehranstalt für Oberstein und Idar.
(An den Finanzausschuß.)

7) Eingabe des Verwaltungsamts Brake bei Mitthci-
lung eines Amtsraths-Protokolles, betr. Danksagung
für Annahme der Eisenbahn-Vorlage, (aä nota.)

8) Desgl. des Banquier Thorade  in Oldenburg bei
Mittheilung von noch 658 Unterschriften zu der ein¬
gereichten Petition , betr. Revision deS Wahlgesetzes
vom 21. Juli 1868 . (An den Petitionsausschuß.)

Dem Abg. Bulling  wurde auf sein Ansuchen ein drei¬
wöchentlicher Urlaub ertheilt.

Tagesordung:
1. Mündlicher Bericht des Gesetzgebungs- Ausschusses

über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Olden¬
burg und das Fürstenlhum Birkenfeld, betr. die Befreiung
der Urkunden über Lombarddarlehen von der Stempelabgabe.

Der Antrag des Ausschusses:
den Gesetzentwurf in folgender Fassung anzunehmen:

Einziger Artikel.
Z. 1. Von der Stempelabgabe sind befreit alle Urkunden

über Lombarddarlehen, welche von Bankgeschäften, den
Verwaltungen der Oldenburgischen, der Jeverschen und
der Birkenfelder Ersparungskassen oder von denjenigen
Vorschuß- und Creditvereinen gegeben werden, welche
den Bankgeschäften nach Art. 25 Ziffer 13 des Gesetzes
vom 9. Oktober 1868 für das Herzogthum Olden¬
burg beziehungsweise des Gesetzes vom 21 . desselben
Monats für das Fürstenthum Birkenfeld, betr. die
Stempelgebühren, gleichgestellt sind, sofern nicht eine
längere als dreimonatige Rückzahlungsfrist, vom Tage
der Ausstellung der Urkunde angerechnet, festgesetzt ist.

Z. 2. Das Staatsministerium ist befugt, auch anderen
unter staatlicher Leitung stehenden Fondsverwaltungen
eine gleiche Stempelfrciheit zu gewähren,

wurde angenommen.

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Verpachtung von Staatsländereien.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag beschließe, GroßherzoglicheStaatsre¬
gierung zu ersuchen, bei Verpachtungen von Staats-
ländereien diese wenigstens einmal zum öffentlichen
Aufsatz zu bringen und nur in den Fällen, wenn dann
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kein genügendes Gebot erfolgt, eine Verpachtung unter
der Hand vornehmen zu lassen,

wurde einstimmig angenommen.
3. Bericht des Finanzausschusses über den Voranschlag

des Fürstenthums Birkenfeld für die Finanzperiode 1870/72.
Zu Antrag 1 des Ausschusses wurde die Abstimmung

ausgesetzt. Der Antrag 2 wurdd angenommen. Zu Antrag3
wurde die Abstimmung ausgesetzt. Der Antrag 4 wurde
angenommen. Zu Antrag 5 bis 16 incl. wurde die Abstim¬
mung ausgesetzt.

Nach der Bemerkung des Berichterstatters muß eS im
Antrag 17 statt 1475 Thlr. heißen 1575 Thlr.

Die Abstimmung über die Anträge 17 bis 29 wurde
ausgesetzt. Der Antrag 30 wurde angenommen. Die Ab¬
stimmung über die Anträge 31 bis 35 wurde ausgesetzt.
Zum Antrag 36 wurde vom Abgeordneten Massing  folgen¬
der Antrag gestellt:

der Landtag wolle beschließen, daß im Voranschlag
für das Fürstenthum Birkenfeld die Position Z. 16
der Ausgaben, zur Beförderung der Landwirthschaft,
pro 1870/72 von 400 Thlr. auf 500 Thlr. er¬
höht werde.

Unterstützt von: Eissel , Schomann , Maas,
Rüssel , Stukenborg.

Der Antrag 36 wurde angenommen und darauf der An¬
trag des Abgeordneten Massing.  Die Abstimmung über
die Anträge 37 und 38 wurde ausgesetzt. Der Antrag 39
wurde angenommen. Die Abstimmung über die Arträge 40
bis 76 wurde ausgesetzt. Zu Antrag 77 und 78 wurde mit
zur Debatte gestellt:

Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die Pe¬
tition von 387 Bürgern der Gemeinde Oberstem, betr. die
Errichtung einer gemeinschaftlichenhöheren Lehranstalt für
Oberstein und Idar.

Vom Berichterstatter Lengler  wurden folgende An¬
träge gestellt:

1. Der Landtag wolle bewilligen, daß die durch Ver¬
legung der Staatsstraße zwischen Idar und Oberstem
disponibel werdende alte Straßenstrecke den Gemein¬
den als Eigenthum unentgeldlich abgetreten werde.

2. Den Schlußbemerkungen folgende Ziffer 4 nachzu¬
fügen:

Sollte der Bau des gemeinschaftlichen Schul-
hauses (Jdar-Oberstcin) bis zum Herbste des Jahres
1871 noch nicht vollendet sein, so können die bis¬
herigen Zuschüsse zu den bestehenden Lehranstalten
cvent. bis zum Beginn des Wintersemesters 1872/73
aus den für die gemeinschaftlichehöhere Lehranstalt
bewilligten Mitteln entnommen werden.

Die Anträge 77 und 78 wurden angenommen. Der
Ausschußantrag:

über die Petition der 387 Bürger Obersteins zur
Tagesordnung überzugehen,

wurde einstimmig angenommen. Die Anträge des Abg. Leng¬
ler  wurden gleichfalls angenommen. Die Abstimmung über
die Anträge 79 bis 85 wurde ausgesetzt.

Hieraus wurden sämmtliche Anträge des Ausschusses,
über welche die Abstimmung ausgesetzt worden, zur Abstim¬
mung gebracht und angenommen.

Die nächste Sitzung soll ungesagt werden.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 2. März 1870.

Hnllmann. Strodthoff.



rotokoll
über

die Verhandlungen
des

IVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Sechszehnte Sitzung.

Oldenburg , den 2. März 1870 . Vormittags 10 Uhr.
- - —^ - -

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.

Nachdem die Sitzung eröffnet, wurde vom Schriftführer
Strodthoff  das Protokoll der fünfzehnten Sitzung verle¬
sen und genehmigt.

Eingegangen waren:
1) ein vertrauliches  Schreiben Großherzoglichen

Staatsministeriums in Eisenbahn-Angelegenheiten. (An
den Eisenbahnausschuß.)

2) Petition der Gemeinde Eckwarden, betr. Verlegung des
Wohnsitzes des Amts- Einnehmers für den Neben¬
hebungsbezirk des Amts Stollhamm nach Burhave oder
Tossens. (An den Petitionsausschuß.)

3) Desgl. desgl., betr. Verlegung des Amtssitzes von Ell-
würden nach Stollhamm rc. (An denselben Ausschuß.)

4) Desgl. des Hausmanns E. Kuck zu Rastede und des
Gastwirths C. Geiler das., betr. authentische Inter¬
pretation des Gesetzes vom 28. März 1867, betr.
die Sicherung der in der Nähe der Eisenbahnen bele¬
senen Gebäude gegen Feuersgefahr. (An denselben
Ausschuß.)

5) Desgl. der Eingesessenen der Bauerschaft Buttel, betr.
Ausbau der Chaussee von Dedesdorf über But¬
tel bis zur Landcsgrenze. (An den Finanzausschuß.)

6) Desgl. der Einwohner des Stadtgebiets Delmenhorst,
betr. Trennung des Stadtgebiets von der Stadt Del¬
menhorst. (An den Petitionsausschuß.)

7) Schreiben Großherzoglichen Staatsministcriums, betr.
den ß. 3 des Gesetzentwurfs wegen einigerAbänderun-
gen und Ergänzungen des Ablösungsgesetzes vom 11.
Februar 1851. (An den Gesetzgebungsausschuß.)

8) Desgl., betr. den Voranschlag für die Eisenbahn-Be-
triebskasse des Herzogthums für 1870/72. (An den
Finanzausschuß.)

9) Desgl., betr. Bewilligung der Kosten zur Erhaltung

des Durchschlags nach den oberahnischen Feldern rc.
(An denselben Ausschuß)

10) Desgl., betr. Einverständniß mit dem Beschlüsse des
Landtags zu Z. 26 des Voranschlags der Ausgaben
des Herzogthums, betr. Ausgaben für Anlegung und
Unterstützung von Colonien(ncl notu.)

11) Petition des Ausschusses der Capellengemeinde Gar¬
rel - Beverbruch, betr. gesetzliche Beordnung der Tren¬
nung der CapellengemeindeGarrel - Beverbruch von
der Capellengemeinde CrapeNdorf. (An den Petitions¬
ausschuß.)

12) Desgl. des Gemeinderaths zu Löningen, betr. Revi¬
sion des Einkommensteuer- Gesetzes. (An denselben
Ausschuß.)

13) Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums, betr.
Bewilligung zu Z. 20 des Voranschlags der Ausgaben
des Fürstenthums Birkenfeld für 1870/72 in Betreff
Ausbaues einer Strecke der Jdarthal-Straße. (An den
Finanzausschuß.)

14) Desgl., betr. Bewilligung der Kosten zur Verbesserung
der Fischbachtbal-Straßc. (An denselben Ausschuß.)

15) Petition der städtischen Vertretung der Stadtgemeinde
Brake um gesetzliche Regelung des Handels mit Torf,
Steinkohlen, Kartoffelnw. nach den Bestimmungen
der Maaß- und Gewichtsordnung des Norddeutschen
Bundes vom 17. August 1868 und der Elchordnung
vom 16. Juli 1869. (An den Petitionsausschuß.)

16) Eingabe des Vorstandes der landwirthschaftlichen Ge¬
sellschaft zu Hatten, betr. Danksagung für die Eisen¬
bahnbeschlüsse.- (aä aotn.)

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Aufnahme

der Wechselproteste.
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Der Vicepräsident Graepel  übernimmt den Vorsitz.
Der einzige Artikel des Gesetzes wird auf Antrag deS

Abg. Hullmann  in folgender Fassung angenommen:
Wechselproteste können durch die beim Amtsgerichte

angestellten Actuare oder Hülfsactuare ausgenommen
werden.

Präsident Hullmann  übernimmt wieder den Vorsitz.
2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Aufhe¬

bung der besonderen bei Jntercessionen der Frauen geltenden
Vorschriften.

Der Gesetzentwurf wird, wie er aus der ersten Lesung
hervorgegangen ist, angenommen.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Gebühren
in Verwaltungssachen.

Der Gesetzentwurf wird, wie in erster Lesung beschlossen,
angenommen.

4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Befreiung
der Urkunden über Lombarddarlehen von der Stempelabgabe.

Der vom Abg. Grapel  gestellte Antrag:
der Landtag wolle den in erster Lesung beschlossenen
Z. 1 in folgender Fassung annehmen:

Von der Stempelabgabe sind befreit alle Urkun¬
den über Lombarddarlehen, welche von den nach
Art. 25 Ziffer 13 des Gesetzes vom 9. October
1868 für das Herzogthum Oldenburg und vom 21.
desselben Monats für das Fürstenthum Birkenseld,
betr. die Stempelgcbühren, durch das Staatsmini¬
sterium als solche anerkannten Bankgeschäften und
diesen gleichgestellten Vorschuß- und Creditvereinen,
sowie von den Verwaltungen der Oldenburgischen,
der Jeverschen und der Birkenfelder Ersparungskassen
gegeben werden, sofern nicht eine längere als
dreimonatige Rückzahlungsfrist, vom Tage der Aus¬
stellung ungerechnet, festgesetzt ist,

wurde angenommen, und hierauf der Gesetzentwurf mit dieser
Aenderung im Ganzen genehmigt.

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Petition des Pächters Bruns  zu Scefeld um Erbauung
neuer Gebäude.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesordnung
übergehen,

wurde angenommen.
6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Petition der 3 Gemeinden des Sagterlandes um Erbauung
einer Chaussee von Friesoythe durch Sagterland zum Anschluß
an die Oldenburg-Leerer Eisenbahn.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle diese Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur etwaigen Berücksichtigung empfehlen,

wurde angenommen.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Petition des Gemeinderaths zu Esenshamm um Erbauung
einer Chaussee von Havendorf nach Klcinensiel.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur Berücksichtigung empfehlen,

wurde angenommen.
8. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Pe¬

tition des Schmiedemeisters Oltmann  zu Huntlosen und
Genossen, betr. Aufhebung des Brückengeldes zu Dehland.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesordnung
übergehen, wurde angenommen.

Der neunte und zehnte Gegenstand der Tagesordnung
Anträge zum mündlichen Bericht des Finanzausschusses, betr.'

1) die Petition der Grund- und Hausbesitzer zu Neuwan¬
gerooge um Erlassung der ihnen vom Staate zum
Bau ihrer Häuser gegebenen Vorschüsseu. s. w. und

2) die Petition vieler Mühlenbesitzer und die Petition des
ZiegeleibesitzersG. W. Lein me in Varel um Ab¬
schaffung der Recognitions- Abgaben von Mühlen,
Ziegeleien, Kalkbrennereienu. s. w.

wurde auf Vorschlag des Präsidenten wegen Abwesenheit des
Berichterstatters von der heutigen Tagesordnung entfernt.

9. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr. die
Petition deS G. W. Lein me zu Varel um freie Theilung
geschlossener Stellen und Revision der Forst- und Jagdgesetze.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle diese Petition Großherzoglicher
Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung
empfehlen,

wurde angenommen.
10. Bericht des Gesetzgcbungsausschusses über den Ent¬

wurf eines Gesetzes, betr. anderweite Cassiftcation von Staats¬
straßen im Fürstenthum Birkenfeld.

Die Ausschußanträge Nr. 1, 2 und 3 wurden ange¬
nommen.

11. Berichte des Krongütsausschusses, betr. den mit dem
Schreiben des GroßherzoglichenStaatsministeriumsvom 22.
Januar und rcsp. 15. Februar d. I . vorgelegten Gesetzent¬
wurf wegen Jncorporirung der durch Staatsvertrag vom
27. September 1866 von Seiner Königlichen Hoheit dem
Großherzoge erworbenen vormals Holsteinischen Gebictstheile
in das Fürstenthum Lübeck.

Nachdem der Präsident mitgetheilt, daß nach seiner An¬
sicht die Minoritäts-Anträge Nr. 1 und 2, wie sie gestellt
sind, der Geschäftsordnung gemäß nicht wohl zulässig seien,
welcher Ansicht der Landtag beitrat, zieht die Minorität
(Wulff)  den Antrag Nr. 2 zurück und ändert den Antrag
Nr. 1 dahin:

der Landtag wolle beschließen, zwischen Art. 1 und 2
folgenden Artikel einzuschalten:
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Die Verwaltung , die in diesem Gesetze vorge¬
sehen, ist eine provisorische . Eine Organisation der
Verwaltung ist vorzunehmen , wobei als Grundlage
angenommen wird , daß die Mittelbehörde (Regie¬
rung ) wegfällt.

Dieser Antrag wird abgclehnt und hierauf die Anträge
der Majorität Nr . 1 und 2 angenommen.

Zu Art . 4 des Gesetzentwurfs stellt die Staatsregicrung
folgenden Antrag:

Der Landtag wolle beschließen , an Stelle desselben fol¬
gender Uebergangsbestimmung seine Zustimmung zu
ertheilcn:

Art . 4.

Bis zur definitiven gesetzlichen Regelung der
Bildung der Wahlkollegien für die Provinzialräthe,
in Gemäßheit deS Art . 3 des Gesetzes vom 23.
November 1852 , werden die abgetretenen Gebiets-
theile im Provinzialrath durch sechs Mitglieder
vertreten , zu deren Wahl die Mitglieder der Ge-
meinderäthe in der Weise zu Wahlcollegien (Art.
2 und 3 des Gesetzes vom 23 . November 1852)
zusammentreten , daß die Mitglieder des Gemeinde-
rathes von Ahrensböck , die Mitglieder der Gemeinde-
räthe von Siblin , Süsel und Gnissau und die
Mitglieder der Gcmeindrräthe von Curau und
Stockelsdorf je zwei Mitglieder des Provinzialrathes
wählen.

Der Antrag wird angenommen , wodurch die Anträge
Nr . 3 , 4 , 5 , 6 und 7 der Mehrheit wcgfällig werden.

Der Antrag 8 der Mehrheit wird vom Ausschuß ge¬
ändert und der Art . 5 Z. 3 in folgender Fassung angenommen :

Das Wahlgesetz tritt mit der Jncorporirung in Kraft.

Desgleichen wird der Z. 4 des Art . 5 auf Antrag des
Ausschusses angenommen wie folgt:

Bis dahin , daß eine Neuwahl des ganzen Landtags
nothwcndig wird , tritt dem Landtage ein Abgeordneter
für die abgetretenen GebietStheile hinzu , welcher von
den , unter der Leitung eines Wahlcommissairs , zu
einem Wahlcollegium zusammentretenden Wahlmännern
der neuen Landestheile , nach Maßgabe der Bestim¬
mungen des Abschnitts III . des Wahlgesetzes , ge¬
wählt wird.

Die Mehrheitsanträge Nr . 10 , 11 und 12 werden an¬
genommen , die Anträge der Minorität Nr . 3 und 4 abgelehnt.

Der Abg . Maas  stellt folgenden Antrag:
der Landtag wolle die Staatsregierung ersuchen , die
Gesetze des Fürstenthums Lübeck, soweit irgend  aus¬
führbar und wenn noch nicht geschehen , baldmöglichst
auf die zu incorporirenden Landestheile auszudehnen.

Derselbe wird angenommen.
Hierauf wird der Mehrheitsantrag Nr . 13 angenommen.
Nächste Sitzung , Donnerstag , den 3 . März d. I . ,

Morgens 10 Uhr.
Tagesordnung:

1) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das
Schreiben Großhcrzoglichcn Staatsministeriums vom
14 . Februar d. I ., betr . die Veräußerung von Land¬
streifen und Wasserflächen an den Ufern der Hunte.

2 ) Desgl . desgl . vom 19 . Januar d. I ., betr . die Mi-
litairgebäude.

3 ) Desgl . desgl . vom 12 . Januar d . I . , betr . den Ver¬
kauf der Cascrne zu Eutin.

4 ) Bericht des Quotcnausschusses über den Gesetzentwurf,
betr . das Beitragsverhältniß der drei Provinzen zu
den Centrallasten des Grohherzogthums.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 3 . März 1870.

Hullmann. Huchting.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Siebenzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 3 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

-- -

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.

Das vom Schriftführer  Huchting verlesene Protokoll
der 16 . Sitzung wird genehmigt-

Tagesordnung:

1 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das
Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums vom 14 . Fe¬
bruar d. I ., betr . die Veräußerung von Landstreifen und
Wasserflächen an den Ufern der Hunte.

Der Ausschußanlrag:
der Landtag wolle zur Veräußerung der dem Staate
zustehenden Grodentheile und Wasserflächen zu beiden
Seiten der Hunte , von der Stadt Oldenburg abwärts
bis zur Ausmündung des Flusses , und zwar nach dem
Ermessen der Großherzoglicheu Staatsregierung durch
Verkauf unter der Hand oder mittelst öffentlichen Auf¬
satzes seine Zustimmung crtheitcn,

wird angenommen.

2 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über daS
Schreiben Großherzoglicheu Staatsministeriums vom 19 . Ja¬
nuar d. I -, betr . die Militairgebäude.

Die Ausschußanträge:
Nr . 1.

Der Landtag wolle sich damit einverstanden er¬
klären :

i 1 . daß der Genuß der Auskünfte sämmtlicher in
s den 3 Provinzen vorhandenen Militairgebäude und
l Grundstücke , gleichviel , ob vor oder nach 1848 cr-
K worben , dem Großherzogthum zusteht , und diesem

K die Tragung der daMit ' verbundenen Lasten und Be-
F schwerden obliegt,

Z 2 . daß wegen der von den einzelnen Provinzen
R bis zum Jahre 1848 in Betreff dieser Immobilien
- gemachten Leistungen durch die in den Jahren 1864

Protokolle. XVI. Landtag.

und 1865 stattgehabte Liquidation alle Ansprüche
niedergeschlagen sind,

3 . daß dagegen , so weit für die seit dem Jahre
1849 von der Militairverwaltung in die Civilver-
waltung üdergegangenen Gebäude und Grundstücke
Einnahmen und Ausgaben nicht bei der Centralkasse,
sondern bei den einzelnen Provinzialkassen verrechnet
sind , eine Ausgleichung zwischen diesen Kassen nach
der in dem Schreiben des Großherzoglichen Staats¬
ministeriums vom 29 . Januar d. I . enthaltenen
Aufstellung vorzunehmen ist.

Nr . 2.

Der Landtag wolle die Großherzogliche Staats-
regierung ermächtigen , die Kaserne zu Birkenfeld im
öffentlichen Aufsatze oder — falls dieser erfolglos —
aus der Hand für einen nach dem Ermessen der
Staatsregierung zu bestimmenden , aber mindestens
6000 Thlr . Courant betragenden Preis , zu verkaufen.

Nr . 3.

Der Landtag wolle sich damit einverstanden erklä¬
ren , daß die Kaserne zu Birkenfcld zu dem durch
Meistgebot sich ergebenden , aber mindestens 6000 Thlr.
Courant betragenden Preise an daS Fürstenthum Bir¬
kenfeld zum Cigenthum übergehe , vorausgesetzt , daß
die zuvor einzuziehende gutachtliche Erklärung des
Provinzialraths damit ebenfalls übereinstimmen
würde,

werden angenommen.

2 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über das
Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums vom 12 . Ja¬
nuar d. I ., betr . den Verkauf der Caserne zu Eutin.

Dies Schreiben war anfangs als vertraulich bezeichnet,

7
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doch hat die Großherzogliche Staatsregicrung erklärt , daß sie
auf die geheime Behandlung verzichte.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle die Großhcrzogliche Staatsregierung
ermächtigen , die Caserne zu Eutin im öffentlichen
Aufsätze oder — falls dieser erfolglos — aus der
Hand zu einem nach dem Ermessen der Staatsregie¬
rung zu bestimmenden , aber mindestens 12,000 Thlr.
Courant betragenden Kaufpreise zu veräußern,

wird angenommen.
4 . Bericht des Quotenausschusses über den Gesetzent¬

wurf , betr . das Beitragsverhältniß der drei Provinzen zu den
Centrallastcn des Großherzogthums.

Der Art . 2 des Gesetzentwurfs fällt weg , da das Ge-
setz, betr . Abänderung des Abschnitts IX . des Staatsgrundge¬
setzes, vom Landtage nicht angenommen worden ist , und
bleibt der Artikel 1 als einziger Artikel des Gesetzentwurfes.

Der Antrag Nr . 1 der Minderheit (Wulff , Maas)
des Ausschusses wird abgelehnt.

Der Antrag Nr . 2 derselben Minderheit wird in nament¬
licher Abstimmung mit 27 gegen 3 Stimmen abgelchnt.

Dagegen stimmen die Abgeordneten:
Propping , Ramien , Rüdebusch , Russell,

Schilds Schomann , Selkmann , Strodthoff , Stu¬
kenborg , WillerS , Abels , Ahlhorn , Bargmann,
Bünnemeyer , Cammann , Eilks , Eissel , Gräpel,
von Hammel , Hoyer , Huchting , Hullmann,
Lengler , Lübben , Massing , Müller und Oldejo-
Hanns.

Dafür stimmten die Abgeordneten : Wulff , Blunck
und Maas.

Beurlaubt sind die Abgeordneten : Bulling und
Schwegmann.

Der Antrag Nr . 3 derselben Minderheit wird in nament¬
licher Abstimmung mit 27 gegen 3 Stimmen abgelehnt.

Dagegen stimmen dieselben Abgeordneten , wie beim An¬
träge Nr . 2.

Dafür stimmen gleichfalls dieselben Abgeordneten , wie beim
Anträge Nr . 2 .

Der vom Abg . Schildt  heute gestellte Antrag:
der Landtag wolle beschließen , das Quotenverhältniß
in folgender Weise zu bestimmen:

für das Herzogthum Oldenburg 76 ^ 2och; für das
Fürstenthum Lübeck 150/g ; für das Fürstenthum
Birkcnfeld 8 ^ 0/0,

wird in namentlicher Abstimmung mit 19 gegen 11 Stimmen
abgelehnt.

Dagegen stimmen die Abgeordneten : Schomann,
Selkmann , Strodthoff , Millers , Wulff , Blunck,
Bünnemehcr , Cammann , Eilks , Eissel , Gräpel,
von Hammel , Hoher , Hullmann , Lengler , Maas,
Massing , Propping und Russell.

Dafür stimmen die Abgeordneten : Schildt , Stuken¬
borg , Abels , Ahlhorn , Bargmann , Huchting,
Lübbcn , Müller , Oldejohanns , Ramien  und Rü¬
de  b u s ch.

Die Abstimmung über den vom Abg . Schildt  im Aus¬
schußberichte gestellten Antrag ergiebt in namentlicher Abstim¬
mung Stimmengleichheit von 15 gegen 15 Stimmen.

Dafür stimmen die Abgeordneten : Millers , Abels,
Ahlhorn , Bargmann , von Hammel , Huchting,
Lübbe n , Müller , Oldejohanns , Ramien , Rüde¬
busch , Schildt , Selkmann , Strodthoff und Stu¬
kenborg.

Dagegen stimmen die Abgeordneten : Wulff , Blunck,
Bünnemeyer , Cammann , Eilks , Eissel , Gräpel,
Hoher , Hullmann , Lengler , Maas , Massing,
Propping , Russell und Schomann.

Die Abstimmung über diesen Antrag soll in nächster
Sitzung wiederholt werden und kommt der Antrag der Mehr¬
heit des Ausschusses heute nicht zur Abstimmung.

5 . Wahl eines Ausschusses für das Jagdgesetz.

In den Ausschuß werden gewählt die Abgeordneten:
Russell , Rüdebusch , Strodthoff , von Hammel,
mit je 22 Stimmen und Ramien  mit 21 Stimmen.

Zum Schluß theilt der Präsident die Mandatsniederle¬
gung Seitens der 3 Abgeordneten : Blunck , Maas und
Wulff  mit.

Nächste Sitzung : Dienstag , den 8 . März d. I ., Mor¬
gens 10 Uhr.

Tagesordnung:

1 ) Wiederholung der Abstimmung über den Antrag des
Abg . Schildt,  betr . das Beitragsverhältniß zu den
Centrallasten rc.

2 ) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die
Petition der Grund - und Hausbesitzer zu Neuwangeroogc
um Erlassung der ihnen vom Staate zum Bau ihrer
Häuser gegebenen Vorschüsse rc.

3 ) Dcsgl . , betr . die Petition vieler Mühleubesitzer und
die Petition des Ziegeleibesitzers G . W . Lemme  in
Varel um Abschaffung der Recognitions -Abgaben von
Mühlen , Ziegeleien rc-

4 ) Bericht desselben , betr.
1) den Voranschlag des Fürstenthums Lübeck für

1870/72.
2 ) den Voranschlag der vormals Holstein ' schen Ge-

bietstheilc für 1870/72.
5 ) Bericht des Gesetzgebungsausschusses , betr.

n ) den Gesetzentwurf wegen des Vormundschafts-
Wesens im Herzogthum Oldenburg.

d ) den Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck,
betr . das Alter der Volljährigkeit.
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6) Mündlicher Bericht desselben über den Gesetzentwurf,
betr. die Beteiligung der Vormünder rc. bei Bundes¬
anleihen.

7) Bericht desselben über das Schreiben Grotzherzoglichen
Staatsministeriums vom 23. Febr. d. I . , betr. den
Z. 3 des Gesetzentwurfs wegen einiger Abänderungen

und Ergänzungen des Ablösungsgesetzes vom 11. Febr.
1851.

8) Mündlicher Bericht desselben über das Schreiben des
Großh. Staatsministeriumsvom 21. Febr. d. I ., betr.
den Art. 6 des Gesetzentwurfs, bekr. die Competenzcon-
flicte zwischen den Verwaltnngs- und Gerichtsbehörden.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der achtzehnten Sitzung des Landtags am 8. März 1870.

HullMlMN. Propping.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Achtzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 8 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hüll mann
Das Protokoll der letzten Sitzung wird vom Schriftfüh¬

rer Propping verlesen und genehmigt.
Eingänge:
1) Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums bei

Vorlegung des Entwurfs eines Gesetzes für das Her¬
zogthum Oldenburg, betr. die Ausübung der Jagd.
(An den hierfür gewählten Ausschuß.)

2) Desgl. , betr. den Entwurf eines Gesetzes für das
Fürstenthum Birkenfeld wegen Erhöhung der Hunde¬
steuer. (An den Gesetzgebungsausschuß.)

3) Desgl-, betr. Zurückziehung der Vorlage, betr. die
Wahlen zum Provinzialrathe de? Fürstenthums Bir¬
kenfeld. (aä aotg,.)

4) Desgl., betreffend den Entwurf eines Gesetzes für das
Herzogthum Oldenburg, betr. den öffentlichen Verkauf
von Mobilien gegen Baarzahlung. (An den Gefetz-
gebungsansschnß.)

5) Desgl., belr. Bewilligung der Kosten für den Neubau
einer Navigationsschule in Elsfleth. (An den Finanz¬
ausschuß.)

6) Petition des Stadtmagistrats zu Friesoythe um Zurück-
crstattnng von 3300 Thlr. Chausseebaukosten. (An
den Finanzausschuß.)

Tagesordnung:
Zuerst wird auf Antrag des Abg. Russell  beschlossen,

den Bericht des Gesetzgebungsausschusses, betr.:
g.) den Gesetzentwurf wegen des Vormundschaftswesens

im Herzogthum Oldenburg,
b) den Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck, betr.

das Alter der Volljährigkeit,
von der Tagesordnung zu entfernen.

1. Wiederholung der Abstimmung über den Antrag des
Abg. Schildt,  betr . das BcitragSvcrhältniß zu den Central-
lasten re.

Der Antrag wird in namentlicher Abstimmung mit 15
gegen 12 Stimmen angenommen. Für denselben stimmen
die Abgeordneten: Abels , Ahlhorn , Bargmann
von Hammel , Huchting , Lübben , Müller , Oldejo-
hannS , Ramien , Rüdebusch , Schildt , Selkmann,
Strodthoff , Stukenborg und Millers.  Dagegen
stimmen die Abgeordneten: Bünnemeyer . Cammann,
Eilks,  Eissel . Gräpel , Hoher , Hnllmann , Leng-
ler , Massing , Propping , Russell und Schomann.
Beurlaubt sind die Abgeordneten Bull !ng und Schweg¬
mann.

Der Präsident bestimmt die Frist zur Einbringung von
Anträgen für die zweite Lesung des Quotcngcsetzes auf morgen,
Mittags 12 Uhr.

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Petition der Grund- und Hausbesitzer zu Neuwangerooge um
Erlassung der ihnen vom Staate znm Bau ihrer Häuser ge¬
gebenen Vorschüsse.

Zum Anträge des Ausschusses:
der Landtag wolle die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregierung zur Berücksichtigung übergeben,

wird nachträglich vom Ausschüsse beantragt, demselben hinzu¬
zufügen:

und dieselbe ermächtigen, den bedürftigen auf's Fest-
. land übergesiedelten Wangeroogcrn die ihnen gege¬

benen Vorschüsse ganz oder zum Theil zu erlassen.
Der Antrag mit dem Zusatz wird angenommen.
3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die

Petition vieler Mühlenbesitzer und die Petition des Ziegelei-
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befltzersG- W. Lemme in Varel, um Abschaffung der Re-
cognitions-Abgaben von Mühlen, Ziegeleien, Kalkbrennereien
u. s. w.

Der Ausschuß beantragt, seinem Anträge:
der Landtag wolle die Petitionen der Großherzoglichen
Staatsregierung zur Berücksichtigung dringend em¬
pfehlen,

nachzufügen:
und dieselbe zugleich ermächtigen, denjenigen Mühlen,
welche vor Erlassung des Gewerbcgesetzes bestanden,
die Recognilion ganz oder zum Theil zu erlassen.

Vom Regierungscommissarwird erklärt, daß die Staats-
regicrung den Zusatzantrag für ganz gerechtfertigt erachte und
der Landtag sich versichert halten könne, daß dieselbe den An¬
trag in sorgfältige Erwägung ziehen werde, da sie selbst der
Ansicht sei, daß die vor Erlassung der Gewerbeordnung schon
bestandenen Mühlen durch Aufhebung der Concessionen schwer
geschädigt seien.

Zuerst wird über den Antrag ohne den Zusatz abgestimmt.
Derselbe wird angenommen. Hierauf wird abgestimmt über
ven nachgesügtcn Zusatz. Derselbe wird einstimmig angenommen.

4. Bericht des Finanzausschusses, betr.
1) den Voranschlag des Fürstcnthums Lübeck für

1870/72.
Tie Abstimmung über die Anträge Nr. 1 bis 27 incl.

wird auSgesetzt. Der Antrag Nr. 28 wird angenommen;
ausgesetzt wird die Abstimmung über die Anträge Nr. 29 bis
57 incll Der Antrag Nr. 58 wird angenommen. Der An¬
trag der Staatsregierung zu Z. 33 wird abgelehnt. DieAb-
stimmung über die übrigen Anträge Nr. 59 bis 74 incl. wird
ausgesetzt. Hierauf wird über sämmtliche ausgesctzte Anträge
abgestimmt und werden dieselben angenommen.

2) den Voranschlag der vormals Holsteiu'schen Ge-
bietStheile für 1870/72.

Die Abstimmung über die Anträge Nr. l bis 10 incl.
wird ausgesetzt. Der nachträglich eingebrachte Antrag des
Ausschusses zu Z. 11 (Landstcucr) Nr. 10 a:

der Landtag wolle beschließen, Großhcrzogliche Staats¬
regierung wird ersucht, möglichst rasch mit der Regu¬
lirung der Landsteuer vorzugehen,

findet seine Erledigung durch folgende Erklärung des Rcgie-
rungScommissarS:

der Antrag entspreche der Intention der Staatsrcgie-
rung und werde sie mit der Regulirung der Grund¬
steuer in den neu erworbenen Landesthcilen Vorgehen,
sobald nur nach vollzogener Jncorporation die Ver¬
hältnisse solches gestatten.

lieber die übrigen Anträge Nr. 11 bis 52 incl. wird
die Abstimmung ausgesetzt und werden dieselben am Schlüsse
sämmtlich angenommen.

5. Mündlicher Bericht des Gesetzgcbungsausschusses über

den Gesetzentwurf, betr. die Betheiligung der Vormünder rc.
bei Bundesanleihen.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem einzigen Artikel des Gesetz¬
entwurfs seine Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.
Tie Frist zur Einbringung von Anträgen zur zweiten

Lesung vorstehenden Gesetzentwurfs wird bis zum Schluffe der
nächsten Sitzung bestimmt.

Der Vicepräsident Graepel  übernimmt den Vorsitz.
6. Bericht desselben Ausschusses über das Schreiben Groß¬

herzoglicher Staatsregierung vom 23. Februar d. I ., betr.
den tz. 3 des Gesetzentwurfs wegen einiger Abänderungen und
Ergänzungen des Ablösungsgesetzes vom 11. Februar 1851.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
7. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über das

Schreiben GroßherzoglicherStaatsregierung vom 21. Febr.
d. I ., betreffend den Art. 6 des Gesetzentwurfs, betr. die
Competenzconflicte zwischen den Verwaltungs- und Gerichts-
Behörden.

Der Antrag des Ausschusses:
Der Landtag wolle dem Art. 6 in folgender Fassung

zustimmcn:
»Ein Mitglied, welches vermöge seines Amtes

bei einer früheren, den Gegenstand des Competenz-
confliets betreffenden Verhandlung mitgewirkt hat,
kann nicht zum Berichterstatter bestellt werden, so
lange noch ein gerichtliches bezw. administratives
Mitglied vorhanden ist, welches bei jener Verhand¬
lung nicht mitgewirkt hat."

wird angenommen.
8. Fernerer Bericht des Finanzausschusses über einige

ausgesetzte Positionen dcS Voranschlags der Einnahmen des
Herzogthums Oldenburg.

Der Antrag Nr. 1 des Ausschusses wird von demselben
dahin geändert, daß die Worte: »und Coupäs für Nicht-
Raucher" gestrichen werden, und in dieser Fassung angenommen.

Die Anträge Nr. 2, 3 und 4 werden angenommen.
9. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Jncorpo-

rirung der vormals Holstein' schcn Gebiethstheile in vas Für¬
stenthum Lübeck.

Der von GroßherzoglicherStaatsregierung zur zweiten
Lesung gestellte Antrag:

der Landtag wolle beschließen, den Artikeln 13 und
14 sin fortlaufender-Ziffernfolge) des Gesetzentwurfs
folgenden neuen Artikel cinzuschieben:

Art.
Z. 1. Das Gesetz vom 21. Juli 1868, betref¬

fend die Enteignungen zu Eisenbahnen, tritt unter
folgenden Bestimmungen mit der Vereinigung der
abgetretenen GebietStheile mit dem Fürstenthum
Lübeck für dieselben in Geltung.
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Z. 2. Aus den abgetretenen Gebietstheilen tre¬
ten den nach Art. 13 des Gesetzes bom 21. Juli
1868 ans dem Fürstenthum für die Wahlperiode
1870/6 gewählten Sachverständigen9 Sachver¬
ständige und 3 Ersatz-Sachverständige hinzu.

Z. 3. Die Sachverständigen und Ersatz-Sach¬
verständigen auS den abgetretenen Gebietstheilen
werden von den zu einem Wahlcollegium vereinten
Gcmeinderäthen, unter Vorsitz eines Committirten
der Regierung, gewählt,

wird angenommen.
Schließlich wird das ganze Gesetz mit dem eben ange¬

nommenen Zusatz-Antrage angenommen.
Nächste Sitzung: Donnerstag, den 10. März d. I .,

Morgens 11 Uhr.
Tagesordnung:
1) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. das Bei-

tragsverhältniß der drei Provinzen zu den Central¬
lasten des Großherzogthums.

2) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das

Schreiben der GroßherzoglichenStaatsregierung vom
31. Dezemberv. I . , betr. die Anstellung von Post-
und Telegraphen-Beamten im Fürstenthum Lübeck.

3) Desgl. des Petitionsansschusses, betr. die Petition
der Gemeinderäthe der drei Gemeinden Huntlosen,
Großenkneten und Wardenburg wegen Erthcilung der
Concession zur Errichtung einer Apotheke zu Hunt¬
losen.

4) Desgl. , betr. die Petition des Vorstandes des land-
wirtbschastlichen Vereins zu Hatten-Dötlingen wegen
Concession zur Errichtung einer Apotheke in Hatten.

5) Desgl., betr. die Beschwerde und Bitte für den Voll¬
meierH. H. Wilgen und Genossen zu Kleinenkneten,
betr. Beförderung der Gemeindetheilung.

6) Desgl., betr. die Petition der Eingesessenen der Bauer-
schaften Nutteln, Stapelfeld w. wegen Verpachtung
der Jagd im s. g. Nutteler Fuhrenkamp.

7) Desgl. über die Petition des Thora de  und Ge¬
nossen, betr. Revision des Wahlgesetzes vom 21. Juli
1868.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 10. März 1870.

Müller.Hullnmim.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Neunzehnte Sitzung.
Oldenburg , den 10 . März 1 870 . Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Hüll mann.

Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Müller  das Protokoll der vorigen Sitzung und wird
solches genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben GroszherzoglichenStaatsministeriums bei

Vorlegung des Geschäftsberichtes der Direktion der
oldenburgischcn Landesbank über das Verwaltungsjahr
1869 und des Revisionsberichts des Aufsichtscollegiums.
(g.ä notn.)

2) Desgl., betr. den Staatsgerichtshof, (nä notn.)
3) Ein Antrag des Abg. Massing,  lautend:

der Landtag wolle Großhcrzogliche Staatsrcgicrung
ersuchen, die betreffenden Behörden anzuwcisen, daß
sie bei Handhabung der Art. 25 Abs. 1 und 35
der Birkenfelder Gemeinde-Ordnung von folgender
Interpretation derselben auszugehen haben:
1) daß der Artikel 25 Abs. 1 sich lediglich auf den

Gemeinderath, nicht aber auch auf den Gemeinde-
Vorstand bezieht, d. h. daß Jemand Mitglied
des Gemeinde-Raths  sein kann, wenn auch
die in diesem Artikel genannten Verwandten
Mitglieder des Gemeinde- Vorstandes  sind.

2) daß der Artikel 35 hinsichtlich der sechs¬
jährigen Dienstzeit  des Gemeindevor¬
standes so zu verstehen sei, daß, wenn ein
Mitglied desselben.(Schöffe oder Beisitzer)
während  seiner Dienstzeit aus irgend welchem
Grunde aus dem Dienste scheidet, sein Nach¬
folger nur für diejenige Zeit gewählt wird, welche
seinem abgeschiedenen Amtsvorgänger noch an
dessen sechsjähriger Dienstzeit gefehlt hat und
daß nach Ablauf dieser Zeit die regelmäßige

Erneuerungs-Wahl des ganzen  Gemeinde¬
vorstandes geschehen muß, so daß also die
regelmäßigen Ernenerungswahlen der sämmt-
lichcn Gemeindevorstände des Fürstenthums
alle sechs Jahre ebenso zu geschehen haben, wie
dies auch beim Gemeinderath alle drei Jahre
geschieht.

3) daß bei der, in demselben Artikel 25 borge-
schriebencn Wahl des Gemeinde- Vorstandes
(Schöffe und Beisitzer), sofern der mit Stimmen¬
mehrheit Gewählte die Wahl nicht annimmt,
oder von der Behörde nicht bestätigt wird, in
diesem Falle eine Neuwahl vorgenommen wer¬
den muß, nicht aber, daß nur derjenige  als
gewählter Schöffe oder Beisitzer zu betrachten
ist, der nach dem zuerst gewählten die meisten
Stimmen erhalten hat. Massing.

Unterstützt von Strod thoff , von Hammel , Abels
Propping,Lengler.

Dt ot i ve:
Die in das Gemeindeleben des Fürstenthums

so oft als tief eingreifende Gemeinde-Ordnung vom
24. April 1856 ist seither von der betreffenden
Behörde hinsichtlich oben genannter Artikel ver¬
schiedenartig und,  nach der Ansicht vieler Einge¬
sessenen, nicht nach dem wahren Sinne dieses Ge¬
setzes gehandhabt worden, weshalb Antragsteller
nicht unterlassen zu dürfen glaubt, dem versammelten
Landtage, auf Grund des Art. 141 ß. 2 des
Staatsgrundgesctzes, obigen Antrag zu unterbreiten.

4) Eine Interpellation des Abgeordneten Rüdebusch,
lautend:
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Nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 27.
Juli 1868 sollen im Hcrzogthum Nebenlehrerstellen
I . Classe errichtet werden.

Warum ist die Großherzogliche Staatsregierung

mit der Ausführung dieses Gesetzes bisher nicht

vorgegangen 2 Rüde dusch.

Selkmann , Strovthoff , Abels , von

Hammel , Millers.

Der Antrag des Abg . Massing  wird nach Beschluß

des Landtags zur Verhandlung kommen und soll derselbe so¬

wie die Interpellation des Abgeordneten Rüdebusch  auf

eine der nächsten Tagesordnungen gesetzt werden.

Tagesordnung:

1) Zweite Lesung des s. g . Quotengesetzes.
Es waren hierzu folgende Anträge eingebracht:

a,) vom Regierungscommissär Ruhstrat:

Herstellung des Negierungs - Entwurfes . Artikel 1

als einziger Artikel.

d ) vom Abg . Huchting:
der einzige Artikel des Entwurfs erhalte folgende
Fassung:

Zu den Gesammtaußgaben des Großherzogthums

haben für die Jahre 1870 bis 1875 einschließlich

beizutragen:
das Herzogthum Oldenburg 77 och

„ Fürstenthum Lübeck 14,50ch
„ „ Birkenfeld 8,5 «/g

v) vom Abg . Massing:
der Landtag wolle beschließen:

Zu den Gcsammt -Ausgaben des Großherzogthums

haben für die Jahre 1870 bis 1875 einschließlich

beizutragen:
das Herzogthum Oldenburg 78

„ Fürstenthum Lübeck 14,50ch

„ „ Birkenfeld 7,5 «/o

ä ) vom Abg . Rüde dusch:
der Landtag wolle das Beitragsverhältniß zu den

Ccntrallasten in den nächsten 6 Jahren 1870/75 sest-

stellcn wie folgt:

das Herzogthum Oldenburg hat beizutragen 76 ^ 0/o

„ Fürstenthum Lübeck 15
„ „ Birkenfeld

e) vom Abg . Eissel:
den einzigen Artikel des Entwurfs zu fassen über:

einstimmend mit dem Artikel 1 der Regierungs -Vor-

läge,
und

ck) vom Abg Scho manu:

den Entwurf dahin zu ändern , daß das Beitrags-
verhältnih bestimmt wird

für das Herzogthum Oldenburg 77,50ch
„ „ Fürstenthum Lübeck 15

„ " „ Birkenfeld 7,5 »/g
Nähere Begründung.

Der vom Landtage bei der ersten Lesung des Gefetzent-

Wurfs gefaßte Beschluß , daß dem Fürsten thum Birken¬

feld  von den Centrallastcn des Großherzoglhums 8 zur

Last fallen sollen , steht nicht mit einer gerechten  Würdi¬

gung der Steuerkraft des Fürstenthums im Einklang . Die

St euer kraft  einer Provinz ist für die Quotenfrage in der

Richtung zu ermessen , daß sestzustellen ist , wie weit die¬

selbe zur Bestreitung  der Bedürfnisse der Provinz

selbst absorbirt wird , und wie weit sie dann noch außer¬

dem  für die Tragung der Centrallasten ohne Ueberbürdung
in Anspruch genommen werden kann.

Durch die Einrichtung des Norddeutschen Bundes wird

die Steuerkraft des Fürstcnthums Birkenfeld zur Bestreitung

der eigenen provinziellen Ausgaben in erheblich

höherem  Maaße als bisher in in Anspruch genommen.

Die Ausgaben für die Zwecke,  die jetzt dem Bunde anheim¬

gefallen sind , betrugen in der bisherigen Quotenperiodc für

das Großherzogthum 450,000 Thlr.

Hiervon fielen:

auf das Herzogthum Oldenburg 364,500 Thlr.

„ „ Fürstenthum Lübeck 49,500 >,
,, „ „ Birkenfeld 36,000 »

450,000 Thlr.

An indirekten  Steuern , die jetzt in die Bundes-

casse  fließen , bezog:
Oldenburg 456,000 Thlr.
Lübeck 54,000 „

Birkenfeld 55,000 ,,

also konnten nach Bestreitung der Centrallasten zur Deckung

der eigenen  Landesausgabcn von dem Einkommen aus indi-
rectcn Steuern verwenden:

Oldenburg 456,000 — 364,500 — 91,500 Thlr.
Lübeck 54,000 — 49,500 — 4,500 „

Birkenfeld 55,000 — 36,000 — 19,000 „

Nach der Constituirung des Norddeutschen Bundes sind

die Bundcslasten , soweit sie nicht durch die eigenen Einnahmen

des Bundes (Zölle u . s. w .) gedeckt werden , soweit sie also

also durch Matrikularbeiträge  aufznbringen sind , auf

jährlich 200 — 300,000 Thlr . für das Großherzogthum zu

zu veranschlagen . Rechnen wir jährlich 250,000 Thlr . , so

fallen nach dem bisherigen Quotenverhältnisse hiervon an

Matrikularbeiträgen:
auf Oldenburg 202,500 Thlr.

,, Lübeck 27,500 „

„ Birkenfeld 20,000 „

Der finanzielle Nachtheil,  welcher für jede Provinz

aus dem Bundesverhältnissc entsprungen ist, ergiebt sich, wenn

man den Betrag , welcher bisher von den Zöllen rc. nach Be-
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Mitling der bisherigen , hier fraglichen Cenlrallastcn übrig
-blieb , dem Betrage hinzurechnet , welcher jetzt überher  zu
zahlen ist ; darnach stellt sich ein Nachtheil heraus für:

Oldenburg 202,500 4 - 91 .500 — 294,000 Thlr.
Lübeck 27,500 -s- 4,500 ^ 32 .000 „
Birkenfeld 20,000 -P 19,000 -- - 39,000 „

Diese für Oldenburg , Lübeck und Birkenfeld entstandenen
Nachtheile stehen untereinander im Verhältnis von:

731/2. 8. 93/4.
während , wenn sie die drei Thcile nach dem bisherigen
Quotenverhälinisse gleichmäßig getroffen hätten , sie im Ver¬
hältnisse von 81 . 11 . 8 . stehen müßten , woraus hervogeht,
daß das Fürstenthum Birkenfeld durch den Verlust der
indirecten Steuern uuverhältnißmäßig hart  be¬
troffen ist.

Anstatt also , daß bisher das Fürstenthum Birkenfeld
nach Bestreitung der Centralzwecke , welche jetzt an den Bund
übergcgangen sind , aus den Einnahmen an indirecten Steuern
noch 19,000 Thlr . für andere Zwecke übrig behielt , hat cs
jetzt nicht allein diese 19,000 Thlr . verloren , sondern muß
noch 20,000 Thlr . dazu bezahlen.

Dieser Schaden aber drückt das Fürstenthum so
sehr , daß cs bei Feststellung des Ouotenverhältnisses eine
rücksichtsvolle  Behandlung in Anspruch zu nehmen be¬
rechtigt  ist.

Schon jetzt beträgt die Einkommensteuer im Fürstenthum
Birkenfeld 1500/ ^ oder 18 Monate und daß sie nicht noch
höher  für die laufende Finanzperiode ist, hat nur darin sei¬
nen Grund , daß das Fürstenthnm ein in seinem Besitze be¬
findliches Capital von 45,000 Thlr . zur Verwendung bringt.

Nach Ablauf dieser Finanzperiode , also in der zweiten
Hälfte der Quolenperiode , muß daher noihwendigerweise
die Einkommensteuer über 1500/g zur Bestreitung der Ausga¬
ben erhöht werden , und ist mit diesem Schritte das Fürsten¬
thum Birkenfeld die am meisten belastete  Provinz des
Großherzogthums geworden ; je höher die Quote gegriffen
wird , desto höher ist daher die Einkommensteuer zu normiren.
Ergiebt sich hieraus schon , daß bei der Quotenbcstimmung das
Fürstenthum Birkcnfeld milde zu behandeln ist, so ist dieses
um so mehr anznstreben , wenn man erwägt , daß i^ o/g dem
Fürstenthum Birkenfeld hinzugelegt den Kopf  der Bevölkerung
mit 21/7 Silber gro scheu  belastet , während 1/2o/g dem
Herzogthum hinzugelegt den Kopf nur mit 3 ^ Pfennigen
trifft , so daß die Frage , ob Birken feld  mit 7,50/ „ oder
mit 8 v/g zu belasten ist, für dieses  von g r 0 ße  r Bedeutung,
bieselbe  Frage aber für das Herzogthum  von verschwin¬
dendem Einflüsse ist.

Endlich kommt für die Würdigung des Quotenvcrhält-
visses noch der Umstand ganz besonders in Betracht , daß
durch die Jncorporirung Ahrensböcks die Centrallasten des
Großherzogthums steigen , und diese Steigerung ist, wenn man
erwägt , daß Ahrcnsböck mit einer Bevölkerung von 12000

Protokolle . XVI . Landtag.

Seelen an Militär 120 Mann zu stellen hat , eine nicht ge¬
rade geringe . Würde man aber Birkenfcld nach wie vor mit

belasten , so würde Birkenfeld von der Jneorporation nicht
nur keinen  Vortheil haben , sondern müßte , damit Oldenburg und
Lübeck den aus dem Zuwachs Ahrensböcks resultirenden finan¬
ziellen Vortheil allein  genießen können , seine schon sehr in
Anspruch genommene Steuerkraft noch mehr  anspannen.

Aus obigen Gründen giebt sich der Antragsteller der
Hoffnung hin , daß der Landtag bei der zweiten Lesung des
Gesetzentwurfs seinen Antrag und event . doch jedenfalls den
Antrag der Staatsregierung annehmen wird . "

Der vom Abg . Massing  gestellte Antrag kommt , weil
derselbe nicht genügend unterstützt ist , nicht mit zur Berathung.

Nachdem die Abgg . Huchting , Rüdebusch  undScho-
mann  ihre Anträge zurückgezogen , wird der Antrag des Re-
gierungS -Commissars zur namentlichen Abstimmung gebracht
und erhält derselbe Stimmengleichheit.

Dafür stimmen die Abgeordneten : Barg mann , Bün¬
nemeyer , Cammann , Eilks , Eissel , Gräpel,
Hoher , Hullmann . Lengler , Massing , Prop-
ping , Russell , Schomann und Schwegmann.

Dagegen stimmen die Abgeordneten : Abels , Ahlhorn,
von Hammel , Huchting , Lübben , Müller , Olde-
jo Hanns , Ramien , Rüdebusch , Schildt , Selk-
mann , Strodthoff , Stukenborg und Willers.

Abg . Bulling  beurlaubt.
Der Antrag des Abg . Eissel  findet hiermit zugleich seine

Erledigung.
Der Präsident erklärt , daß die wieder erforderliche Ab¬

stimmung auf die nächste Tagesordnung gesetzt werden solle.
2 . Antrag zum mündlichen Berichte des Finanzausschus¬

ses über , das Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung
vom 31 . December 1869 , betr . die Ausdehnung der Bestim¬
mungen der für das Herzogthum Oldenburg unterm 4 . Dc-
cember 1867 in Betreff der Anstellung von Post - und Tele¬
graphen Beamten abgeschlossenen Convention auf das Fürsten¬
thum Lübeck.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle der von Seiten der Großherzog¬
lichen Staatsregierung mit dem Präsidium des Nord¬
deutschen Bundes getroffenen Ucbereinkunft über die
Anstellung u . s. w . von Post - und Telegraphen -Be-
amten im Fürstenthum Lübeck seine verfassungsmäßige
Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.
3 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschufses , betreffend

folgende Petitionen:
8.. der Gemeinderäthe der drei Gemeinden Huntlosen,

Großenkneten und Wardenburg wegen Ertheilung der Concessiorr
zur Errichtung einer Apotheke zu Huntlosen.

Der Antrag des Ausschusses hierzu lautet:
der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen

8
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Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung
empfehlen.

ff. des Vorstandes des landwirtschaftlichen Vereins , Ab¬

teilung Hatten -Dötlingen , wegen Concesston zur Gründung
einer Apotheke zu Hatten.

Der Ausschuß hat hierzu denselben Antrag wie zu s..

gestellt.
Vom Abg . Ahlhorn  wurde folgender Verbesserungs-

antrag zu den Ausschußanträgen zu a . und ff. eingebracht:
die beiden Petitionen der Großherzoglichen Staatsre¬

gierung zur Gewährung dahin , daß in dortiger Ge¬
gend eine Apolheke concessionirt werde , dringend zu
empfehlen,

Der Antrag wurde in namentlicher Abstimmung ange¬
nommen mit allen Stimmen gegen die Stimme des Abgeord¬

neten Bünnemeyer (Abg . Bulling  fehlte ) und waren
damit die Ausschußanträge erledigt.

4 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betreffend

folgende Petitionen:
a . mehrerer Eingesessenen zu Klcinenkneten wegen Beför¬

derung der Gemeindetheilung.
Der Antrag des Ausschusses lautet:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichcn

Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung
empfehlen.

ff. der Banerschaften Nutteln , Stapelfeld , Warnstedt,

Elsten und Sevelten wegen Verpachtung der Jagd im s. g.

Nutteler Fuhrenkampe.
Der Ausschuß -Antrag lautet:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur Kenntnisnahme übergeben.

Die unter 4 s , und ff . gestellten Ausschußanträge wur¬
den angenommen.

5 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die
Petition des Thorade  und Genossen , betr . Revision des

Wahlgesetzes vom 21 . Juli 1868.
Die Majorität des Ausschusses (Bünnemeyer , von

Hammel , Lübben , Ramien)  beantragt:
der Landtag wolle beschließen , über die Petition deS

Thorade  und Genossen zur Tagesordnung überzu¬
gehen.

Tie Minderheit des Ausschusses (Massing , Prop-
ping ) stellt auf Grund der Petition folgende Anträge:

Antrag 1.

der Landtag wolle beschließen , Großherzogliche Staats-
regicrung zu ersuchen , balvthunlichst dem Landtage eine

Vorlage zu machen , betr . Abänderung des Gesetzes
vom 21 . Juli 1868 , betreffend die Wahl der Abgeord¬
neten zum Landtage , dahin , daß

Ä. die littr . e . des Z. 2 des Artikels 6 dieses Ge¬

setzes ausgehoben werde;

ff. in thunlichstem Anschlüsse an das Wahlgesetz
für den Norddeutschen Bund vom 3 . Mai 1869

für die Wahlen zum Landtage des Großherzog¬
thums das d irekte  Wahlrecht eingeführt werde.

Antrag 2.
Der Landtag wolle beschließen , Großherzoglicher Staats¬

regierung eine Abänderung des Gesetzes vom 21 . Juli
1868 , betr . die Wahl der Abgeordneten zum Land¬
tage , dahin , daß ( soweit nöthig unter Revision des

Gesetzes vom 12 . April 1855 , betr . den Erwerb und
Verlust der Staatsangehörigkeit , und der Gemeinde¬

ordnung vom 1. Juli 1855 ) das aktive und passive

Wahlrecht auf diejenigen Angehörigen des Norddeut¬
schen Bundes , welche drei Jahre hindurch ununter¬
brochen in einer Gemeinde des Großherzogthums ihren

Wohnsitz gehabt haben , ausgedehnt werde , zur Be¬

rücksichtigung zu empfehlen.
Behuf der Abstimmung wird der Antrag der Minorität

des Ausschusses gethcilt zur Abstimmung gebracht und zwar:

1) insoweit die Petition eine Abänderung des Art . 6 Z. 2 o.
des Wahlgesetzes vom 21 . Juli 1868 bezweckt, wird derselbe

in namentlicher Abstimmung mit 16 gegen 11 Stimmen

abgelehnt.
Es stimmen dagegen die Abgeordneten : Abels , Ahl¬

horn , Bünnemeyer . Cammann , Eilks , von Ham -
mel , Lübben , Müller , Oldejohanns , Ramien,.

Rüdeb usch , S childt,  S cho m ann , Selkmann , Stuken¬

borg und Millers.
Dafür stimmen die Abgeordneten : B argmann,

Eissel , Gräpel , Hoher , Huchting , Hullmann,

Massing , Propping , Russell , Schwegmann und
Strodthofs.

Abwesend Bulling und Lengler.

2 ) insoweit die Petition die Einführung des directen

Wahlrechts bezweckt, wird derselbe in namentlicher Abstimmung

mit 21 gegen 6 Stimmen gleichfalls abgelehnt.
ES stimmen dagegen die Abgeordneten : Abels , Ahl¬

horn , Bargmann , Bünnemeyer , Cammann,

Eilks , Gräpel , von Hammel , Huchting , Hull-
mann , Lübben , Müller , Oldejohanns , Ramien,
Rüdebusch , Rüssel , Schildt , Schomann , Selk-

mann , Stukenborg und Millers.
Dafür stimmen die Abgeordneten : Eissel , Hoher,

Massi ng , Propping , Schwegmann und Stro dthoff.
Abwesend Bulling und Lengler.

3 ) insoweit die Petition eine Abänderung des Gesetzes

über den Erwerb der Staatsangehörigkeit bezweckt, wird der

Antrag der Minorität des Ausschusses adgelehnt.

Der vom Abg . Russell  eingebrachte Antrag:

der Landtag wolle beschließen , die Petition in Betreff

des Art . 6 Z. 2 o. des Wahlgesetzes vom 21 . Juli

1868 und bezw . des Art . 115 Z . 2 Ziffer 3 des
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Staatsgrundgesetzes der Staatsregicrung zur geeigneten
Berücksichtigung zu übergeben und über die andern
Punkte zur Tagesordnung überzugehen,

kam nicht zur Abstimmung.

Der Antrag der Majorität des Ausschusses , über die

ganze Petition zur Tagesordnung überzugehen , wird ange¬
nommen.

Die nächste Sitzung wird auf morgen , den II . März d. I . ,
Morgens 10 Uhr , angesetzt.

Die Tagesordnung wird vertheilt werden.

Borgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 11 . März 1870.

Hnllmann . Strodthoff.



Protokoll
, über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.

Zwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 11 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

- - -> ^I - - --

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.

Das vom Schriftführer Strodthoff  verlesene Protokoll
der 19. Sitzung wird genehmigt.

Eingänge:
Ein Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums vom

10. Mär; d. I ., betr. den Voranschlag der Einnahmen und
Ausgaben der vormals Holsteinischen Gebietstheile pro 1870/72.

Tagesordnung:
1. Wiederholung der Abstimmung in der Ouotenfrage.
Der zur zweiten Lesung gestellte Antrag des Negicrungs-

commissars ergiebt in namentlicher Abstimmung wieder Stim¬
mengleichheit von 14 gegen 14 Stimmen, und gilt daher als
abgelehnt:

Für denselben stimmen die Abgeordneten: Bargmann,
Bünnemeher , Cammann , Eilks , Eissel , Gpäpel,
Hoher , Hullmann , Le ng l er , M a ssi ng, P r opp i ng,
Russell , Schomann und Schwegmann.

Gegen denselben stimmen die Abgeordneten: von Ham¬
mel , Huchting , Lübben , Müller , Oldejohanns,
Ramien , Rüdebusch , Schildt , Selkmann , Strodt-
hosf , Stukenborg , Millers , Abels und Ahlhorn.

Der Abg. Bulling  ist beurlaubt.
Der in erster Lesung angenommene Antrag des Abg.

Schildt  wird in zweiter Lesung bei namentlicher Abstimmung
mit 18 gegen 10 Stimmen angenommen.

Für denselben stimmen die Abgeordneten: EilkS , Grä-
pel , von Hammel , Huchting , Hullmann , Lüb-
öen , Müller , Oldejohanns , Ramien , Rüdebusch,
Schildt , Schwegmann , Selkmann , Strodthoff,
Stukenborg , Willers , AbelS und Ahlhorn.

Dagegen stimmen die Abgeordneten: Eissel , Honer,
Lengler , Massing , Propping , Russell , Scho¬
mann , Bargmann und Bünnemeher.

2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die BetheilD
gung der Vormünder re. bei Bundesanleihen.

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung unverändert
angenommen.

3. Mündlicher Bericht des Gesetzgebungsausschusses
1. über den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstcnthum

Birkenfeld wegen Erhöhung der Hundesteuer.
Der einzige Artikel des Gesetzentwurfes wird angenommen.
2. über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum

Oldenburg, betr. den öffentlichen Verkauf von Mobilien gegen
Baarzahlung.

Beide Artikel des Gesetzentwurfs werden angenommen.
4. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die

Petition mehrerer Eingesessenen zu Großenmeer, betr. Canal¬
anlage von der Hunte bis zur Weser-Mündung.

Der Gegenstand wird von der Tagesordnung adgesetzt.
5. Desgleichen desselben Ausschusses, betr. die Petitionen

der Gemcinderäthe zu Eckwarden, Langwarden und Tossens
um Verlegung des Amtssitzes von Ellwürden nach Slollhamm.

Der Antrag des Abg. Selkmann:
der Landtag wolle über diese Petitionen zur Tages¬
ordnung übergehen,

wird angenommen und ist damit der Ausschußantrag:
der Landtag wolle die Petitionen der Staatsregierung
übergeben,

erledigt.
6. Desgleichen desselben Ausschusses, betr. die Petitionen

der Gemeinderäthe zu Eckwarden, Langwarden und Tossens
um Verlegung deS Wohnsitzes des Amtseinnehmers für den
Nebenhcbungsbezirk des Amts Stollhamm.

Der Antrag des Abg- Ahlhorn:
der Landtag wolle die Petitionen der Großherzoglichen
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Staatsregierung zur Berücksichtigung dringend empfehlen,
Wird angenommen und ist damit der Ausschußantrag:

der Landtag wolle die Petitionen der Großherzoglichcn
Staatsregierung zur Berücksichtigung empfehlen,

erledigt.
Ter Präsident zeigt dem Landtage die Mandatsuiedcr-

legung Seitens des Abg. Len gl er an.
7. Bericht des Finanzausschussesüber einige ausgesetzte

Positionen des Voranschlags des Herzogthums Oldenburg
für 1870/72.

Die Ausschutzanträgc Nr. 1 und 3 werden angenommen.
Der Antrag Nr. 2 wird vom Ausschüsse dahin geän¬

dert, daß er lautet:
der Landtag genehmige, daß an Cassen-Ueberschüssen
pro 1870, nach Abzug von 100,000 Thlr. zur Ver¬
mehrung des Betriebsfonds, die Summe von 80,000
Thlr. in den Voranschlag ausgenommen werde,

nnd so angenommen.
8. Bericht desselben Ausschusses, betr. den Neubau einer

Navigationsschule.zu Elsfleth.
Der Berichterstatter des Ausschusses bemerkt, daß es am

Schlüsse des Ausschußantrages statt 45,000 Thlr., 40,000
Thlr. heißen müsse und wird sadann der A-asschnßantrag an¬
genommen.

9. Bericht des Gesctzgebungsausschusses, betr.
a. den Gesetzentwurf wegen des Vormundschaftswesens

im Herzogthum Oldenburg.
Der Ausschußantrag:

auf den Gesetzentwurf im Einzelnen nicht einzugchen,
wird angenommen.

5. den vom Ausschüsse beantragten Gesetzentwurf, betr.
Vas Aller der Volljährigkeit für das Herzogthum Oldenburg
und das Fürstenthum Lübeck.

Der Art. 1 wird angenommen.
Nachdem der Antrag des Abg. Russell:

den Art. 2 in folgender Fassung anzunchmen:
Dies Gesetz tritt vom 1. Mai 1870 in Kraft.

Die zur Zeit der Publikation des Gesetzes bestehen¬
den wohlerworbenen und bereits Genuß gewähren-
deü Rechte, deren Dauer von dem Leben Jemandes
bis zu dessen Großjährigkeit abhängig ist, bleiben
bis zum 1. Mai 1873 in Geltung, soweit sie nicht
nach dem bisher bestehenden Rechte früher erlöschen,

sowie der Antrag des Abg. Gräpcl:
der Art. 2 laute: dies Gesetz tritt am 1. November
1871 in Kraft,

beide abgclehnt worden, wird der Art. 2 in der vom Abg.
Gräpel  beantragten Form:

dies Gesetz tritt am 1. Mai 1871 in Kraft,
angenommen.

o. den vom Ausschüsse beantragten Gesetzentwurf für das
Großherzogthum, betr. die Tilgung der wegen der Führung
von Vormundschaften und Curatelen bewirkten Jngrossate.

Der vom Abg. Russell  gestellte Verbesserungsantrag:
im Art. 1 statt der Worte: „soll nach Ablauf von
4 Jahren nach Beendigung der Vormundschaft oder
Kuratel auf Antrag" zu setzen: „kann von Amtswegen
und soll auf Antrag nach Ablauf von 4 Jahren nach
Beendigung der Vormundschaft oder Kuratel",

wird angenommen und dann der Artikel1. mit dieser Ver¬
besserung angenommen.

Die Art. 2 und 3 werden angenommen.
10. Interpellation des Abg. Rüde dusch,  betr . die Er'

richtung von NebenlchrerstellenI. Classe im Herzogthum Ol¬
denburg.

Der NegierungscommissarRömer  beantwortet die In¬
terpellation dahin: „Der Abg. Rüdebusch  befinde sich im
Jrrthume. Die StaatZregierung sei mit dem Gesetze sofort
vorgegaugen und habe im evangelischen Theile des Herzog¬
thums für zwei Oklassige Schulen zu Jever je 3 , für zwei
Massige Schulen zu Elsfleth und Delmenhorst und zwei
4klassige Schulen zu Varel und Osternburg je 2 , für sämmt-
liche Massige und für 29 Massige Schulen je 1, Neben-,
lehrcrstellcnI. Klasse eingerichtet."

Nächste Sitzung: Montag, den 14. März d. I ., Mor¬
gens 10 Uhr.

Tagesordnung:
1) Berichte des Finanzausschusses, betr. die ausgesetzten

Positionen sämmtlicher Voranschläge für 1870/72.
2) Bericht desselben, betr. das Gehaltsregulativ.

3) Desgl., betr. die Staats - und Krongutskassc-Rech¬
nungen für 1864/66.

4) Mündlicher Bericht desselben, betr. die Petition der
Stadt Friesoythe wegen Zurückerstattung von Chaussec-
baukosten.

5) Desgl. über die Petition der Eingesessenen derBaucr-
schaft Buttel, betr. den Ausbau der Chaussee nach
Neuenlande.

6) Mündlicher Bericht des PetiiionsausschusseS, betr. die
Petition des Vollerben Grüssing  und Genossen zu
Lindern wegen Wegfall einer Geldabgabe für einen
früher an den Staat zu liefernden Widder.

7) Desgl. über die Petition deS Ausschusses der Kapellen¬
gemeinde Garrel-Beverbruch, betr. Trennung der Ka-
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pellengcmeinde Garrel -Beverbruch von der Gemeinde
Crapendorf.

8 ) Desgl . , betr . die Petition der Vorsteher der Privat¬
schule in Westerstede wegen Anstellung eines 2 . Lehrers
an der Privatschule daselbst rc.

8 ) Antrag des Abg . Massing,  betr . die Auslegung der
Art . 25 Abs . 1 und 35 der Gemeindeordnung sur das
Fürstenthum Birkenscld vom 24 . April 1855.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 14 . März 1870.

Hullmanrr. Propping.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XU Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Einundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 14 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

Borsitzender: Präsident Hüll mann.
Vom Schriftführer Propping  wird das Protokoll der

letzten Sitzung verlesen und genehmigt.
Eingänge.
1) Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums, betr.

das Einverständniß mit den Abänderungen zu dem
Gesetzentwürfe über die Eichungsbehörden. (a-ä aeta.)

2) Petition für die im Staatsforste Hasbruch mit ihrem
Vieh zur Weide berechtigten Eingesessenen der Bauer-
schäften Vielstedt, Nordenholz, Gruppenbühren, Küh¬
lingen und Habbrügge, betr. die Beeinträchtigung ih¬
rer Weideberechtigungcn im Hasbruch von Seiten der
Forstdedienten. (An den Petitionsausschuß.)

3) Schreiben Großherzoglichen Staatsministcriums, betr.
das Beitragsverhältnisz zu den Gesannntausgaben des
Großherzogthums. (An den Quotcnausschuß.)

Außerdem ist eingegangen ein Antrag des Abg. Rüde¬
busch,  lautend:

Der Landtag wolle folgendem Gesetzentwürfe seine
Zustimmung ertheilen:

Entwurf eines Gesetzes für das Herzogihum
Oldenburg, betr. Aenderung der Wegeordnung vom
l2 . Juli 1861.

Der Art. 34 Z. 1 der Wegeordnung wird da¬
hin abgeändert, daß alle aus uncultivirten Län¬
dereien angelegte Privat-Forsten während der ersten
20 Jahre nach deren Anlegung bcitragsfrei sind.

Begründung.
Werden uncultivirte Grundstücke, Haidflächen, Oe-

dcn, Sandschollen, Moore u. s. w. mit Holzsämereien
besaamt oder mit Pflänzlingen besetzt, so sind solche
als cnltivirt zu betrachten und werden nach der Be¬
stimmung der Wegeordnung(Art. 34 Z. 1.) Weg-
Pflichtig.)

Meistens gewähren solche Anlagen erst nach langer
Zeit einen Ertrag, die ersten Durchforstungen erbringen
einen wirklichen Nutzen nicht, Gefahren verschiedener
Art bedrohen die Anlage und ist deshalb eine Boden¬
rente nicht mit Bestimmtheit vorauszusetzen.

Sowohl das Anlagekapital wie auch die Unterhal-
tungs- und Aufsichtskosten sind meistens nicht unbedeu¬
tend und dürfte es hart und unbillig erscheinen, wenn
solche Anlagen, bevor sie den Wegen zum Nachthcil
gereichen und ehe sie irgend einen Ertrag geben, zu
den Kosten der Instandsetzung und Unterhaltung der
Gnneindewege herangezogen werden.

Der Sinn für Anlegung der Forsten ist bekanntlich
bei den Gecstbewohnern durchgängig nicht sehr rege, die
erschwerende und drückende Bestimmung kann daher
nur sehr abschreckend und nachtheilig einwirken und die
Forstcultur gerade in denjenigen Gegenden zurückhal-
tcn. wo sie so sehr am Platze wäre.

In welch hohem Grade es aber schädlich in land-
und volkswirthschaftlicher Beziehung ist, wenn von den
Geesten die Forsten verschwinden, haben andere Länder
hinreichend bewiesen.

Die Inbetrachtziehung dieses Antrags wird jedoch vom
Landtage abgelehnt.

Tagesordnung:
1. Bericht des Finanzausschusses über einige bei der er¬

sten Lesung des Voranschlags des Großherzogthums Oldenburg
ausgesetzte Positionen. Die Anträge Nr. 1, 2, 3 und 4
werden angenommen.

2. Bericht desselben Ausschusses über die ansgesctzte Po¬
sition §.- 155 des Voranschlags der Ausgaben des Herzog¬
thums, betr. die Kosten der Veranlagung und Erhebung der
Einkommensteuer.
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Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
3. Nachträglicher Bericht des Finanzausschussesüber den

Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Herzogthums
Oldenburg.

Der Antrag des Ausschusses zu ß. 3 der Ausgaben hat
seine Erledigung schon gefunden durch die Annahme des An¬
trags Nr. 1 desselben Ausschusses in seinem Berichte über ei¬
nige ausgcsetzte Positionen des Voranschlags des Großhcrzog-
thums Oldenburg.

4. Nachträglicher Bericht des Finanzausschussesüber den
Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums
Lübeck.

Der Antrag Nr. 1 des Ausschusses:
der Landtag wolle für 1870/72 jährlich 13,600 Thlr.
3 gs. bewilligen,

wird angenommen.
Der Antrag Nr. 2 des Ausschusses hat seine Erledigung

schon gefunden, wie bei Ziffer 3.
5. Nachträglicher Bericht desselben Ausschusses über den

Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums
Birkenfeld.

Namens des Finanzausschusseswird beantragt zu tz. 4
der Einnahmen:

von den Einnahmen sind abzuziehen zur Sustentation
des Großherzoglichen Hauses jährlich 12,962 Thaler
19 gs. Der Landtag Wolle sich hiermit einverstanden
erklären.

Der Antrag wird angenommen.
In seinem Berichte stellt der Ausschuß zu Z. 10 der Ein¬

nahmen den Antrag Nr. 1.
Der Abg. Massing hat zu dieser Position den Antrag

gestellt:
der Landtag wolle beschließen, daß der im Capitel III.
Art. 2 K. 10 der Einnahmen pro 1870, 1871 und 1872
vorgesehene Zuschlag von bOO/g zur Einkommensteuer
im jährlichen Betrage von 10,500 Thlr. von der Ein¬
nahme abgesctzt und nicht erhoben werde,

sowie den eventuellen Antrag:
der Landtag wolle beschließen, daß für die Jahre
1870, 1871 und 1872 statt 50 nur 250/g als Zu¬
schlag zur Einkommensteuer erhoben werden.

Die Abstimmung hierüber wird ausgesetzt, bis über die
Anträge Nr. 3, 4 und 5 des Ausschuß-Berichtes zu Capitel
II . §. 20, 33 und 34 der Ausgaben des Fürstenthums Bir¬
kenfeld beschlossen ist.

Die Ausschußanträge Nr. 2 und 3 werden angenommen.
Bei Z. 33 hat der Ausschuß den Antrag Nr. 4 gestellt.

Vom Abg. Eissel wird dagegen beantragt:
die Umänderung der Kaserne in Birkenfeld, in ein
Gerichtsgebäudebis zur Einführung der Civilprozeß-
ordnung für den Norddeutschen Bund auszusetzen und

demnach die zu Z. 33 der Ausgaben ausgeworfencn
2285 Thlr. nicht zu bewilligen.

Der Antrag deS Abg. Eissel  wird angenommen und sind
damit die Ausschuszanträge Nr. 4 und 5 erledigt.

Die beiden vom Abg. Massing  zu K. 10 der Einnah¬
men gestellten Anträge werden hierauf abgelehnt und der An¬
trag Nr. 1 des Ausschusses angenommen.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Petition der Stadt Friesoythe wegen Zurückerstattung von
Chausseebaukosten.

Der Antrag des Ausschusses Nr. 1:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesordnung
übergehen,

wird angenommen. Der Antrag Nr. 2:
der Landtag wolle, in Erwägung, daß die Petition
der 3 Gemeinden deS Sagterlandes. Chausscebau betr.,
der Staatsregierung zur etwaigen Berücksichtigung
empfohlen ist, die Staatsregierung ersuchen, diejenigen
Ucberschüffe, welche bei Herstellung der Chaussee von
Cloppenburg nach Friesoythe nicht zur Verwendung
gekommen sind, der Stadt Friesoythe und den 3 Ge¬
meinden des Sagterlandes bei den von diesen zum Bau
einer Chaussee von Friesoythe durch das Sagterland
etwa zu leistenden Beiträgen in Anrechnung zu bringen,

wird einstimmig angenommen.
7. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die

Petition des Ausschusses der Capellcngemeinde Garrel-Bever¬
bruch, betr. Trennung der Capellengemeinde Garrel-Beverbruch
von der Gemeinde Crapendorf.

Der Abg.S elkma nn beantragt, dem Anträge des Ausschusses:
der Landtag wolle die Petition des Ausschusses der
CapellengemeiudeGarrel-Beverbruch der Großher¬
zoglichen Staatsregieruug zur Berücksichtigung drin¬
gend empfehlen,

hinzuzufügen:
und dieselbe zugleich ermächtigen, die Trennung der
Capellengemeiude Garrel-Beverbruch von der Gemeinde
Crapendorf und die Constituirung der erstcrn zu einer
selbstständigen politischen und kirchlichen Gemeinde im
Verordnungswcge in Ausführung zu bringen.

Zuerst wird der Ausschußantrag angenommen und dann
gleichfalls der Antrag des Abg. Selkmann.

8. Antrag des Abg. Massing,  betr . die Auslegung
der Art. 25 Abs. 1 und 35 der Gemeinde-Ordnung für das
Fürstenthmn Birkenfeld vom 24. April 1855.

Der Abg. Schomann  beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Nach den Erklärungen des Regierungscommissars zieht
der Abg. Massing  seinen Antrag zurück.

9. Bericht des Finanzausschusses, betr. das Gehalts¬
regulativ.

Ueber die Anträge Nr. l bis 20 incl. wird dic Abstim-
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mung ausgesctzt . Der Antrag Rr . 21 wird angenommen,
lieber die Anträge Nr . 22 bis 35 incl . wird die Ab¬
stimmung ausgesctzt . Bei der Position 11 5 . (Ausschuß¬
antrag Nr . 36 ) wird von der Staatsregierung beantragt:

Der Landtag wolle statt der in der Vorlage für das
Gesammtghmnasium in Jever vorgesehenen

7 Lehrer , davon
1 bis zu 1100 Thlr.
3 „ ^ 1000 »-
3 ,, „ 800 „

folgende Positionen aufnehmen:
8 Lehrer , davon

1 bis zu 1100 Thlr.
3 „ 1000
4 ,, ,, 800 „

und die Bemerkung zu dieser Position durch folgende
ersetzen:

Der Gesammtbetrag der Gehalte der 8 Lehrer darf
die Summe von 7000 Tblr . nicht übersteigen.

Der Antrag der Staatsregieruug wird angenommen.
Damit ist der Antrag Nr . 36 des Ausschusses erledigt . Die
Abstimmung wird wieder ausgesetzt über die Anträge Nr . 3?
bis 48 incl . Bei Position 16 b . ( Ausschußantrag Nr . 49)
stellt die Staatsregierung den Antrag:

Der Landtag wolle eventuell statt der in der Vorlage
vorgesehenen 3 Obergerichtsärzte mit einem Gehalte
von 300 bis 600 Thlr . folgende Position aufnehmen:

3 Obergerichtsärzte , davon
2 jeder 300 — 500 Thlr.
1 300 — 400 ..

Der Ausschußantrag Nr . 49 wird angenommen . Der
Antrag der Staatsregierung wird abgelehnt . Die Anträge
Nr . 50 und 51 werden angenommen , lieber die Anträge
Nr . 52 bis 65 incl . wird die Abstimmung ausgesetzt . Zu
Position 20 b - stellt die Staatsregierung den Antrag:

der Landtag wolle eventuell statt der in der Vorlage
vorgesehenen 6 Förster zu je 350 bis 600 Thlr.
aufnehmen : 5 jeder zu 350 bis 600 Thlr . und die
aus dem Gehalte des jetzt überzähligen Försters zu ent¬
nehmenden 200 Thlr . auf 300 Thlr . erhöhen , und den
Antrag Nr . 68 in seiner Fassung entsprechend ändern.

Der Antrag der Staatsregierung wird abgelehnt . Die
Anträge Nr . 66 und 67 werden angenommen . Im ' Anträge
Nr . 68 wird von dem Ausschuß die Zahl 200 Thlr . in
300 Thlr . verändert und der Antrag mit dieser Aenderung
angenommen . Der Antrag Nr . 69 wird angenommen . Ueber
den Antrag Nr . 70 wird die Abstimmung ausgesetzt . Zu Po¬
sition 21b . (Ausschußänträge Nr . 71 und 72 ) wird von Seiten
der Staatsregicrung beantragt : die Vorlage wieder herzustel¬
len . Ter Regierungsantrag wird abgelehnt . Die Anträge
des Ausschusses Nr . 71 , 72 und 73 werden angenommen.
Die Abstimmung wird ausgesctzt über die Anträge Nr . 74

Protokolle . XVI . Landtag.

bis 102 incl . Zum Ausschußantrag Nr . 103 (Position III.
5 . der Vorlage , Fürstcnthum Birkenfeld ) wird vom Negie-
rungscommissar beantragt:

Der Landtag wolle die Positionen unter III . 5 . der
Vorlage durch folgende ersetzen:

6 Bürgermeister jeder 400 — 900 Thlr.
6 Bürgermeistereiboten jeder 200 — 350 „

Der Ausschuß stellt nachträglich zu dieser Position den
Antrag:

der Landtag wolle beschließen , daß bei den Bürger¬
meistern unter den Bemerkungen bestimmt werde:

Fällt ein Bürgermeister weg,  so können .von
dem freiwerdenden Gehalte 300 Thlr . verwendet
werden , um das Gehalt von 3 Bürgermeistern bis
aus 900 Thlr . zu erhöhen.

Der Regierungsantrag wird abgelehnt . Der nachträg¬
liche Antrag des Ausschusses und der Antrag Nr . 103 werden
angenommen.

Ueber die Anträge Nr . 104 , 105 und 106 wird die Ab¬
stimmung ausgesetzt.

Zu Position 9 . (Birkenfeld ) Forstwesen , beantragt der
Abg . Massing:

statt
5 Förster jeder 450 bis 650 Thlr . ,
5 350 450 Thlr.

zu setzen:
10 Förster von 400 bis 500 Thlr.

eventuell:

bis 550 Thlr.
Der Abg . Eissel  beantragt:

5 Förster von 450 bis 550 Thlr .,
5 „ „ 350 „ 500 ,,

eventuell:

10 Förster von 350 bis 550 Thlr.
Der Abg . Eissel  zieht jedoch seine Anträge zurück , desgl.

der Abg . Massing  seinen Hauptantrag . Der eventuelle An¬
trag des Abg . Massing  wird angenommen . — Ueber die
Anträge Nr . 107 , 108 , 109 , 110 und 111 wird die Ab¬
stimmung ausgesetzt . Bei Position 13 , Gensdarmerie , Antrag
Nr . 112 , wird Seitens der Staatsregierung beantragt:

Herstellung der Vorlage : 300 bis 400 Thlr . in der
Rubrik des Betrags des Gehalts des Wachtmeisters.

Der Regierungsantrag wird angenommen . Die Abstim¬
mung über den Antrag Nr . 113 wird ausgesetzt.

Die Abstimmung über die übrigen Anträge Nr . 1, 2,
3 , 4 , 5 und 6 zu den Artikeln 1, 2 , 3 , 4 und 5 wird ausgesctzt.

Hierauf wird über sämmtliche ausgesetzte Anträge abge¬
stimmt und werden dieselben augenommen.

Die übrigen Gegenstände der Tagesordnung werden auf
die nächste Tagesordnung - gesetzt.

Nächste Sitzung : Mittwoch , den 16 . März d. I ., Mor¬
gens 10 Uhr.

9
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Tagesordnung:
1) Bericht des Finanzausschusses, betr. Veränderungen

im Bestände des Staats - und Kronguts.
2) Desgl., betr. die Staats - und Krongutscasse-Rechnun-

gen für 1864/66.
3) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition der Eingesessenen der Bauerschaft Buttel,
betr. den Ausbau der Chaussee nach Neuenlande.

4) Bericht des Geschäftsordnungsausschusses, betr. die
Revision der Geschäftsordnung des Landtags.

ö) Mündlicher Bericht des Petitionsausschusscs über die
Petition des Hausmanns Kuck und GastwirthsG ei-
ler zu Rastede wegen authentischer Interpretation des
Gesetzes vom 28. März 1867, betr. die Sicherung der
in der Nähe der Eisenbahnen belegenen Gebäude gegen
FeuerSgefahr.

6) Desgl. über die Petition deS Stadtmagistrats zu Brake,
betr. gesetzliche Regelung des Handels mit Torf,
Steinkohlen rc.

7) Desgl. über die Petition des Geineinderaths zu Lö¬
ningen, betr. Revision des Einkommensteuer- Gesetzes.

8) DeSgl. über die Petition des Lehrers Klus mann
zu Tettens um Vergütung von Umzugskosten.

9) Desgl. über die Petition mehrerer Hufner und Kätner
der Dorfschaft Wulfsdorf im Amte Schwartau, betr.
Wegfall der für aufgehobenen Mühlenzwang jährlich
zu zahlenden Summe.

10) Desgl. über die Petition des Vollcrben Grüssing
und Genossen zu Lindern wegen Wegfalls einer Geld¬
abgabe für einen früher an den Staat zu liefernden
Widder.

Vorgestsen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 16. März 1870.

Hullinantt . Müller.
/



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthllms Oldenburg.

Zweiundzwanzigste Sitzung.
Oldenburg , den 16 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

- -- — -

Vorsitzender: Präsident Hullmann.
Nach Eröffnung der Versammlung wird das Protokoll

der vorigen Sitzung vom Schriftführer Müller  verlesen und
vom Landtage genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums, detr.

Staatszuschüsse zum Bau von Gemeinde-Chausseen.
(An den Finanzausschuß.)

2) Petition der Gemeinde Dinklage, betr. das Jagd¬
gesetz.

3) Desgl. der Gemeinde Bakum, betr. desgleichen.
4) Desgl. des Gemeinderaths zu Edewecht, betr. Chaussee-

Anlage von Edewecht durch Jeddeloh, Wildenloh rc.
nach Oldenburg. (An den Finanzausschuß.)

5) Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,
betr. Vorlegung des Entwurfs einer Wasserordnung
für das Fürstenthum Lübeck.

Die beiden Petitionen aus den Gemeinden Bakum und
Dinklage, betr. das Jagdgesetz, werden wegen unangemessener
Ausdrücke in denselben ohne weitere Berücksichtigung ins Archiv
gelegt.

Vom Abg. Scho mann  wurde eine Interpellation über¬
geben, betr. Einrichtung einer Telegraphenstationin der
Stadt Idar.

Die Begründung derselben wird auf die nächste Tages¬
ordnung gesetzt.

1. Bericht des Finanzausschusses, betr. Veränderungen
im Bestände des Staats - und Kronguts.

Der Antrag Nr. 1 des Ausschusses wird angenommen.
Ueber die Anträge Nr. 2, 3, 4, 5 und 6 wird die Abstim¬

mung ausgesetzt. Sodann werden solche zusammen zur Ab-
stimmung gebracht und angenommen.

2. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Staats - und
Krongutscasse-Rechnungen für 1864/66.

Der Antrag Nr. 1 des Ausschusses wird in namentlicher
Abstimmung mit 20 gegen6 Stimmen angenommen.

Für denselben stimmen die Abgeordneten: Abels , Ahl¬
horn , Bargmann , Cilks , von Hammel , Hoher,
Huchting , Lübben , Massing , Müller , Oldejo-
hanns , Propping , Ramien , Rüdebusch , Schildt,
Schwegmann , Selkmann , Strodthoff , Stuken¬
borg und Millers.

Dagegen stimmen die Abgeordneten: Bünnemeyer,
Cammann , Eissel , Gräpel , Hullmann  und Russell.

Es fehlte der Abg. Scho mann.  Der Abg. Bulling
war beurlaubt.

Der Antrag Nr. 2 ist durch Annahme des Antrag Nr. 1
erledigt. Die Anträge Nr. 3, 4, 5 und6 werden angenommen.

3. .Bericht des Finanzausschusses über die Petition der
Einwohner von Buttel in Landwührden, betr. den raschen
Ausbau der Chaussee nach Neuenlande.

Der Antrag des Ausschusses:
in Erwägung, daß der Staat erst dann zu bauen

braucht, wenn die früher Hannoversche, jetzt Preußi-
sche Regierung rcsp. Wegevcrband, die Chaussee bis
an die Oldenburgische Landesgrcnze fertig ausge-
baut hat,

in fernerer Erwägung, daß für das Amt Landwühr¬
den in voriger Finanzperiode zum Chausseebau resp-

9 *
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Vollendung der Chaussee in der Richtung nach Geeste¬
münde große Summen verwandt sind , beantragt der
Ausschuß : der Landag wolle über diese Petition zur

Tagesordnung übergehen,
wird angenommen:

Der Dicepräsident übernimmt den Vorsitz.

4 . Bericht des Geschäftsordnungs -Ausschusses , betr . die
Revision der Geschäftsordnung des Landtags.

Die Abschnitte I -, II . und III . (ZK. 1 bis 25 .) werden

nach dem vom Abg . Hultmann  ausgearbeiteten Entwurf
angenommen.

Der Z. 26 wird angenommen mit dem Anträge Nr . 1
des Ausschusses.

Die ZK. 27 und 28 werden angenommen.

Zu Z. 29 beantragt der Regierungscommissar:
eS werde vor: „mindestens acht " eingeschaltet : „ der

Staatsregierung oder " .

Der Antrag wird abgelehnt und darauf Antrag Nr . 2
des Ausschusses angenommen.

Der Z. 30 wird mit dem Anträge Nr . 3 des Ausschus¬
ses angenommen.

Der Z. 31 wird angenommen.

Der Z. 32 wird mit dem Anträge Nr . 4 des Ausschus¬

ses angenommen.

Zu Z. 33 beantragt der Regierungscommissar:

es werde dem ersten Absätze folgende Bestimmmung

hinzugefügt:
„Dieselben sind einem bereits bestehenden oder ei¬

nem besonders zu wählenden Ausschüsse zu überweisen,
wenn nicht der Landtag mit Zustimmung der Regie¬

rungsbevollmächtigten ein anderes Verfahren beschließt ."

Der Antrag wird abgelehnt und darauf der Z. 33 an¬
genommen.

Der Z. 34 wird angenommen nach der Fassung des Aus¬
schußantrags Nr . 5.

Die KZ. 35 und 36 werden angenommen.

Der Z. 37 wird mit dem Ausschuhantrage Nr . 6 an¬
genommen.

Der Z. 38 wird mit dem Ausschußantrage Nr . 7 an¬

genommen.

Die KZ. 39 bis 45 werden angenommen.

Die Zß . 46 und 47 werden mit den Anträgen Nr . 8
und 9 des Ausschusses angenommen.

Die ZK. 48 bis 59 werden angenommen.

Der Z. 60 wird nach der Fassung des Antrags Nr . 10
. des Ausschusses angenommen.

Die KZ. 61 bis 119 werden angenommen.

5 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die
Petition des Hausmanns Eilert Kuck  und Gastwirths C-
Geiler  zu Rastede , betr . authentische Interpretation des Ge¬
setzes vom 28 . März 1867 über die Sicherung der in der
Nähe der Eisenbahnen belegenen Gebäude gegen Feuersgefahr.

Der Abg . Hullmann  beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Der Antrag wird angenommen und ist dadurch der Aus¬
schußantrag:

der Landtag wolle die Petition der Staatsregierung
zur Kenntnißnahme übergeben,

erledigt.

6 . Mündlicher Bericht des Petitionsansschusses über ein

Gesuch des Stadtmagistrats zu Brake , betr . gesetzliche Rege¬
lung des Handels mit Torf , Steinkohlen , Kartoffeln rc. nach

den Bestimmungen der Maß - und Gewichtsordnung des Nord¬
deutschen Bundes vom 17 . August 1868 rc.

Der Abg . Hullmann  beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Der Antrag wird angenommen und ist damit der Aus¬
schußantrag:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsrcgierung zur Berücksichtigung übergeben,

erledigt.

7 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die
Petition des Gemeinderaths zu Löningen , betr . eine Revision
des Einkommensteuer - Gesetzes.

Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wird angenommen.

8 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betr . die
Petition des Lehrers Klusmann  zu Tettens wegen Vergü¬
tung von Umzugskosten.

Der Regierungscommissar beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Der Antrag wird abgelehnt und der Antrag des Aus¬
schusses:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsrcgierung zur geeigneten Berücksichtigung em¬
pfehlen,

angenommen.

9 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betr . die
Petition mehrerer Hufner und Kätner der Dorfschaft Wulfs-

, dorf im Amte Schwartau , betr . Wegfall der für aufgehobenen
Mühlenzwang jährlich zu zahlenden Summe.

Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen



Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigungem¬
pfehlen,

wird angenommen.
10. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die

Petition des Vollerben Grüssing  und Genossen zu Lindern,
betr. Wegfall einer Geldabgabe für einen früher an den Staat
zu liefernden Widder.

Der Ausschußantrag:
Uebergang zur Tagesordnung,

wird angenommen.
Die nächste Sitzung wird angesetzt auf Freitag, den 18.

März d. I ., Morgens 10 Uhr.
Die Tagesordnung wird mitgetheilt werden.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 18. März 1870.

Hullmann . Huchting.



Protokoll
über

die VrrhandLGNgen
des

XVI. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.

Dreiimdzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 18 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

- -- -- —- - -

Vorsitzender: Präsident Hnllmann.

Das Protokoll der 22 . Sitzung wird verlesen und ge¬

nehmigt.

Eingang e:

1) Schreiben Großherzoglichcn Staatsministeriums , betr.

die Erklärung des Einverständnisses mit den Abände¬

rungen zum Gesetzentwürfe , betr . die Zwangsarbeits¬
anstalt in Vechta , ( aä aeta .)

2 ) Desgl . , betr . die Nachweisungen über den Aktivbe¬

stand der Staatsgutskapitalienkasse für 1867/69 , und

den Voranschlag der Staatsgutskapitalienkassc für

1870/72 . (An den Finanzausschuß .)

3) Die Wahlacten über die Neuwahl von Abgeordneten

im 8 . Wahlkreise . ( An die zweite Abtheilung zur

Prüfung .)
4 ) Petition des Gemeinderaths zu Dötlingen , betr . Zu¬

schuß aus der Staatskasse zu der Vergütung fürEin-

guartirung von Soldaten . ( An den Finanzausschuß .)

5 ) Desgl . des Bauerschaftsausschusses zu Bösel -Oster¬

loh , betr . Herstellung des Weges auf Staatskosten

von der Grenze des Amtsbezirks Oldenburg an bis

zum Anschluß an den durch Oberlethe nach Tungeln

führenden Hauptfahrweg . ( An denselben Ausschuß .)

6) Antrag des Abg . Rüde dusch,  betr . den Schutz der

nützlichen Vögel . ( Kommt ohne Vorberathung durch
einen Ausschuß auf die Tagesordnung einer der näch¬

sten Sitzungen.

Tagesordnung:
1 . Mündlicher Bericht des QuotenausschusseS , betr . das

Schreiben des Großherzoglichen Staatsministcriums vom 12.

März d. I . über das Beitragsberhältniß zu den Gesammt-

ausgaben des Großherzogthums.
Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses:

Der Landtag wolle den
Artikel 1.

Zu den Gesammtausgaben des Großherzogthnms haben

für die Jahre 1870 — 75 einschließlich bcizutragen:

das Herzogthum Oldenburg 77,40/g
das Fürstenthum Lübeck 15

das Fürstcnthum Birkenfeld 7,6 o/g

der Vorlage als einzigen Artikel annehmen,

wird in namentlicher Abstimmung mit 14 gegen 13 Stimmen

abgelehnt.

Gegen denselben stimmten die Abgeordneten : von Ham¬

mel , Huchting , Lübben , Müller , Oldejohanns,
Ramien , Rüdebusch , Schildt , Sclkmann , Strodt-

hosf , Stukenborg , Millers , Abels und Ahlhorn.

Für denselben stimmten die Abgeordneten : Ho per , Hull-

mann , M assi ng , Pro pping , Russell , Schomann,

Schw egm a nn , Barg mann , B ünn emeh er , Cammann,
Eilks , Eissel und Gräpel.

Der Abg . Bulling  ist beurlaubt.

2 . Mündlicher Bericht des Jagdausschusses über den Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Herzogthum , betr . die Ausübung

der Jagd.

Dem Anträge des Ausschusses gemäß werden die Artikel

3 bis 14 , 23 und 35 der Regierungsvorlage abgelehnt.

Bei dem vom Ausschüsse beantragten Artikel 3 wird der

Antrag des Abg . Gräpel:
im Art . 3 Z. 1 Absatz 1 einzuschalten nach dem Worte
„amtlich " — „ oder durch den Gemeindevorsteher " und

Absatz 2 zu streichen.

angenommen , und ist damit der neugestellte Ausschußantrag:
im Art . 3 Z . 1 hinter „ Bauervogte " einzuschalten : „ oder



dem Feldhüter " und hinter „ Baucrvogts « zu setzen:
„oder Feldhüters - ,

beseitigt.
Gleichfalls wird der ' Antrag des Regierungscommissars:

im Art . 3 Z. 4 ir . des Ausschußberichtes werde hinter -
»Krongütern « eingeschaltet : »sowie auf den Privat¬
gütern der landesfürstlichcn Familie " ,

angenommen ; dann der Artikel 3 mit diesen Aenberungen in
der Ausschußfassung angenommen.

Der vom Ausschüsse beantragte Art . 4 wird in der vom
Abg . Schwegmann  beantragten Fassung:

Auf Grundstücken oder Grundflächen , welche im Eigcn-
thum einer Gemeinde , einer Korporation oder einer
Markgenossenschaft sich befinden , kann die Jagd nach
dem freien Ermessen der bctr . -Genossenschaft entweder
ruhen , oder verpachtet , oder auch zur Ausübung der¬
selben Schützen angestellt oder Jagdscheine ausgegeben
werden . Die hiernach berechtigten Jäger haben des-
falls einen vom Gemeindevorsteher oder Verwaltungs-
amle beglaubigten Schein bei sich zu führen,

angenommen.
Beim Art . 19 der Regierungsvorlage werden der neuge-

stcllte Ausschußantrag:
im ß . 2 k. nach dem Worte „ Enten " zu setzen „ Kibitze
und Tüten " .

und der Antrag des Abg . Cam mann:
statt „ Z. 2 1." muß es heißen „ Z. 2 ä . und 1."

angenommen und dann der Art . 19 mit diesen Aenderungen
in der Ausschußfassung angenommen.

Art . 20 wird in der vom Ausschüsse neu beantragten
Form:

anstatt der Worte : «den Anfang :c. bis darf " zu
setzen : »Den Anfang der Jagdzeit (Art . 19 Z. 1)
alljährlich durch besondere Bekanntmachung bis zum
14 . September hinaus zu verschieben » ,

angenommen.
Beim Art . 22 wird der Antrag deS Abg . Selkmann:

im Art . 22 Z. 1 werde zwischen den Worten „ Grundstücke"
und „erheblichen " eingeschaltet : „ das Federvieh auf den
Gehöften " und zwischen den Worten , ,Wild " und „aus:
gesetzt" : „ oder durch das Ucbcrhandnehmcn von Raub¬
wild " .

abgelehnt und dann der Art . 22 in der Ausschußfassung an¬
genommen.

Beim Art . 24 werden der Antrag des Abg . Selkmann:
im Art - 24 Z . 1 werde zwischen den Worten »be¬
rechtigt ist » und »die Jagd » eingeschaltet : »oder mit
Windhunden " ,

sowie der neugestelltc Ausschußantrag:
nach dem Worte : »Wege " einzuschalten : »an oder-

angenommen , dagegen der Antrag des Abg . Gräpel:
im Art . 24 den Z. 3 zu streichen,

abgelehnt und wird dann Art . 24 mit den beschlossenen Aen¬
derungen in der Ausschußfassung angenommen.

Beim Art . 28 wird der Antrag des Abg . Müller:
Jeder ist berechtigt , ausgestellte Schlingen , wenn er
solche aus fremdem Grund und Boden findet , zu zer¬
stören,

angenommen , und dann der Artikel 28 in der Ausschußfassung
angenommen.

Beim Artikel 31 wird der Antrag des Regierungs -Com-
missars:

im Art . 31 des Ausschußberichtes die Worte : «auf
Aufforderung des Jagdberechtigten oder der Polizeibe¬
hörde " zu streichen,

abgelehnt , dagegen der Antrag des Abg . Ahlhorn:
dem Artikel am Schlüsse hinzuzufügen : » und ist jeder
Grundeigenthümer berechtigt , einen solchen Hund auf
seinem Grund und Boden niederzuschießen »,

angenommen , und dann der Art . 31 mit dieser Aenderung
in der Ausschußfassung angenommen.

Im Ucbrigen wird der Gesetzentwurf artikelweise den
Anträgen des Ausschusses entsprechend angenommen.

3 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betr.
die Petition der Vorsteher der Privatschule in Westerstede
wegen Anstellung eines 2 . Lehrers an der Privatschule
daselbst re.

Der Gegenstand wird von der Tagesordnung abgesetzt.

4 . Folgende Interpellation des Abg . Scho mann,
betr . die Einrichtung einer Telegraphenstation in der Stadt Idar:

Der Provinzialrath des Fürstenthums Birkenfeld hat
bereits vor einigen Jahren den Wunsch ausgesprochen,
daß in der Stadt Idar im Interesse des dortigen
Handelsstandes eine Telegraphenstation eingerichtet
werde . Großherzliches Staatsministerium hat sich
hierdurch veranlaßt gefunden . diesen Wunsch dem
Kanzler des Norddeutschen Bundes befürwortend mit:
zutheilcn und hat nach Ausweis Rescripts vom 25.
Februar 1868 die Antwort erhalten , daß auf Her¬
stellung der fraglichen Anlage pro 1869 Bedacht ge¬
nommen werden solle . Bis jetzt hat indeß die Stadt
Idar vergeblich auf die Einrichtung der in Rede
stehenden Telegraphenstation gewartet und erlaubt sich
daher der Unterzeichnete an Großherzogliche Staats¬
regierung die Anfrage zu richten , in welchem Stadium
sich augenblicklich die fragliche Angelegenheit befindet
und ob eventuell auf eine baldige  Realisrrung des
gedachten Wunsches gerechnet werden darf.

Scho mann.

Unterstützt durch Ahlhorn , Russell , Bünnemeher,
Eissel , Hullmann.

Minister von Berg  beantwortet die Interpellation
dahin:
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„Er bedauere , daß die Großherzogliche Staatsregierung

nicht vorher Kenntniß von dem Nichtvorhandensein

einer Telegraphenstation in Idar gehabt habe . Die

Großherzogliche Staatsregierung habe diese Sache in

Berlin wieder angeregt . Ucbrigens sei die Zusicherung

Seitens des Bundeskanzlers nicht eine unbedingt zu¬

sagende , sondern nur eine bedingt thunlichstc gewesen .«

Nächste Sitzung : Sonnabend , den 19 . März d. I .,

Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung:
1) Bericht der zweiten Abtheilung über die Neuwahl im

achten Wahlkreise.

2 ) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . anderwcite

Classification von Staatsstraßen im Fürstcnthum
Birkenfeld.

3 ) Desgl . des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum Birkcn-

seld wegen Erhöhung der Hundesteuer.

4 ) Desgl . des Gesetzentwurfs für das Herzogthum Olden¬

burg , betr . den öffentlichen Verkauf von Mobilien

gegen Baarzahlung.

5 ) Desgl . des Gehalts -Regulativs.

6 ) Bericht des Finanzausschusses , betr . die zweite Lesung

der Voranschläge für 1870/72 , desgleichen sämmtliche

sonst zur zweiten Lesung der Voranschläge gestellten

Anträge.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der 24 . Sitzung am 19 . März 1870.

Hullmann. Propping.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großhcrzogthums Oldenburg.

Bierimdzwanzigste Sitzung.
Oldenburg , den 19 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hullmann.

Vom Schriftführer Propping  wird das Protokoll der
letzten Sitzung verlesen. Dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben GroßherzoglichenStaatsministeriums, betr.

Einverständniß mit den Landtagsbeschlüssenzu dem
Gesetzentwürfe, betr. die Unterstützung der bedürftigen
Familien der einberufcnen Reservemannschaften, (aä
acrts..)

2) Desgl., betreffend Einverständniß mit dem Gesetzent¬
wurf, betr. Abänderung des AblösungSgesctzes. (nä
nvtn.)

3) Petition aus Vestrup, betr. das Jagdgesetz. (Wegen
unangemessener Fassung ohne Berücksichtigung aä
aotn.)

Ferner ein Antrag des Abg. Eissel:
Der Landtag wolle beschließen, Großherzogliche Staats-
regierung zu. ersuchen, dem nächsten Landtage eine
Vorlage zu machen,  wonach dem Z. 13 des Jagd¬
gesetzes für das Fürsteiithnm Birkenfeld vom 29. Mai
1853 folgende Bestimmung hinzugefügt werde:

„Es darf die Jagd außer der angegebenen Zeit
auch nicht ausgeübt werden:

a) vom 1. September bis zum 15. Oktober
und vom 15. December bis zum1. Februar
auf weibliches Rehwild;

b) vom 1. September bis zum 1. Februar
auf Rehkälber.

Unterstützt von: Russell . Rüde dusch. Selk¬
mann . Stukenborg . Müller . Massing.

M otive.
In den letzten Jahren hat durch die große Jagdlust
Protokolle. XVI. Landtag.

im Fürstenthum Birkenfcld das Rehwild sich erheblich ver¬
mindert und steht zu erwarten, daß,  sofern- nicht gewisse
jagdpolizeiliche Schntzmaßregelngegen das Erlegen dieses,
weder der Land- noch Forstwirthschaft schädlichen, Wildes
erlassen werden, dasselbe schon in nächster Zeit aus den
Jagdrevieren verschwinden wird. Die beantragten Zusatz¬
bestimmungen zu dem bestehenden Jagdgesetze sind überein¬
stimmend mit den betreffenden Vorschriften im Artikel 19
des dem Landtage vorliegenden Gesetzentwurfs für das
Herzogthum Oldenburg über Ausübung der Jagd und sind
durch die erweiterte Schonungszeit geeignet, der Ausrottung
dieser Wildgattung entgegenzutrcten.

Der Landtag beschließt, den Antrag in Berathung zu
ziehen und wird solche aus die Tagesordnung einer der näch-
Sitzungen gesetzt werden.

Tagesordnung:
1. Bericht der zweiten Nbtheilung über die Neuwahlen

im achten Wahlkreise.
Die Abtheilung beantragt, die Wahl des Obergerichts-

raths Lentz und des Gemeindevorstehers Krahn  für gültig
zu erklären.

Der Antrag wird angenommen.
Der Abg. Krahn  wird durch Handschlag aus seinen

früher geleisteten Eid verpflichtcl.
2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. anderweitige

Classification von Staatsstraßen im Fürstenthum Birkenfeld.
Der zur zweiten Lesung gestellte Antrag des Regierungs-

commissars:
Annahme des in erster Lesung angenommenen Zusatzes
zum Art. 2 in folgender Fassung:

cs sollen jedoch folgende Bauwerke:
10
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A) die Futtcrmaner am sog . Jnselsfcls j» der

Straße von Nohfelden nach St . Wendel,

b ) die Futtermauer von der Nohener Brücke bis

zur Steige in der Moorbach -Kuselcr Straße,
und

o) die Futtermauer am Jdar -Bcrg in der Birken-

feld-Kirner Straße,

noch bis zum 1. Januar 1876 für Rechnung der

Landeskasse unterhalten und dann in gutem baulichen

Stande den betreffenden Gemeinden überwiesen werden,

wird abgelehnt . Der Gesetz -Entwurf , wie solcher aus der er¬

sten Lesung hervorgegangen , wird angenommen.

3 . Zweite Lesung ds Gesetzentwurfs für das Fürstcnthum

Birkenfeld wegen Erhöhung der Hundesteuer.

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.

4 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Hcrzogthum

Oldenburg , betr . den öffentlichen Verkauf von Mobilien gegen

Baarzahlung.
Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.

5 . Zweite Lesung des Gehalts -Regulativs.
Die Anträge des Ausschusses Nr . 1 , 2 , 3 und 4:

Nr . 1.

Zu 16 . d . Gerichtsärzte , werde statt 3 Obergerichts-

ürzte jeder 300 — 400 Thlr . gesetzt:

3 Obergerichtsärzte
2 jeder 300 — 500 Thlr.
1 300 — 400 „

Nr . 2.

Unter 20 . Forstwesen , werde statt der in erster Lesung

beschlossenen Ncbenbemerknng bei den Förstern gc-

gesetzt:

Wenn einer der beiden jetzt überzähligen Förster

wegfällt , so können von jedem freigewordenen Ge¬

halte 300 Thlr . verwendet werden , um die Gehalte

der Forstaufsehcr bis zu 350 Thlr . und der Förster

in der niedrigsten Gehaltsklasse bis zu 700 Thlr.

zu erhöhen.

Nr . 3.

Statt „ 32Holzwärtcr " werde „ 33 Holzwärtcr " und

statt ,' 10 jeder 50 — 80 Thlr . " werde „ 11 jeder

50 - 80 Thlr ." gesetzt.

Nr . 4.

Zu 21 . b . Dezirks -Vermcssungsbeamte , unter Auf¬

hebung des Beschlusses in erster Lesung , die in dem

Entwurf enthaltenen Positionen anzunehmen,

werden angenommen.
Vom Abg . Eissel ist zu Pos . III . 8 . folgender Antrag

gestellt:
Zu III . Fürstenthum Birkenfeld.

8uli 8 . Bauwesen.

statt der Bestimmung : 1 Baubeamter von

600 — 1100 Thlr ., zu setzen : 1 Baubeamter
von 600 — 1200 Thlr.

Der Antrag wird ebenfalls angenommen . Schließlich

wird der Gesetzentwurf mit den beschlossenen Aenderungen an¬

genommen.
6 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die zweite Lesung

des Voranschlags für 1870/72 , desgl . sämmtliche zur zweiten

Lesung - der Voranschläge gestellten Anträge.

Der nachträgliche Antrag des Ausschusses zu A. 8 deS

Einnahme -Voranschlags für das Herzogthum:

der Landtag wolle an Kauf - und Ablösungsgeldern

für Grundstücke , bczw . Berechtigungen , welche dem

Grundsätze des Art . 181 Z. 1 deS Staatsgrundgesetzes

nicht unterworfen sind , für 1870 89,250 Thlr ., für

1871 108 .010 Thlr , für 1872 133,000 Thlr . in

Einnahme genehmigen,
Wird angenommen.

Der Antrag Nr . 1 des Ausschusses wird angenommen.

Der Antrag des Abg . Rüdebusch  zum Z. 24 der Ausgaben:

Der Landtag beschließe , dem Ausschußantrag Nr . 30

werde folgender Nachsatz hinzugefügt:

Jedoch ist diese Summe nach Abzug der Ge¬

schäftskosten uä 1228 Thlr . zur Hälfte zu Prämien

für Hengste und Stuten und zur Hälfte zu Prämien
für Stiere zu verwenden,

wird in namentlicher Abstimmung mit 13 gegen 12 Stimmen

adgelchnt.

Dafür stimmten die Abgeordneten : Bünne meyer,

Eissel , von Hammel , Hoher , Massing , Müller,

Propping , Rüdebusch , Russell , Schwegmann,

Selkmann und Stukenborg.
Dagegen stimmten die Abgeordneten : Abels , Ahl¬

horn , Bargmann , Cammann , Eilks , Gräpel,

Hüll mann . Krahn , Lübben , Oldejohanns , Ra¬

mien , Schildt und Scho mann.

Die Abgeordneten Bulling und Huchting  sind be¬

urlaubt . Die Abgeordneten Strödt hoff und Millers
krank.

Der andere Antrag des Abg . Rüdebusch:

Der Landtag beschließe , zur Unterstützung der 4

Colonien und der Anbaucr der Gemeinde Großenkneten

für 1870 400 Thlr .,

„ 1871 300 Thlr . und

„ 1872 100 Thlr.

in den Voranschlag aufzunehmen,

wird von demselben dahin geändert:

nur allein für 1870 500 Thlr . in den Voranschlag

aufzunehmen.
Dieser Antrag wird angenommen.

Angenommen werden die Ausschußanträge Nr . 2 , 3 , 4,

5 , 6 und 7, abgelehnt wird Nr . 8 , angenommen Nr . 9 , 10
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und 11 mit der vom Ausschuß vorgeschlagenen Berichtigung,
zu setzen statt 70,000 Thlr . 60,000 Thlr.

Tie Anträge des Abg . Massing,  Einkommensteuer in
Birkenfeld betreffend:

Nr . 1.

der Landtag wolle , in Erwägung , daß sich gemäß
dem Voranschlag am Schlüsse von 1870 ein Ucber-

- schuß von 56,090 Thlr . und am Schluffe der Finanz-
Periode ein Ilcberschuß von 16,970 Thlr . heransstellt,
beschließen , daß pro 1870  der Zuschlag von 500/g zur
Einkommensteuer im Betrage oon 10,500 Thlr . nicht
erhoben werde,

eventuell

Nr . 2.

Der Landtag wolle beschließen , daß pro 1870 nur
ein Zuschlag von 250ch zur Einkommensteuer im Be¬
trage von 5,250 Thlr . erhoben werde,

werden abgelehnt.

Der andere Antrag des Abg . Massing (Vereinfachung
der Verwaltung betreffend ) :

Der Landtag wolle einen ähnlichen Antrag , wie er
ihn Suff Nr . 28 zum II . Capitel der Ausgaben
für das Fürstenthum Lübeck gestellt , auch in den Vor¬
anschlag für das Fürstcnthum Birkenfeld aufnehmen
und demnach zu Capitel II . der Ausgaben be¬
schließen :

Großherzogliche Staatsregiernng wird ersucht,
in Erwägung zu ziehen , ob nicht eine anderweitige
vereinfachte Organisation der Verwaltung des Für-
stenthnms Birkenseld möglich sei,

wird angenommen.

Der Antrag der Staatsregierung zu den ZK. 33 und 34:

Der Landtag wolle die zu dem projektieren Umbau
der Kaserne und bezw . des Gerichtsgebäudes in Bir-
kenfcld beantragten Mittel zur Summe von 2285 Thlr.
und 850 Thlr . für 1870 in den Voranschlag auf-
nchmen mit dem Vorbehalt , daß die Ausführung des
Umbaus nur unter der Voraussetzung stattzufinden
hat , wenn sich im Laufe der Finanzpcriode mit Ge¬
wißheit herauSstellt , daß ungeachtet der im Wege der
BundeSgesetzgebung bevorstehenden Aenderungen der
Gerichtsverfassung w . ein Kollegialgericht seinen Sitz
in Birkenfeld bleibend behalten wird,

wird abgelehnt . Der Antrag des Abg . Eissel:
der Landtag wolle beschließen , sul » Kap . V . „ außer¬
ordentliche und unvorhergesehene Ausgaben " Z. 66 a.
Pro 1870 des Voranschlags aufzunehmen:

„Zu den Kosten der Vorarbeiten einer Eisenbahn von

der Eifelbahn über Birkenfeld nach der Rhein -Nahe-
Bahn 350 Thlr . "

Unterstützt von Lengler , Propping , Massing,
Ca m mann , Strodthoff.

Motive.

In der Finanzperivde 1867/69 waren zu den Kosten
der erwähnten Vorarbeiten 1000 Thlr . bewilligt ; zur Ver¬
wendung hiervon sind nur gekommen 650 Thlr . Die Ver¬
messungen rc. sind noch nicht vollständig und sind dazu noch
350 Thlr . erforderlich . Die Bewilligung dieses Kredits ist
nur ein Herüberziehen aus der vorigen in die jetzige Fi¬
nanzperiode,

wird angenommen.

Nächste Sitzung : Dienstag , den 22 . März d. I . , Mor¬
gens 10 Uhr.

Tagesordnung:

1) Bericht des Finanzausschusses über Zuschüsse zu Ge¬
meinde -Chausseen.

2 ) Mündlicher Bericht des Petitionsausschusscs über die
Petition der Einwohner des Stadtgebiets Delmen¬

horst , betr . Trennung deS Stadtgebiets von der Stadt
Delmenhorst.

3 ) Desgl . über die Petition von Eingesessenen der
Bauerschaften Vielstedt , Nordenhol ; re ., betr . Weide¬
berechtigung im Hasdruch.

4 ) Desgl . über die Petition mehrere Eingesessenen zu
Großenmeer , betr . Anlegung eines Kanals von der
Hunte bis zur Mündung der Weser.

5 ) Desgl . über die Petition der Vorsteher der Privat¬
schule in Westerstede , betr . Anstellung eines zweiten
Lehrers an der Privatschule das . rc.

6 ) Desgl . des Finanzausschusses über die Petition des
Gemeinderaths - der Gemeinde Dötlingen um Vergütung

ans der Staatskasse für die bei Einquartierungen von
Truppen des Norddeutschen Bundes an diese zu ver¬
abreichende Beköstigung.

7) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . die Tilgung
der wegen der Führung oon Vormundschaften und
Curatelen bewirkten Jngroffate.

8 ) Desgl . des Gesetzentwurfs für das Herzogthum Ol¬
denburg und das Fürstenthlim Lübeck, betr . das Alter

der Volljährigkeit.

9 ) Desgl . des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum Lü¬
beck, betr . Abänderung der Verordnung vom 29 . Ok¬

tober 1867 wegen Einführung des Preußischen Münz¬
fußes.

10 *
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10 ) Desgl . des Gesetzentwurfs , betr . Abänderung der Ge¬
schäftsordnung des Landtags vom 22 . April 1853.

11 ) Antrag deS Abgeordneten Rüdebusch,  betr . Vor¬
lage eines Gesetzentwurfs wegen Schuhes der nütz¬
lichen Vögel.

12 ) Desgl . des Abgeordneten Eissel,  betr . Vorlage
eines Gesetzentwurfs wegen Ergänzung des H. 13
des Jagdgesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld
vom 29 . Mai 1853.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 22 . März 1870.

Hullmann. Müller.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

LVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Fünfund zwanzigste Sitzung.
Oldenburg , den 22 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.

Das vom Schriftführer Müller  verlesene Protokoll der
24. Sitzung wird genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben GroßherzoglichenStaatsministeriums, betr.

Erhöhung einiger AuSgabe-Positionen der Voran¬
schläge für 1870/72 in Folge des sestgestellten neuen
Gehaltsregulativs. (An den Finanzausschuß.)

2) Petition des Lehrers Duncker  zu Sarkwitz, betr.
Anwendung des Art. 19 des Civilstaatsdienergesetzes
auf die Hinterbliebenen der Volksschullehrer. (Als
verspätet ohne Berücksichtigung nä notn.)

3) Petition mehrerer Oldenburger Kausleute, betr. die
Abänderung des Gesetzes über die freiwillige klebe»
tragung des beweglichen Eigenthums re. (Als ,ver¬
spätet ohne Berücksichtigung aä aeta .)

Tagesordnung:
1. Bericht des Finanzausschusses über Zuschüsse zu

Gemeinde-Chausseen.
Der Ausschuß ändert seinen gestellten Antrag dahin, daß

darin statt der Worte:
»für die unter Nr. 1 und 2 genannten bis zu25"/g»
gesetzt werde: „für die unter Nr. 1 genannte bis zu
2bo/g, für die unter Nr. 2 genannte bis zu 300/g,->

und wird der Ausschußantrag mit dieser Aendcrung ange¬
nommen.

Dagegen wird der Antrag des Regierungscommissars:
1) statt der Worte: „und Nr. 2 genannte — Anlage¬

kapitals und" werde gesetzt: »genannte bis zu 250/g,
für die unter Nr. 2 genannte bis zu 420/g,"

2) eventuell werde statt 420/g gesetzt: 350/g,»
abgelehnt.

2. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über
die Petition der Einwohner des Stadtgebiets Delmenhorst,
betr. Trennung des Stadtgebiets von der Stadt Delmenhorst.

Der Ausschuszantrag:
der Landtag wolle beschließen, über die Petition zur
Tagesordnung überzugehen,

wird angenommen.
3. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die

Petition von Eingesessenen der Bauerschaften Vielstedt, Nor¬
denholz ec, betr. Weidebercchtigung im Hasbruch.

Der vom Abg. Müller  gestellte Antrag:
der Landtag beschließe, die Staatsregierung zu ersuchen,
die Ansprüche der Berechtigten baldigst ablösen zu
wollen und zwar, wo nur irgend thunlich, durch Land¬
entschädigung, im klebrigen aber über die Petition zur
Tagesordnung überzugehen,

wird einstimmig angenommen und ist damit der Ausschuß¬
antrag:

Uebergang zur Tagesordnung,
erledigt.

4. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
Petition mehrerer Eingesessenen zu Großenmeer, betr. Anle¬
gung eines Kanals von der Hunte bis zur Mündung der
Weser.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wird angenommen.
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5. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
Petition der Vorsteher der Privatschule zn Westerstede, betr.
1) Anstestung eines 2. Lehrers an der Privatschule daselbst,
und 2) Befreiung der Schüler der Privatschule von dein nach
Art. 57 des Schulgesetzes zu zahlenden Schulgelde.

Der Ausschuß hat folgende Anträge gestellt:
Zu I. folgenden Entwurf eines Gesetzes, betr. einen
Zusatz zu Art. 33. ß. 2, Art. 42 und Art. 45 des
Gesetzes vom 3. April 1855, betr. die Einrichtung
des Unterrichts- und Erziehungswesens im Herzogthum
Oldenburg, anzunchmen und die Staatsregierung um
deren Zustimmung zn ersuchen:

Einziger Artikel.
Denjenigen Schulamtskandidatcn, welche, ohne

Gehalt beurlaubt, bei einer inländischen Privat¬
schule angestellt sind, kann die Zeit eines solchen
Dienstes bezüglich der definitiven Anstellung, der
Alterszulagen und der Versetzung in den Ruhestand
angerechnet werden. Auch kann dem Schnlamts-
kandidaten während eines solchen Dienstes die defini¬
tive Anstellung ertheilt werden.

Zu 2. Uebergang zur Tagesordnung.
Der zu Nr. 1 gestellte neue Ausschnßantrag:

den beantragten Gesetzentwurf in folgender Fassung
anzunehmen:

Einziger Artikel.
Schulamtskandidatenbezw. Volksschullehrern,

welche mit Genehmigung des Obcrschulkollcgiums
eine Lehrerstelle an einer inländischen Privatschule
verwalten, ist im Falle ihrer demnächstigen Anstel¬
lung im öffentlichen Dienst bezw. ihres Rücktritts
in letzteren die in jener Stellung verbrachte Zeit
als Dienstzeit anzurechnen und zwar mit voller
Wirkung sowohl hinsichtlich des Anspruchs aus defini¬
tive Anstellung und Verleihung von Alterszulagcn,
als bei der Ermittelung des Ruhegehalts im Falle
der Pensionirung,

wird angenommen, wodurch der erste zu 1. gestellte Ausschnß-
antrag erledigt ist.

Gleichfalls wird auch der zu Nr. 2. gestellte Ausschuß-
antrag angenommen.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Gemeinderaths der Gemeinde Dötlingen um Ver¬
gütung aus der Staatskasse für die bei Einquartirungen von
Truppen des Norddeutschen Bundes an diese zu verabreichende
Beköstigung.

Der Ausschußantrag:
die Petition der Staalsregierung zur etwaigen Berück¬
sichtigung zu übergeben,

wird angenommen.

7. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Tilgung
der wegen der Führung von Vormundschaften und Curatelen
bewirkten Jngrossate.

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung, wie aus erster
Lesung hcrvorgegangen, angenommen.

8. Desgleichen des Gesetzentwurfs für das Herzogthum
Oldenburg und das Fürstenthum Lübeck, betr. das Alter der
Volljährigkeit.

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung, wie aus
erster Lesung hervorgegangen, angenommen.

9. Desgleichen des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum
Lübeck, betr. Abänderugg der Verordnung vom 29. Otto der
1867 wegen Einführung des Preußischen Münzfußes.

Der vom Abg. Scho mann  zur zweiten Lesung gestellte
Antrag:

Der Landtag wolle, nachdem die Jncorporation Ahrens-
böcks in das Fürstenthum Lübeck zum Beschlüsse er¬
hoben, beschließen, daß der Eingang des einzigen
Artikels des Entwurfs folgende Fassung erhalte:

Die Artikel 5 der beiden für das Fürstenthum
Lübeck bezw. die neuen Gebietstheile erlassenen
Verordnungen vom 29. October 1867 wegen Ein¬
führung des Preußischen Münzfußes haben künftig
so zu lauten:

wird angenommen.
Der vom Abg. Hullma nn  zur zweiten Lesung gestellte

Antrag:
der Z. 32 erhalte folgenden Zusatz:

Die Schuldner, welche in SpccieSthalern oder
Thalern Dänischer Reichsmünze Zahlung zu leisten
haben, sind indessen befugt, statt dessen in Münzen
des Drcißigthaler-Fußes gemäß der Wcrthbestimmung
des Z. 1, mit einem Ausgelde von Procent
Zahlung zu leisten.

Unterstützt von: Propping . Huchting . Rüde¬
busch. Sclkmann . Ahlhorn.

Motive.

Der Antrag ist motivirt durch die Absicht, die vielen
Schuldner, welche im Fürstenthum, namentlich in den neu
einverleibten Landestheilen, in Species zu zahlen haben,
gegen die Gefahr eines wucherischen Agio zn schützen.
Diese Gefahr ist nämlich dadurch begründet, daß die Species
immermehr ans dem Verkehr verschwinden und somit häufig
nur mit großen Schwierigkeiten in naturn herbeiznschaffen
sind. Nach Z. 1 des Entwurfs ist ein Speciesthalcr oder
zwei Dänische Thaler gleich1 Thlr. 15 gs. ; an Silber¬
gehalt  ist aber der Spccicsthaler Procent mehr Werth,
indem 91/4  Spcciesthaler oder 14 Thaler des Dreißigthaler-
Fußes auf eine feine Mark gehen. Im Verkehr werden
zwar, wenn es sich um kleine Summen handelt, die Species
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manchmal für 1ft„ Thlr. ausgegeben, bei größeren Sum¬
men aber meistens ein Agio berechnet, daß zwischen̂ bis
10/o zu wechseln Pflegt, auch Wohl schon über 10/g betragen
hat. Im letzten Kieler Umschlag wurde gar kein Agio
berechnet; nach dem Hamburger Kourse vom 16. d. Mts.
belief sich das Agio auf 1/2"/o - Wenn man den Gläubiger
zwingen will, statt der Species, auf welche er ein Recht
hat, Zahlung in einer anderen Münzsorte anznnehmen, so
muß man ihm wenigstens das Anrecht auf ven vollen Silber-
Werth sichern. Uebrigcns ist aber die zwangsweise Umwand¬
lung dadurch gerechtfertigt, daß die Zahlung in Species-
stücken re. ausgelobt wurde zu einer Zeit, als dieselben die
gängige Landesmünze waren, während jetzt diese Münze nicht
blos ausgchort hat Landesmünze zu sein, sondern auch aus
dem Verkehr immer mehr verschwindet.

Wird vom Abg. Lcntz dahin verbessert:
daß statt der Schlußworte: „mit einem Aufgelde von
9/zo Procent Zahlung zu leisten" gesetzt wird: „Zah¬
lung zu leisten, jedoch mit einem Aufgelde von
Prbcent der zur Zahlung gelangenden Münze"

und so angenommen.
Dann wird der Gesetzentwurf mit diesen Aenderungen

in zweiter Lesung angenommen.
10. Desgl. des Gesetzentwurfs, betr. Abänderung der

Geschäftsordnung des Landtags vom 22. April 1853.
Der zur zweiten Lesung gestellte Antrag des Abg. Scho-

mann:
der Landtag wolle den vierten Absatz des ß. 97
(Z. 88 der Geschäftsordnung vom 22. April 1853)
in folgender Fassung annehmen:

An die Beantwortung der Interpellation oder
deren Ablehnung darf sich eine sofortige Besprechung
des Gegenstandes derselben anschlicßen, wenn minde¬
stens fünf Abgeordnete darauf antragen. Die

. Stellung eines Antrags bei dieser Besprechung ist
unzulässig. Es bleibt aber jedem Abgeordneten
überlassen, den Gegenstand in Form eines Antrags
weiter zu verfolgen.

wird angenommen und mit dieser Aenderung der Gesetzent¬
wurf im klebrigen, wie aus erster Lesung hcrvorgegangeu,
angenommen.

11. Antrag des Abg. Rüdebusch,  betr. Vorlage eines
Gesetzentwurfs wegen Schutzes der nützlichen Vögel:

der Landtag beschließe, die Großhcrzogliche Staats¬
regierung werde dringend ersucht, dem nächsten außer¬
ordentlichen oder ordentlichen Landtage einen Gesetz¬
entwurf, den Schutz der nützlichen Vögel betreffend,
vorlegen zu wollen.
Unterstützt von: Ca inmann. Schwegmann , von

Hammel. Russell . Ahlhorn.

M otive.
Dem aufmerksamen Beobachter stellt sich die Thatsache

dar, daß auch hier im Lande sich die Forsten mit recht
alten Beständen erheblich verringern, die Bäume, Büsche,
Erdwälle, Knicke und Hecken in unmittelbarer Nähe und
Umgebung der Aeckcr, Wiesen, Weiden und Gärten ver¬
schwinden, die Holzzäune in den Dörfern werden weniger,
die Gebände sowohl in Stödten als auf dem Lande werden
vielfach in anderer Construckion errichtet, wilde Grundstücke
werden zu Aeckern und Wiesen cultivirt. Hierdurch werden
mehr oder weniger den Vögeln die Brutstellen genommen,
den Raubthieren wird das Zerstören der Nester und der
jungen Brut und die Jagd auf die Vögel selbst erleichtert.

Auch der Mensch, namentlich die Jugend, wirkt oft
durch unüberlegte Handlungen nachtheilig aus die Vermeh¬
rung der Vögel ein.

Die Verminderung der nützlichen Vögel hat eine Ver¬
mehrung schädlicher Insekten und Ungeziefer im Gefolge,
Forst, Acker und Wiesen leiden darunter in eclatanter Weise.
Volksvertretungen und landwirthschaftliche Vereine haben
diese Wahrnehmungen zum Gegenstände ihrer Verhandlun¬
gen gemacht und Abhülfe durch gesetzliche Bestimmungen
für nöthig erachtet, auch hier im Lande dürfte ein Gesetz
zum Schutz der nützlichen Vögel gewiß sehr am Platze sein.

Der Antrag des Abg. Massing:
in dem Anträge nach dem Worte: Gesetzentwurf cin-
zuschalten: „für das Großherzogthum»,

wird angenommen und dann der Antrag mit dieser Aende¬
rung angenommen.

12. Antrag des Abg. Eissel,  betr. Vorlage eines
Gesetzentwurfs wegen Ergänzung des Z. 13 des Jagdgesetzes
für das Fürstenlhum Birkenfeld vom 29. Mai 1853.

Der Antrag wird angenommen.
Nächste Sitzung: Mittwoch, den 23. Mär; d. I ., Mor¬

gens 10 Uhr.
Tagesordnung:

1) Erste Lesung des Entwurfs des Finanzgesetzes für
1870/72.

2) Zweite Lesung des Jagdgesetzes für das Herzogthum
Oldenburg.

3) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Bauerschaftsausschusses zu Bösel und
Osterloh, betr. die Herstellung eines Gemeinde-Weges
auf Staatskosten.

4) Desgl. über die Petition des Gemeinderaths zu Ede¬
wecht, betr. Chausseeanlage von Edewecht durch Jedde¬
loh rc. nach Oldenburg.

5) Bericht des Finanzausschusses, betreffend
1) die Erhöhung einiger Ausgabepositionen in den

Voranschlägen des Herzogthums Oldenburg und
der Fürstcnthümer Lübeck und Birkenfeld, und
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2 ) die im Z. 24 des Einnahmevoranschlags des
Herzogthums Oldenburg aufgeführte Eikommen¬
steuer.

6 ) Desgl ., betreffend die Nachweisungen über die Staats¬

gutskapitalienkassen für 1867/69 und die Voranschläge
über Einnahmen und Ausgaben dieser Kassen für 1870/72.

7) Wahl des ständigen LandtagsauSschusses.
8 ) Wahl eines Ersatzrichters zum Staatsgerichtshofe.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 23 . März 1870.

Hulliriani». Propping.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Sechsimdzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 23. März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hullmann.

Dom Schriftführer Propping  wird das Protokoll der
letzten Sitzung verlesen und genehmigt.

Tagesordnung:
1. Erste Lesung des Entwurfs des Finanzgesetzcs für

1870/72.
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle dem Entwürfe des Finanzgesetzes
für 1870/72 nebst Anlagen, und dem desfälligen
Schreiben an die Großherzogliche Staatsregierung
seine Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.
2. Zweite Lesung des Jagdgesetzes für das Herzogthum

Oldenburg.
Zuerst wird abgestimmt über den Antrag Nr. 2. Der¬

selbe wird abgelehnt. Der Antrag Nr. 1 wird angenommen.
Der Antrag Nr. 3 desgleichen. Der Antrag Nr. 4 wird ab-
gelehnt. Zu Art. 15 Z. 4 ist vom Abgeordneten Gräpel
der Antrag gestellt:

wer gewerbsmäßig unberechtigt die Jagd ausübt, wird
mit Gefängniß bis zu 6 Wochen bestraft.

Der Antrag wird angenommen.!
Zu Art. 15 Z. 5 wird vom Ausschuß beantragt:

vor dem Worte Vorrichtungen das Wort: „ähnliche"
einzuschalten.

Der Antrag wird angenommen. Zu Art. 18 ist vom
Abg. Hoher

die Streichung des Z. 1 b>.
beantragt. Der Antrag wird nicht unterstützt.

Der Antrag des Regierungscommissars:
im Art. 19 Z. 2 werde dem dritten Absatz folgender
Zusatz hinzugefügt:

Protokolle. XVI. Landtag.

„Jedoch berechtigt dieses ihn nicht, fremde Grund¬
stücke gegen den Willen des Besitzers zu betreten,"

wird angenommen. Desgleichen:
der Art. 22 werde in folgender Fassung angenommen:

Wer nicht verhindert, daß sein Hund auf
fremden Grundstücken herrenlos umherstreift, wird
mit Geldstrafe bis zu 5 Thlr. bestraft.

Das Verwaltungsamt ist befugt, die Tödtung
eines Hundes, welcher wiederholt herrenlos umher¬
streifend angetroffen ist, anzuordnen oder den Grund¬
besitzern dieselbe auf ihren Grundstücken zu gestat¬
ten, ohne daß der Eigenthümer des Hundes einen
Anspruch auf Entschädigung hat.

Schließlich wird der Entwurf, wie derselbe aus der ersten
Lesung hervorgegangenund mit den heute beschlossenen Aende-
rungen in zweiter Lesung angenommen.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Bauerschaftsausschusseszu Bösel und Osterloh,
betr. die Herstellung eines Gemeindewegesauf Staatskosten.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über diese Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wird angenommen.
4. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die

Petition des Gemeindcraths zu Edewecht, betr. Chausseeanlage
von Edewecht durch Jeddeloh rc. nach Oldenburg.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle diese Petition der Großherzoglichen
Staatsrcgierung zur etwaigen Berücksichtigungem¬
pfehlen,

wird angenommen.
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5. Bericht des Finanzausschusses, betr.
a) die Erhöhung einiger Ausgabepositionen in den Vor¬

anschlägen des Herzogthums Oldenburg und der
Fürstenthümer Lübeck und Birkenfeld,

d) die im Z. 24 des Einnahmevoranschlags des Herzog¬
thums Oldenburg aufgeführte Einkommensteuer.

Der Antrag des Ausschusses Nr. 1 wird angenommen.
Der Antrag Nr. 2 wird vom Ausschuß zurückgezogen und
statt dessen folgender Antrag gestellt:

der Landtag beschließe, zu erklären, daß er bei der
Bewilligung der Einkommensteuer von der Ansicht auS-
gegangen ist, daß weder der Art. 187 Z. 2 noch auch
der Art. 191 K. 1 des Staatsgrundgesetzes darauf An¬
wendung finden könne.

Der Regierungscommissarbemerkt:
er habe zu erklären, daß die Staatsregierung zu ihrem
Bedauern sich der in dem Ausschußantrage ausgesproche¬
nen Ansicht des Landtags nicht anzuschließen vermöge
und bitte er diese Erklärung in das Protokoll aufzu-
nehmcn.

Der Antrag des Ausschusses wird hierauf in namentlicher
Abstimmung einstimmig von 25 Abgeordneten angenommen.
Beurlaubt waren die Abgeordneten: Bulling , Eissel , von
Hammel , Strodthoff und Stukenborg.

Der Antrag Nr. 3 wird angenommen.
6. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Nachweisun¬

gen über die Staaksgutscapitalienkasscn für 1867/69 und die

Voranschläge über Einnahmen und Ausgaben dieser Kassen
für 1870/72.

Die Anträge Nr. 1, 2, 3, 4 und 5 werden angenommen.
7. Wahl des ständigen Landtagsausschusses.
Zum Vorsitzenden wird der Abg. Ahlhorn  mit 15

Stimmen gewählt. Zu Mitgliedern werden die Abgeordneten:
Schomann  mit 24 Stimmen, Lentz mit 23, Huchting
mit 21, Müller mit 15 und Selkmann  mit 14 Stim¬
men gewählt.

8. Wahl eines Ersatzrichters zum Staatsgerichtshof.
Gewählt wird der Obergerichtsdirector Dannenberg

in Birkcnftld mit 22 Stimmen.
Nächste Sitzung: Donnerstag, den 24. März d. I .,

Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung:
1) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. einen Zusatz

zum Schulgesetze vom 3. April 1855.
2) Zweite Lesung des Finanzgesetzes für 1870/72 nebst

Schlußabstimmung über die sämmtlichen dazu gehörigen
Voranschläge und Verhandlung über das Begleitschreiben.

3) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Petition der Gemeinde-Vertreter von Burbach, Huß¬
weiler, Kronweiler rc. wegen Ausbaues des Zufuhr¬
weges von Niederbrombach nach der Eisenbahnstation
Kronweiler.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 24. März 1870.

Hullnmnn. Müller.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XU Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
SiebenundzwanzigsteSitzung.

Oldenburg , den 24 . März 1870 . Vormittags 10 Uhr.

-- - - - --

Vorsitzender: Präsident Hullmann.

Das vom Schriftführer Müller verlesene Protokoll der
26. Sitzung wird genehmigt.

Tagesordnung:
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. einen Zusatz

zum Schulgesetze vom 3. April 1855.
Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung, wie er aus

erster Lesung hervorgegangen, angenommen.
2. Zweite Lesung des Finanzgesetzes für 1870/72 nebst

Schlußabstimmung über die sämmtlichen dazu gehörigen Vor¬
anschläge und Verhandlung über das .Begleitschreiben.

Das Finanzgesetz für 1870/72 nebst den dazu gehörigen
Voranschlägen werden in zweiter Lesung angenommen.

Dem Entwurf des deSsälligcn Schreibens an die Groß¬
herzogliche Staatsrcgiernng wird die Zustimmung ertheilt.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Petition der Gemeindevertreter von Burbach, Hußweiler,
Kronweiler re. wegen Ausbaus des Zufuhrweges von Nieder¬
brombach nach der Eisenbahnstation Kronweiler.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle diese Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur Berücksichtigungempfehlen,

wird angenommen.
Die Sitzung wird vom Präsidenten vorläufig geschlossen.
Um 11 Uhr wird die Sitzung vom Präsidenten wieder

eröffnet.
Es erscheint Seine Epcellenz der Ministerpräsident von

Rössing  in Begleitung des Assessors von Buttel  und
schließt den Landtag mit folgender Ansprache:

Meine Herren!
Seine Königliche Hoheit der Großhcrzog haben mir den

Auftrag ertheilt, den Landtag des Großherzogthums in Höchst-
ihrem Namen zu schließen.

Wersen wir zunächst einen Rückblick auf die Gegenstände
Ihrer Berathung und Beschlußfassung, so tritt die Vorlage,
betreffend Revision des Abschnittes IX. und der AnlageI. des
Staatsgrundgesetzes, in den Vordergrund. Die StaatSregierung
hat ihre Ansicht in Betreff dieser Vorlage nicht geändert, sie
ist noch jetzt der Ansicht, daß es im Interesse des Landes ge-
rathen war, auf dieselbe einzugehen. Allein Sie , meine
Herren! sind in Ihrer Mehrheit anderer Ansicht gewesen und
ist darnach diese Angelegenheit als schlüssig erledigt anzusehen.

Im Uebrigen haben die StaatSregierung und der Land¬
tag in fast allen wichtigen Fragen prinzipiell auf demselben Boden
gestanden. Seine Königliche Hoheit der Großherzog lassen Höchst-
ihre Befriedigung hierüber ausdrücken und danken Ihnen für das
bereitwillige Entgegenkommen in manchen Einzelheiten und
für die unermüdliche Thätigkcit, mittelst welcher es Ihnen ge¬
lungen ist, in ungewöhnlich kurzer Zeit Ihre Aufgaben, deren
Zahl recht erheblich war, zu erledigen. Aber nicht bloS die
Zahl der erledigten Vorlagen ist erheblich, ihre Bedeutung ist
es nicht minder.

Das Gesetz, betreffend die Jncorporirung der durch Staats¬
vertrag vom 27. September 1866 von Seiner Königlichen
Hoheit dem Groszherzog erworbenen vormals holsteinischen Ge-
bietstheile in das Fürstenthum Lübeck ist festgestellt, und nicht
allein dies Fürstenthum wird dadurch an Lebenskraft gewinnen,
sondern die Vereinigung mit dem Großherzogthume wird auch
diesem zum Vortheile gereichen. Seine Königliche Hoheit der
Großherzog geben sich der Hoffnung hin,  daß die Bewohner
der gedachten Gebietstheile sich auch ihrer Seits in dem neuen
Staatsvcrbande Wohl fühlen werden.

Die finanziellen Verhältnisse der Kirche, der evangelischen
wie der katholischen, haben eine feste Grundlage gewonnen,
einem lange gefühlten Bedürfnisse entsprechend.
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Die Regulative für die Gehalte der Staatsdiener sind
revidirt und neu vereinbart worden.

Eine wichtige Eisenbahnanlage ist dem Fürstenthum Lü¬
beck gesichert, und der Ausbau des Eisenbahnnetzes im Her¬
zogthum Oldenburg ist in erfreulicher Übereinstimmung mit
der überwiegenden Mehrheit des Landtags festgestellt.

Endlich ist auch der Hauptzweck Ihrer Berufung in be¬
friedigender Weise erreicht worden. Der Staatshaushalt ist
auf drei Jahre neu geregelt, freilich zum Bedauern der
Regierung, ohne daß eine Erleichterung der Lasten hat ge¬

währt werden können, allein doch mit einem Abschluß, der als
beruhigend wird bezeichnet werden dürfen.

Im Namen Seiner Königlichen Hoheit des Großhcr-
zogs erkläre ich den Landtag des Großherzogthums für ge¬
schlossen.

Der Abg. Ahlhorn  bringt ein Hoch auf Seine König¬
liche Hoheit den Großhcrzog aus, in das die Versammlung
dreimal einstimmt.

Womit geschlossen.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung des Bureaus den 25. März 1870, Nachmittags 12i/z Uhr.

Hullmann. Müller. Propping.



Protokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Zweite geheime Sitzung.

Oldenburg , den 15 . Februar 1870 . Mittags 1 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hüll  mann.

Das Protokoll der ersten geheimen Sitzung wird vom
Schriftführer Propping  verlesen. Dasfelbe wird genehmigt.

Tagesordnung:
Bericht deS Ausschusses, betreffend die Erbauung einer

Eisenbahn von Eutin nach Lübeck.
Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses:

der Landtag wolle dem von der Staatsregierung mit
der freien und Hansestadt Lübeck abgeschlossenen Staats¬
vertrage, betreffend die Förderung einer Eisenbahnver¬
bindung zwischen Eutin und Lübeck, seine Zustimmung
ertheilen und sich zugleich damit einverstanden er¬
klären, daß der zu concessionirenden Gesellschaft die
unentgeltliche Ueberweisnng des für eine zwcigeleisige
Bahnanlage nebst unmittelbaren Zubehörungen inner¬

halb des Fürstenthums Lübeck erforderlichen Staats¬
grundes, zugesichert werde,

wird in namentlicher Abstimmung einstimmig angenommen.

Dafür stimmten die Abgeordneten: Abels , Barg mann,
Blunck , Bünnemeyer , Bulling , Cammann , Cilks,
Eissel , Gräpel , von Hammel , Hoher , Huchting,
Hnllmann , Lengler , Lübben , Maas , Massing,
Müller ' Oldcjohanns , Propping , Ramien , Rüde-
busch, Russell , Schildt , Schomann , Schwegmann,
Strodthoff , Stukenborg und Millers.

Der Abgeordnete Wulff  enthielt sich der Abstimmung.

Die Abgeordneten Ahlhorn und Selkmann  waren
nicht anwesend.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der 3. geheimen Sitzung am 2. März 1870.

Hullmann. Müller.



rotokoll
über

die Verhandlungen
des

XVI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Dritte geheime Sitzung.

Oldenburg , den 2. März 18 7 0. Mittags 12 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.

Schriftführer Müller  verliest das Protokoll der zweiten
geheimen Sitzung. Dasselbe wird genehmigt.

Tagesordnung:
Antrag zum mündlichen Berichte des Finanzausschusses

über das Schreiben des Großherzoglichen Staatsmiuistcriums
vom 4. Juni 1869, betreffend einen Vertrag zwischen Olden¬
burg und Preußen wegen der Zoll- und Steucrverhältnisse
des Fürstenkhums Lübeck.

Der Ausschußautrag:
der Landtag wolle dem zwischen Oldenburg und

Preußen wegen der Zoll- und Steuerverhältnisse des
Fürstenthums Lübeck und der mit demselben zusammen¬
hängenden Oldenburgischen Gebietstheile unterm 7.
October 1868 abgeschlossenen und mittelst Höchsten
Patents vom 28. December 1868, — so weit nöthig
unter Bezugnahme auf Art. 137 Ziffer 2 des Staats¬
grundgesetzes— publicirten Vertrage hinsichtlich des
Fürstenthums Lübeck seine Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der 4. geheimen Sitzung am 18. März 1870.

Griipel. Propping.
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über
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Protokoll
über

dir Verhandlungen
der

2.Versammlung des xvi.Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Erste Sitzung.

Oldenburg , den 16 . Juli 18 7 0. Vormittags 11 ^ Uhr.

-

Vorsitzender: Zuerst AlterspräsidentAhlhorn,  dann Präsident Hnllmann.

Nachdem der Amtsassessor Römer  Namens der Groß-
herzoglichen Staatsregicrung die Versammlung begrüßt und
eröffnet hatte, übernahm der Abgeordnete Ahlhorn  auf er¬
gangene Aufforderung den Vorsitz als Alterspräsident, mit dem
Bemerken, daß der Abgeordnete Eilks  zwar der älteste der
anwesenden Abgeordneten sei, dieser jedoch die Uebcrnahme des
Vorsitzes ablehne., Der Alterspräsident hielt sodann, nachdem
er zunächst die Abgeordneten Barg mann und Schomann
als jüngste Mitglieder zu Schriftführern berufen hatte, eine
kurze Ansprache an die Versammlung und schloß mit einem
Hoch auf Seine Königliche Hoheit den Großherzog, in welches
die Versammlung dreimal lebhaft einstimmte.

Bei der sodann vorgenommenen Verlesung des Verzeich¬
nisses der Abgeordneten ergab sich, daß die Abgeordneten:

Hoyer , Proppiug , Schwegmann und Stu¬
kenborg

fehlten.
Die Wahlacten, betr. die Neuwahl eines Abgeordneten

im 9. Wahlkreise, wurden zur Prüfung an die 4. Abtheilung
(Wahlkreise2 und 3) übergeben und vom Abg. Grapel  in
Empfang genommen.

Die Sitzung wurde sodann auf kurze Zeit vertagt, nach¬
dem der Amtsasscssor Römer  erklärt hatte, daß der Mi¬
nister von Berg  Exc . um t2 Uhr cintrcffen werde, uni
den außerordentlichen Landtag förmlich zu eröffnen.

Wiedereröffnungder Sitzung um 12 Uhr Mittags.
Es erschien der Minister von Berg  Exc. in Begleitung

des Amtsassessors Römer,  verlas die Eröffnungsrede und er¬
klärte im Namen Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs
den 16. außerordentlichen Landtag des Großherzogthums für
eröffnet.

Hierauf wurde zur Präsidentenwahl geschritten. Gewählt
Protokolle. XVI. Landtag.  2 . Versammlung.

wurde der Abg. Hnllmann  mit 23 Stimmen;' die Abgeord¬
neten Lentz und Gräpel  erhielten je eine Stimme.

Präsident Hullmann  übernahm sofort den Vorsitz und
wandte sich zunächst mit kurzer Rede an die Versammlung, in
welcher er auknüpfend an die Eröffnungsrede namentlich auch
betonte, daß der Krieg, welcher nach den cingetretenen Ereignissen
für Deutschlands Ehre zu führen sei, auch in unserem Lande
allgemeine Sympathie finde und die größte Opferfreudigkeit
vorhanden fei. Er schlage vor, Seiner Königlichen Hoheit dem
Großherzoge durch eine Deputation, deren Mitglieder vom Prä¬
sidium zu ernennen seien, von dieser Stimmung des Landtags
Kunde zu geben und nehme allseitige Zustimmung an, wenn
kein Widerspruch erfolge.

Ein Widerspruch erfolgte nicht.
Zum Vicepräsidenten wurde sodann der Abg.- Gräpel

mit 22 Stimmen und zu Schriftführern die Abg. Müller
mit 21 Stimmen, Strodthoff  mit 18, Stimmen und
Huchting  mit 15 Stimmen gewählt.

Amtsasscssor Römer  übergab ein Verzeichniß der an den
außerordentlichen Landtag gelangenden Vorlagen. (Anlage

Der Präsident schlug vor, daß der in der ersten ordent¬
lichen Sitzung des XVI. Landtags gewählte Geschäftsausschuß
sich alsbald zurückziehcn möge, um noch heute Vormittag we¬
gen der bezüglich der einzelnen Vorlagen zu bildenden Aus¬
schüsse und deren Besetzung.dem Landtage Vorschläge zu
machen, worauf dann sofort mit den Wahlen verfahren werden
könne. Da der Abg- Lengler  ausgetreten und somit kein
Abgeordneter aus den Fürstcnthümcrn im Geschäftsausschuß
sei, so gebe er anheim, ob nicht der Geschäftsausschuß durch
Cooptation je eines Abgeordneten ans jedem Fürstenthume
sich ergänzen solle. Ferner wurde vom Präsidenten vorgeschla¬
gen, daß das Präsidium autorisirt werde, wie bisher zwei
Accessisten zur Aufzeichnung der Verhandlungen zuzuzichen.
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Alle diese Vorschläge des Präsidenten wurden vom Land¬

tage stillschweigend angenommen.
Der Abg . Gräpel  berichtete hierauf über die im 9.

Wahlkreise stattgehabte Neuwahl und beantragte die WM des

zum Abgeordneten .gewählten Bierbrauers Zähler  zu Sötern
für gültig zu erklären. Nachdem dies geschehen war , leistete der
Abg . Zöhler  auf Aufforderung des Präsidenten den im Art.
130 Z. 1 des Staatsgrundgesetzcs vorgeschricbenen Md.

Hierauf wurde die Sitzung auf kurze Zeit vertagt , damit
der Geschäftsausschuh sich zur Berathung zurückziehe.

Wiedereröffnung der Sitzung um 12 ^ Uhr Mittags.
Der Geschästsvertheilungsausschuß machte seine Vorschläge,

und wurden in Gemäßheit derselben folgende 5 Ausschüsse

gebildet und folgende Personen in dieselben gewählt:

1) Ein Ausschuß von 7 Personen für die geheime Vor¬
lage (Nr . 7 der Vorlagen ) . In denselben wurden
gewählt die Abgeordneten : Abels , Ahlhorn,
Gräpel , Russell und Selkmann mit je 19,
Müller und Oldejohanns  mit je 18 Stimmen.

2 ) Ein Ausschuß von 9 Personen für die Vorlagen,
welche sich auf Abänderung der Gemeindeordnung be¬

ziehen. (Vorlagen Nr . 3 und 5) . Es wurden ge¬
wühlt die Abgeordneten : Barg mann , Bulling,
Cammann , Lcntz , Ramien , Rüdebusch mit je
24 , Huchting mit 23 , Stukenborg  mit 21 und
Kr ahn  mit 20 Stimmen.

3) Ein Ausschuß von 7 Personen für die Vorlage Nr . 9,
betreffend Aenderung der Einkommensteuergesetze. Es
wurden gewählt die Abgeordneten : Eissel,  Hör ) er,
Hullmann , Schildt , Schomann , Schweg¬
mann , Millers  mit je 22 Stimmen.

4 ) Ein Ausschuß von 5 Personen für die Vorlagen
Nr . 1 und 2 . Es wurden gewählt die Abgeordneten:
Bünnemeper , Eissel , Russell , Schomann
mit je 17, Selkmann  mit 16 Stimmen.

5 ) Ein Petitionsausschuß von 9 Personen . Es wurden
gewählt die Abgeordneten : Bünnemei ) er , Eilks,
von Hammel , Lentz , Lübben , Massing,
Propping mit je 2l , Strodthoff und Zöhler
mit je 20 Stimmen.

Hierauf wurde um 1 Uhr Nachmittags die Sitzung
geschlossen.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der 2 : Sitzung des XVI . außerordentlichen Landtags vom 23 . Juli 1870.

Hullmann . Bargmann.

Anlage 1.
zum Protokolle vom 16 . Juli 1870.

Verzeichyiß
der Vorlagen für die zweite Versammlung des XVI . Landtags.

Datum. Gegenstand. Bemerkungen.

1.
1870.

Juni 25. bctr . Bildung einer Gemeinde Garrel.
2. „ 30. betr. Aufhebung der bestehenden .Vorschriften über die Verpflichtung zur An-

3. Juli 11.

zeige gemeingefährlicher ansteckender Viehkrankheilen im Fürstenthnm
Birkenfeld.

betr . die Abänderung des Abschnitts XVI . der Gemeindeordnung und Aus-

4. ,, 12.

dehnung desselben auf die abgetretenen vormals holsteinischen Gebiets-
theile (Fürstenthum Lübeck) ,

betr . Ernennung von Regierungsbevollmächtigten.
5. „ 13. betr. Abänderung der Gemeindeordnung für das Herzogthum Oldenburg vom

1. Juli 1855.
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Datum. Gegenstand. Bemerkungen.

6.
1870.

Juli 13. betr. die zu errichtende höhere Bürgerschule zwischen Idar und Oberstein.
7. ,/ 12. betr . den Ausbau des Eisenbahnnetzes im Herzogthuin Oldenburg. Vertraulich!
8. .. 13. betr . die Consolidirung der Schulden des Herzogthums.
9. „ 15. betr. Aenderung der Gesetze vom 6. April 1864 für das Herzogthum Oldem

bürg , vom 3. Juli 1865 für das Fürstenthum Lübeck und vom 1.
Mai 1865 für das Fürstenthum Birkenseld, betr . Einführung einer
Einkommensteuer..

um
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Protokoll
über

die Verhandlungen
der

2. Versammlung des XVI.Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Zweite Sitzung.

Oldenburg , den 2 3 . Iuli 1 8 70 . Vormittags 10 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Hüll mann.

Vom Schriftführer  Barg 'mann wird das Protokoll

der ersten Sitzung verlesen und genehmigt-

Eingänge:
t)  Petition des Gemeinderaths zu Dedesdorf , betr . die

Belastung des Amts daselbst . (An den Ausschuß für
die geheime Vorlage .)

2 ) Ministerialprotokoll über die Eröffnung des Landtags;
rul n «tn.

3 ) Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums , betr.
die Landtagskostcn ; nä neta . ?. ^

4 ) Desgl . bei Vorlegung eines Gesetzentwurfs , betr . die
Kriegslcistungen . ( An den Ausschuß für die geheime
Vorlage .)

5 ) Vorstellung des hiesigen Stadtmagistrats , betr . Inter¬
pretation der letzten Bewilligung des Landtags für die
Realschule Hieselbst. ^ (An den Ausschuß für die geheime
Vorlage .)

6 ) Wahlactcn über die Wahl eines Abgeordneten im 8.
Wahlkreise , Fürstenthum Lübeck. (An die zweite Ab-
thcilung zur . Prüfung .)

7) Schreiben der Größherzoglich 'en Skaatsregierung , betr.
Ernennung desGeh . Ministerialraths Selkmann  zum

. Reg .- Koniniistär ; äcl uotu.
Der Präsident theilt mit , daß die Deputation von Sei¬

ner Königlichen Hoheit dem ' Großherzoge huldvoll empfangen
worden . " ' '

Tagesordnung:

t.  Bericht der zweiten Abtheilüng über die Neuwahl ',
im achten Wahlkreise.

Der Antrag der Abtheilung , die Wahl des vr . Nathan
für gültig zu erklären , wird angenommen . — Der Abg .. Na¬
than  leistete den im Art . 130 Z. 1 des Staatsgrundgesetzes
vorgcschriebeuen Eid.

2 . Mündlicher Bericht des Ausschusses über den Gesetz¬
entwurf , betr . die Bildung einer Gemeinde Garrel.

Der Entwurf wird ' gemäß ' dem Ausschußantrage ange¬

nommen . 7 - -- . i :l- .

. .3 . Mündlicher Bericht des Allsschusses , betr ? Aufhebung
der bestehenden Vorschriften über ' die Verpflichtung zur An¬
zeige gemeingefährlicher ansteckender Viehkrankheiten im Fürsten-
thum Birkenfcld.

Derselbe wird gleichfalls dem Ausschußantrage gemäß
angenommen.

4 . Ausschußbcriebt, , betr . den Entwurf eines Gesetzes für
das Fürstenthum Lübeck ) betr . die Aenderuug des Abschnitts
XVI . der Gemeindeordnung und Ausdehnung desselben auf die
abgetretenen vormals Holsteinischen Gebietstheile.

Die Ausschußanträge Nr . 1 bis 7 . incl . werden ange¬
nommen.

5 . Mündlicher Bericht des Ausschusses überv den Ent¬

wurf . eines Gesetzes , betr . Abänderung der Gemeindeordnung
für das Herzogthum Oldenburg vom 1, Juli 1856 ^ .

Sämmtliche Anträge des Ausschusses ; Anlage I . X . , mit
dessen Abänderungen , Anlage I . 0 ., und der Antrag der

Staatsrcc îeruiig , Anlage 1 . 6 ., werden angenommen.
6l Mündlicher Bericht des Ausschusses , betr -. dze zu er¬

richtende höhere Bürgerschule zwischen Idar und Oberstein.
Die Anträge der Staatsregierung werden angenommen.

Vicepräsident Gräpel  übernimmt den Vörsitz .^
7 . Mündlicher Bericht über die Gesetzentwürfe wegen

Abänderung der Gesetze , betr . die Einführung einer . Einkom¬
mensteuer für das Hcrzogthum Oldenburg, , für das Fürsten-
thuin Lübeck und für das Fürstenthum Birkcnfeld.

Die drei Gesetzentwürfe werden auf mündlichen Antrag
des Ausschusses unverändert angenommen , nachdem zuvor der
Landtag die sofortige Bcrathung beschlossen hatte.
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Präsident Hüll mann  übernimmt wieder den Vorsitz.

8 . Mündlicher Bericht des Ausschusses über die Petition
des Gemeinderaths zu Dedesdorf , betr . die Belastung des Amts
daselbst.

Der Ausschußantrag , Anlage II ., wird angenommen.

9 . Mündlicher Bericht des Ausschusses über den Gesetz¬
entwurf , betr . die Kriegsleistungen.

Der Ausschuß hat die in Anlage III . enthaltenen An¬
träge gestellt . Nr . 1 derselben wird angenommen . Zu Art . 1

Z. 2 stellt der Abg . Ahlhorn  den genügend unterstützten
Antrag , Anlage III . L ., welcher angenommen wird.

Hierauf werden die Artikel 2 und 3 des Gesetzentwurfs
unverändert angenommen.

10. Mündlicher Bericht des Ausschusses über die Ein¬
gabe des Stadtmagistrats zu.Oldenburg , betr. den Landtags¬
beschluß vom 19. März 1870 , betr. den bewilligten Zuschuß
zu den Kosten der höheren Bürgerschule zu Oldenburg.

Die vom Ausschuß gestellten Anträge , Anlage IV . Nr . 1,
2 und 3 , werden angenommen.

Vorgelesen , genehmigt und unterschrieben in der Sitzung am 23 . Juli 1870 , Nachmittags 4 Uhr.

Hullrnann . Huchting.

Anlage I.

Anträge
des Ausschusses zu der Vorlage Nr . 5 , betr . Abände¬

rung der Gemeindeordnung für das Herzogthum
Oldenburg.

Antrag Nr . 1.
Der Landtag wolle die Eingangsbestimmung des Gesetz¬
entwurfs und die neuen Artikel 156 Z. 2 , 164 , 165

und 166 unverändert annehmen.

Antrag Nr . 2 , /
Der Landtag wolle zu Art . 167 beschließen , daß hin¬
ter dem Worte „ Gemeinden " — unter Streichung der
Worte ,,zur Verpflegung ihrer Armen unvermögend
sind " eingeschaltet werde : „haushälterischer Armenpflege
ungeachtet durch die Verpflegung ihrer Armen über¬
lastet find ."

Antrag Nr . 3.
Der Landtag wolle den Art . 167 mit dieser Aenderung
annehmen.

Antrag Nr . 4.
Der Landtag wolle die Artikel 168 , 200 , 201 , 202,
203 , 204 unverändert annehmen.

Antrag Nr . 5.
Der Landtag wolle zu Art . 205 die Streichung der

.Worte : „berechtigt und " beschließen.

Antrag Nr . 6 . -
Der Landtag wolle den Art . 205 mit dieser Aende¬
rung annehmen.

Antrag Nr . 7.

Der Landtag wolle die Art . 206 , 207 und 208
unverändert annehmen.

Anlage I. L.

Fernere Anträge des Ausschusses.
Jni Hinblick auf das durch die Verordnung des Präsi¬

diums des Norddeutschen Bundes vom 7 . November 1867
eingeführte Preußische Gesetz wegen der Kriegsleistungen vom
11 . Mai 1851 sieht sich der Ausschuß zu folgenden ferneren
Anträgen veranlaßt:

Antrag Nr - l . n.
Abänderung der Eingangsbestimmung dahin , daß hin¬
ter dem Worte : „werden " eingeschaltet wird : „und zwar
die Art . 156 tz. 2 und 164 bis 168 " und ferner
hinter der Ziffer: „1871 " die Worte : „und die Artikel
200 bis 208 vom Tage der Publikation dieses Ge¬
setzes" eingefügt werden.

Antrag Nr . 1. b.
Annahme der Eingangsbestimmung mit dieser Aende¬
rung.

Antrag Nr . 4 . a.
Zum Art . 20Ir Einschaltung folgenden Passus snd Nr . 4.

Besorgung dep Kriegsleistungen , welche nach Maß¬
gabe des durch die Verordnung des Präsidiums des
Norddeutschen Bundes vM 7 . November 1867 An¬
geführten Preußischen Gesetzes wegen der Kriegsleistungen
und deren Verfügung vom II . Mai 1851 den
Kreisen obliegen.

Antrag Nr - 4 . k . - ^
Veränderung der Ziffer 4 oes Art . 201 . des Gesetz¬
entwurfs in Ziffer 5.

Antrag Nr . 4 . o.
Annahme des Art . 201 mit diesen Abänderungen.

Aus dem Antrag Nr . 4 füllt demnach die Ziffer 201 weg.
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Anlage I., 0
Antrag

des Regieruugscommissars Barnstedt.
Abänderung des Art. 156 Z. 2 dahin, daß der Absatz
2 wegfällt, und Abänderung des Art. 200 dahin, daß
als zweiter Absatz hinzugefügt wird:

„Die Gemeinden Stadtgemeinde Oldenburg und Ge¬
meinde Dedesdorf werden als solche den Amtsvcr-
bänden gleichgestellt."

Anlage II,
Ausschußantrag

über die Petition des Gemeinderaths zu Dedesdorf,
betr. die Belastung des Amts daselbst.

Der Landtag wolle Groszherzogliche, Staatsregierung
ermächtigen, das Amt daselbst in der bisherigen Weise
bis weiter provisorisch fortbestehen zu lassen und
für den Beamten bis im Maximo zu 800 Thlr. und
für den Aktuar im Falle der Erledigung der jetzigen
Stelle im Maximo bis zu 300 Thlr. zu verwenden.

' Anlage HI. -I.
Ausschußanträge

zu dem Gesetzentwürfe, betr. die Kriegsleistungen.
Nr. 1.

Im Art. 18 - 1 werde, den Worten „die auf Grund"
nachgcfügt„des Art. 4."

Nr . 2.
Dem 8- 2 des Art. I werde nachgefügt:

Die Staats- und Krongüter haben zu dieser Last
nach dem Fuße der Einkommensteuer beizuträgen und
sind demnach dazu einzuschätzen."

Nr. 3. .
Der Landtag wolle M diesen̂Äenderungen den Art. 1
annehmen. -- 7^ '

Nr. 4. '
Der Landtag.wolle die Art. 2 und 3 annehmen.

Anlage III. L.

Der ß. 2 des Art. 1 erhalte folgende Fassung:
Z. 2. Innerhalb einer jeden Provinz erfolgt die

Verthcilung nach dem Fuße der Einkommensteuer,
1) über die einzelnen Amts- bezw. Bürgermeisterei-

und über die Gemeindebezirke, und daneben
2) über das gesammte Staats- und Krongut der

Provinz, welches zu diesem Behufe zur Ein¬
kommensteuer cinzuschätzen ist. Diese Einschätzung
geschieht durch das Staatsministerium, Departe¬
ment der Finanzen.
Das Staats- und Krongut ist dagegen inner¬

halb der Gemeinden beitragsfrei.

Ablage IV.

Anträge
des Ausschusses zu der Eingabe des Stadtmagistrats
zu Oldenburg, betr den Landtagsbeschlutz vom 19. Mürz
1879, betr. den bewilligten Znschutz zu den Kosten der

höheren Bürgerschule zu Oldenburg.
Nr. 1.

Der Landtag wolle beschließen:
Die in.Betreff des bewilligten Zuschusses zu den Kosten
der höheren Bürgerschule zu Oldenburg für 1870/72
von jährlich 1500 Thlr. getroffenen näheren Bestim¬
mungen werden dahin abgeändert:

1) .zu Ziffer 2 sind die Worte „und des Stadtge¬
biets" zu streichen,

2) zu Ziffer3. a. und 3. b. ist statt der Worte „des
Stadtgebiets" zu setzen„der Stadt "

Nr. 2. ^ /
Der Landtag wolle die Grostherzogtiche Staatsregierung
ersuchen, mit dem obigen Beschlüsse sich einverstanden
zu erklären. -

Nr. 3.
Der Landtag wolle im klebrigen über die Eingabe des
Stadtmagistrats zur Tagesordnung übergehen. ' .



Protokoll
über

die Verhandlungen
der

2.Versammlung des XVI,Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Dritte Sitzmrg.

Oldenburg , den 23 . Juli 1870 . Nachmittags 4 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Hüll mann.

Vom Schriftführer Huchting wurde das Protokoll der
zweiten Sitzung verlesen und genehmigt.

Tagesordnung:
Die in der zweiten Sitzung berathcnen Gesetzentwürfe
1) betr. Bildung einer Gemeinde Garrel,
2) betr. Aufhebung der bestehenden Vorschriften über die

Verpflichtung zur Anzeige gemeingefährlicher ansteckender
Viehkrankheiten im Fürstenthum Birkenfeid,

3) betr. die Aenderung des Abschnittes XVI. der Ge-
meindeordnnng cür das Fürstenthum Lübeck und Aus¬
dehnung desselben auf die abgetretenen vormals Hol¬
steinischen Gebietstheilc-

4) betreffend Abänderung der Gsmeindeordnung für das
Herzogthum Oldenburg vom 1. Juli 1855,

5) betr. Abänderung der Gesetze für das Herzogthum
Oldenburg, für das Fürstenthum Lübeck und für das
Fürstenthum Birkenfeld wegen Einführung einer Ein¬
kommensteuer,

wurden, so wie sie aus erster Lesung heroorgegangen, genehmigt.
Hierauf wurde die Sitzung auf eine halbe Stunde aus¬

gesetzt.
Nachdem die Sitzung wieder eröffnet worden, wurde der

Gesetzentwurf, betr. die Kriegsleistungen, so wie er in erster
Lesung beschlossen, in zweiter Lesung unverändert angenommen.

Hierauf erschien.Seine Ercellen; der Herr Minister-Prä¬
sidentv. Rössing  und hielt folgende Ansprache:

„Meine Herren!
Nachdem der Landtag des Großherzogthums jetzt seine

Geschäfte beendigt hat, habe ich im Aufträge Seiner König¬
lichen Hoheit des Großherzogs denselben zu schließen.

Seine Königliche Hoheit danken Ihnen herzlich für die
Raschheit, mit der Sie Ihre Arbeiten erledigt haben und für
die Bereitwilligkeit, mit der Sie den Anträgen der Staats¬
regierung cntgegengekommen sind.

Meine Herren! Wir gehen ernsten Ereignissen entgegen,
es werden schwere Opier von uns gefordert, aber wir brin¬
gen sie gern für die frevelhafter Weise in Frage gestellte
nationale Existenz Deutschlands. Ja , wir können diese Opfer
mit freudiger Zuversicht bringen, da das einige Deutschland
noch nie besiegt ist, da eine Opferwilligkeit und Kampfeslust
vorhanden ist gleichwie vor den früheren Siegen über unseren
Feind im Westen, da wir uns auf eine Armee stützen, die
zu siegen gelernt hat und wir uns einer politischen und mili¬
tärischen Führung erfreuen, auf die wir mit vollster Zu¬
versicht Hinblicken können.

Und nun, meine Herren! gehen Sie heim mit Gott,
ohne Den kein Werk gelingen kann.

Im Namen Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs
erkläre ich den Landtag des Großherzogthums für geschloffen."

Vom Präsidenten Hüll mann  wurde ein Hoch auf
Seine Königliche Hoheit den Großherzog und das deutsche
Vaterland ausgebracht, in das die Versammlung dreimal be¬
geistert einstimmte.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben in der Sitzung des Büreaus am 23. Juli 1870, Nachmittags6 Uhr.

HlllllNlMN. Strodthoff.
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